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Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsanordnungen 

Achtes Kirchengesetz
 
zur Änderung der Verfassung
 

Vom 24. September 1994
 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:
 

Artikel 1
 

Die Verfassung der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 8. Februar 1994 (GVOBI. 
Seite 81) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 35 Absatz 1 wird um Satz 2 wie folgt ergänzt: 

"Den Umfang der Genehmigungspflicht nach Satz 1, zwei­
ter Halbsatz. regelt die Kirchenleitung durch Rechtsver­
ordnung." 

2. Artikel 37 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 wird hinter Satz 1 eingefügt: 

"Die Beteiligten sind anzuhören." 

b) Die Absätze 3 bis 5 werden wie folgt neu gefaßt: 
,,(3) Sinkt die Zahl der Mitglieder von Kirchenvorstän­
den sowie Verbandsausschüssen und Verbandsvertre­
tungen von Kirchengemeindeverbänden auf die Hälfte 
oder weniger als die Hälfte der gesetzlichen Mitglieder­
zahl, so bestellt der Kirchenkreisvorstand unverzüglich 
ein Beauftragtengremium. Mit der Beauftragung endet 
das Amt der verbliebenen Mitglieder. Das Beauftragten­
gremium nimmt die Rechte und Pflichten des jeweiligen 
Gremiums wahr. Der Kirchenkreisvorstand entscheidet 
über den Zeitpunkt der Neuwahl für die laufende 
Wahlperiode. Liegen zwischen dem Zeitpunkt der Be­
auftragung und dem Ablauf der Amtsperiode des je­
weiligen Gremiums weniger als achtzehn Monate, so ist 
eine Neuwahl ausgeschlossen. 

(4) Gelingt es nicht, einen Kirchenvorstand, den Ver­
bandsausschuß oder die Verbandsvertretung eines Kir­
chengemeindeverbandes nach dem durch kirchliche 
Ordnung vorgeschriebenen Verfahren zu bilden, so be­
stellt der Kirchenkreisvorstand an ihrer Stelle ein Beauf­
tragtengremium. Absatz 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

(5) Sind aus anderen als den in den Absätzen 1, 3 und 4 
genannten Gründen Kirchenvorstände sowie Ver­
bandsausschüsse und Verbandsvertretungen von Kir­
chengemeindeverbänden nicht in der Lage, die ihnen 
obliegenden Aufgaben zu erfüllen, so bestellt der Kir­
chenkreisvorstand ein Beauftragtengremium, das bis 
zum Wegfall der Behinderung die Rechte und Pflichten 
für das jeweilige Gremium wahrnimmt. Mit der Beauf­
tragung ruht das Amt der Mitglieder des jeweiligen 
Gremiums." 

c) Der Wortlaut des bisherigen Absatzes 4 wird Absatz 6. 

3. Artikel 38 wird wie folgt geändert: 

a) Die Buchstaben b, c, d, e, f, mund 0 werden aufgehoben. 

b) Buchstabe i wird wie folgt gefaßt: 

"i) Neubau, Umbau oder Abbruch von Gebäuden," 

c) in Buchstabe n wird das Wort "anderer" gestrichen. 

4. Artikel 44 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die Voraussetzungen und das Verfahren für die An­
erkennung und ihre Rücknahme regelt die Kirchenleitung 
durch Rechtsverordnung." 

5. Artikel 73 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 73 

(1) Die Synode wählt aus ihrer Mitte eine Präsidentin oder 
einen Präsidenten sowie zwei Vizepräsidentinnen oder Vi­
zepräsidenten; sie bilden das Präsidium. Die Präsidentin 
oder der Präsident darf nicht der Gruppe der Pastorinnen 
und Pastoren oder der Gruppe der hauptamtlichen Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter angehören. 

(2) Das Präsidium leitet die Verhandlungen und Geschäfte 
der Synode und vertritt die Synode in ihren Angelegenhei­
ten in der Öffentlichkeit. 

(3) Das Präsidium bereitet nach Beratung mit der Kirchen­
leitung die Tagungen der Synode vor." 

6. Artikel 79 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 wird Buchstabe d aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

,,(2) Die nach den Vorschriften dieser Verfassung 7U­

stande gekommenen Kirchengesetze und Rechtsver­
ordnungen werden von dem vorsitzenden Mitglied der 
Kirchenleitung ausgefertigt und im Gesetz- und Ver­
ordnungsblatt verkündet. Artikel 70 Absatz 1 und 2 ist 
zu beachten. Jedes Kirchengesetz und jede Rechtsver­
ordnung soll den Tag des Inkrafttretens bestimmen. 
Fehlt eine solche Bestimmung, so treten sie mit Ablauf 
des Tages in Kraft, an dem das Gesetz-und Verord­
nungsblatt herausgegeben worden ist." 

c) Der Wortlaut des bisherigen Absatzes 2 wird Absatz 3. 

7. Artikel 91 Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

"h) Die Bischofinnen und Bischöfe können eine Pastorin 
oder einen Pastor mit gesamtkirchlichen Aufgaben und 
Pastorinnen und Pastoren eines Kirchenkreisverbandes 
einer Kirchengemeinde zur Verkündigung des Evange­
liums in Wort und Sakrament zuordnen. Die Zuord­
nung ist nur mit Zustimmung der Pastorin oder des Pa­
stors, des Kirchenvorstandes und des Kirchenkreisvor­
standes zulässig." 

8. Artikel 120 Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

,,(1) Die nach dieser Verfassung geordneten kirchlichen 
Gremien sollen sich eine Geschäftsordnung geben." 

Artikel 2 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Das vorstehende, von der Synode am 24. September 1994 
beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 
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Kiel, den 11. Oktober 1994 

Die Kirchenleitung 

Kar! Ludwig Kohlwage 

Bischof und Vorsitzender 

Az.: 1202-1- VH I 

Kirchengesetz
 
zur Änderung des Pastorenausbildungsgesetzes
 

Vom 24. September 1994 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Pastorenausbildungsgesetz in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 28. Januar 1989 (GVOB!. S. 44), zuletzt 
geändert durch die Rechtsverordnung vom 13. März 1990 
(GVOS!. S. 142), wird wie folgt geändert: 

§ 6 erhält folgende Fassung: 

,,§ 6 

(1) Durch die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst tritt 
die Kandidatin oder der Kandidat in der Regel in ein öffent­
lich-rechtliches Dienst- und Treueverhältnis zur Nordelbi­
sehen Kirche. Es ist ein Dienstverhältnis auf Widerruf. 

(2) In begründeten Ausnahmefällen, insbesondere wegen 
des Lebensalters, der Berufsgeschichte oder des Gesundheits­
zustandes kann ein privatrechtliches Dientsverhältnis be­
gründet werden. Im Dienstvertrag ist ausdrücklich festzuhal­
ten, daß die Rechtsverordnung zur Regelung der Durchfüh­
rung des Vorbereitungsdienstes der Vikarinnen und Vikare in 
der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche sowie 
das Pastorenausbildungsgesetz und das Pfarrerdienstrecht 
Anwendung finden, soweit nicht abweichende Vereinbarun­
gen zu treffen sind." 

Artikel 2 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, das Pastorenausbil­
dungsgesetz in der vom Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
an geltenden Fassung in geschlechtergerechter Sprache neu 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 

Artikel 3 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

Das vorstehende, von der Synode am 24. Oktober 1994 be­
schlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 11. Oktober 1994 

Die Kirchenleitung 

Kar! Ludwig Kohlwage 

Bischof und Vorsitzender 

Az.: 2321 

Bekanntmachung
 
der Neufassung des Pastorenausbildungsgesetzes
 

Vom 24. Oktober 1994 

Aufgrund des Artikels 2 des Kirchengesetzes zur Änderung 
des Pastorenausbildungsgesetzes vom 24. Oktober 1994 
(GVOB\.S. 211) wird nachstehend der Wortlaut des Pastoren­
ausbildungsgesetzes in der vom 2. November 1994 an gelten­
den Fassung bekanntgemacht. Die Neufassung berücksich­
tigt: 

1.	 Die Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 1989 
(GVOB!.S. 44), 

2.	 den Artikel I der am 16. März 1990 in Kraft getretenen 
Rechtsverordnung vom 13. März 1990 (GVOB!.S. 142), 

3.	 den Artikel 1 des am 1. November 1994 in Kraft tretenden 
eingangs genannten Kirchengesetzes. 

Kiel, den 11. Oktober 1994 

Die Kirchenleitung 

Kar! Ludwig Kohlwage 

Bischof und Vorsitzender 

Az.: 2321 

* 

Kirchengesetz
 
über die Ausbildung zum Dienst
 

der Pastorin oder des Pastors
 
in der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche
 

(Pastorinnen- und Pastorenausbildungsgesetzl
 

§ 1
 

Die Vorbereitung auf den Dienst der Pastorin oder des Pa­
stors geschieht nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
durch eine wissenschaftliche und praktische Ausbildung. 
Diese gliedert sich in ein Hochschulstudium und den Vorbe­
reitungsdienst der NordeIbisehen Kirche. Der Nachweis der 
erfolgreichen Ausbildung ist durch zwei theologische Prüfun­
gen zu erbringen. 

1. Vorbildung und Erste Theologische Prüfung 

§2 

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die in den Vorberei­
tungsdienst übernommen werden wollen, legen die Erste 
Theologische Prüfung in der Regel vor der Prüfungskommis­
sion der Nordelbischen Kirche ab. 

(2) Über die Zulassung zu den theologischen Prüfungen 
entscheidet das Theologische Prüfungsamt. 

§3 

In der Ersten Theologischen Prüfung weist die Kandidatin 
oder der Kandidat der Theologie ihre oder seine wissenschaft­
liche Qualifikation als Theologin oder Theologe nach. 
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§4 

(1) Voraussetzung für die Zulassung zur Ersten Theologi­
schen Prüfung ist, daß die Bewerberin oder der Bewerber 
nach Maßgabe der Prüfungsordnung 

a) ein Studium der Evangelischen Theologie von mindestens 
acht Semestern und 

b) die erforderlichen Kenntnisse in der lateinischen, griechi­
schen und hebräischen Sprache 

nachweist. 

(2) Die Bewerberin oder der Bewerber muß sechs Semester 
an einer deutschen staatlichen Hochschule studiert haben. In 
welchem Umfang Studiensemester an Kirchlichen Hochschu­
len oder an anderen Universitäten auf die Studienzeit ange­
rechnet werden können, wird durch die Prüfungsordnung ge­
regelt. 

(3) Das Theologische Prüfungsamt kann mit Rücksicht auf 
ein vorangegangenes anderes Universitätsstudium als das 
der Evangelischen Theologie oder mit Rücksicht auf einen be­
sonderen Bildungsgang von den vorgeschriebenen Studien­
zeiten einen angemessenen Zeitraum erlassen. 

11. Vorbereitungsdienst 

§5 

Im Vorbereitungsdienst wird die Kandidatin oder der Kan­
didat des Predigtamtes in Bindung an die Heilige Schrift des 
Alten und Neuen Testamentes und das Bekenntnis der evan­
gelisch-lutherischen Kirche in die Aufgaben des Dienstes ei­
ner Pastorin oder eines Pastors eingeführt. 

§6 

(1) Durch die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst tritt 
die Kandidatin oder der Kandidat in der Regel in ein öffent­
lich-rechtliches Dienst- und Treueverhältnis zur Nordelbi­
schen Kirche. Es ist ein Dienstverhältnis auf Widerruf. 

(2) In begründeten Ausnahmefällen, insbesondere wegen 
des Lebensalters, der 13erufsgeschichte oder des Gesundheits­
zustandes kann ein privatrechtliches Dienstverhältnis be­
gründet werden. Im Dienstvertrag ist ausdrücklich festzuhal­
ten, daß die Rechtsverordnung zur Regelung der Durchfüh­
rung des Vorbereitungsdienstes der Vikarinnen und Vikare in 
der Nordeibisehen Evangelisch-Lutherischen Kirche sowie 
das Pastorenausbildungsgesetz und das Pfarrerdienstrecht 
Anwendung finden, soweit nicht abweichende Vereinbarun­
gen zu treffen sind. 

§7 

(1) In den Vorbereitungsdienst kann eine Kandidatin oder 
ein Kandidat aufgenommen werden, 

a) die oder der evangelisch-lutherischen Bekenntnisses ist, 

b) die oder der die Erste Theologische Prüfung in der Nordel­
bischen Kirche bestanden hat, 

c) die oder der durch amtsärztliches oder das Zeugnis eines 
vom Nordeibisehen Kirchenamt bestimmten Arztes nach­
weist, daß sie oder er frei von Krankheiten und Gebrechen 
ist, die eine künftige Ausübung des Dienstes als Pastorin 
oder Pastor wesentlich hindern, 

d) die oder der einen Auszug aus dem Bundeszentralregister 
und eine schriftliche Erklärung vorlegt, die über anhängige 
Ermittlungsverfahren Auskunft gibt, 

e) bei der oder dem im übrigen keine schwerwiegenden Tat­
sachen vorliegen, die einer künftigen Ausübung des Dien­
stes als Pastorin oder Pastor entgegenstehen. 

(2) lJbcr die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ent­
scheidet ein von der Kirchenleitung berufener Aussch uß, dem 
die Mitglieder des Theologischen Prüfungsamtes angehören. 
Er kann Ausnahmen von den Erfordernissen des Absatzes 1 
Buchst. b) und c) sowie § 2 Absatz 1 zulassen. 

(3) Wird einer Kandidatin oder einem Kandidaten die Auf­
nahme in den Vorbereitungsdienst versagt, sind ihr oder ihm 
die Gründe hierfür mitzuteilen. Sie oder er kann gegen diese 
Entscheidung Einspruch einlegen, über den die Kirchenlei­
tung endgültig entscheidet. 

(4) An Stelle einer Prüfung nach Absatz 1 Buchst. b) kann 
eine von einer anderen Prüfungsbehörde abgelegte, die Hoch­
schulausbildung abschließende Prüfung in Verbindung mit 
einem Vorstellungsgespräch anerkannt werden. Erscheint 
eine solche Prüfung als nicht gleichwertig, so wird die Auf­
nahme von einer Ergänzungsprüfung abhängig gemacht. Die 
Einzelheiten regelt die Prüfungsordnung. 

(5) Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst erfolgt im 
Rahmen der jeweilig vorhandenen Ausbildungsplätze. 

(6) Aus dem Bestehen der Ersten Theologischen Prüfung 
erwächst kein Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Vorbe­
reitungsdienst. 

§8 

(1) Das Dienstverhältnis nach § 6 wird durch Ernennung 
zur Kandidatin oder zum Kandidaten des Predigtamtes be­
gründet. Die Ernennung wird vom Nordelbischen Kirchen­
amt vorgenommen. Sie erfolgt durch Aushändigung einer Er­
nennungsurkunde. Die Ernennung wird mit dem Tag der 
Aushändigung der Ernennungsurkunde wirksam, wenn 
nicht in der Urkunde ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Er­
nennung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

(2) Die Kandidatin oder der Kandidat der Theologie ist un­
ter entsprechender Anwendung des § 27 des Pfarrergesetzes 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deut­
schlands vom 14. Juni 1963 auf ihren bzw. seinen Dienst zu 
verpflichten. Die Dienstbezeichnung ist Vikarin bzw. Vikar. 

§9 

Mit der Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ist die Kan­
didatin oder der Kandidat zur öffentlichen Wortverkündung 
und zum Dienst am Sakrament unter der Leitung und Verant­
wortung der oder des mit ihrer oder seiner Ausbildung Beauf­
tragten befugt. Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen 
trägt die Kandidatin oder der Kandidat die übliche Amtsklei­
dung. 

§ 10 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat ist verpflichtet, die 
kirchlichen Ordnungen einzuhalten, die Anweisungen für ih­
ren bzw. seinen Dienst zu befolgen und sich so zu verhalten, 
wie es von einer künftigen Pastorin bzw. einem künftigen Pa­
stor erwartet werden muß. Die Bestimmungen des Pfarrerge­
setzes gelten entsprechend. 

(2) Die Kandidatin oder der Kandidat ist zur Dienstver­
schwiegenheit verpflichtet. Die §§ 41 und 42 des Pfarrergeset­
zes gelten entsprechend. 
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(3) Eine Änderung des Familienstandes hat die Kandidatin 
oder der Kandidat dem Nordelbischen Kirchenamt anzu­
zeigen. 

(4) Für die Führung der Personalakten und die Aktenein­
heit gelten die Bestimmungen des Pfarrerrechts entspre­
chend. 

§11 

Die Kandidatin oder der Kandidat erhält wie eine Beamtin 
oder ein Beamter auf Widerruf im Vorbereitungsdienst nach 
Maßgabe der besonderen Bestimmungen: 

1.	 Anwärterbezüge, 
2.	 jährliche Sonderzuwendungen, 
3.	 vermögenswirksame Leistungen, 
4.	 jährliches Urlaubsgeld, 
5.	 Reisekostenvergütungen, 
6.	 Umzugskostenbeihilfen, 
7. Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen, 
8.	 Unfallfürsorge, 
9.	 Erholungsurlaub, 

10. Erziehungsurlaub. 

§ 12 

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert mindestens zwei Jahre. 

(2) Er geschieht 

a) in der Gemeinde unter Leitung der Vikariatsleiterin oder 
des Vikariatsleiters. 

'0) in der Region unter Leitung der Mentorin oder des Men­
tors, 

c) im Predigerseminar. 

(3) Die Einweisung in den Vorbereitungsdienst erfolgt 
durch den Ausbildungsausschuß. 

(4) Der Ausbiidungsausschuß kann in besonderen Fällen 
von der in Absatz 1 vorgeschriebenen Vorbereitungszeit teil­
weise befreien sowie einen in einer anderen der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland angehörenden Gliedkirche abge­
leisteten Vorbereitungsdienst anrechnen. Er kann bei nicht 
ausreichenden Leistungen in einzelnen Ausbildungsabschnit ­
ten die Vorbereitungszeit verlängern. 

(5) Die Kandidatirr oder der Kandidat untersteht der Dien­
staufsicht des Nordelbischen Kirchenamtes. Die unmittelbare 
Dienstaufsicht über die Kandidatirr oder den Kandidaten 
führt während des Gemeindevikariats die VIkariatsleiterin 
oder der Vikariatsleiter. in der Region die Mentorin oder der 
Mentor und während der Ausbildung im Predigerseminar 
die Direktorin oder der Direktor des Predigerseminars. Sinn 
und Zweck der Dienstaufsicht ist es, die Kandidatin oder den 
Kandidaten bei der Erfüllung der ihr oder ihm obliegenden 
Aufgaben zu beraten, anzuleiten, zu mahnen und nötigenfalls 
zu rügen (§ 62 Pfarrergesetz). 

(6) Die Kirchenleitung regelt die Einzelheiten für die 
Durchführung des Vorbereitungsdienstes auf Vorschlag des 
Ausbildungsausschusses. 

§13 

(1) Der Ausbildungsausschuß kann auf Antrag den Vorbe­
reitungsdienst für ein Auslandsvikariat verlängern. 

(2) Das Auslandsvikariat wird nach abgeschlossener Zwei­
ter Theologischer Prüfung absolviert. In begründeten Aus­
nahmefällen kann es zu Beginn des Vorbereitungsdienstes 
durchgeführt werden. 

§ 14 

Fügt die Kandidatin oder der Kandidat der Nordelbischen 
Kirche oder einer anderen kirchlichen Körperschaft in Aus­
übung des Dienstes schuldhaft einen Schaden zu, so gilt für 
ihre oder seine Verpflichtung zum Schadenersatz § 65 des 
Pfarrergesetzes entsprechend. 

§ 15 

(1) Das Dienstverhältnis der Kandidatirr oder des Kandi­
daten endet mit Ablauf des Monats, in dem ihr oder ihm die 
Mitteilung über das Bestehen der Zweiten Theologischen Prü­
fung zugestellt wird. Bei einem Auslandsvikariat (§ 13), das 
nach abgeschlossener Zweiter Theologischer Prüfung durch­
geführt wird, endet das Dienstverhältnis abweichend von 
Satz 1 nach Ablauf des Monats, in dem das Auslandsvikariat 
abgeschlossen wird. 

(2) Das Dienstverhältnis endet ferner mit dem Ablauf des 
Monats, mit dem ihr oder ihm nach einer nicht bestandenen 
Zweiten Theologischen Prüfung die Mitteilung zugestellt 
wird, daß sie oder er zu einer Wiederholung der Prüfung 
nicht zugelassen wird. 

§ 15 a 

(1) Die Absolventinnen und Absolventen der Zweiten 
Theologischen Prüfung erhalten unbeschadet der Beendi­
gung des Dienstverhältnisses nach § 15 ein LJbergangsgeld in 
Höhe des Zweifachen der zuletzt gewährten Anwarterbezu­
ge, wenn sie bis zum Beginn der mündlichen Prüfung einen 
Antrag auf Übernahme in das Probedienstverhältnis gestellt 
haben. Ein Anspruch auf Übernahme wird durch die Zahlung 
des Übergangsgeldes nicht begründet. 

(2) Das Übergangsgeld wird in zwei gleichen Teilbeträgen 
zu den für die Zahlung der Anwärterbezüge maßgeblichen 
Terminen gezahlt. 

(3) Einkünfte aus anderen Tätigkeiten werden auf das 
Übergangsgeld angerechnet. Sie sind beim Nordelbischen 
Kirchenamt anzuzeigen. 

(4) Während des Bezuges des G'bergangsgeldes, längstens 
zwei Monate nach Ablauf des Dienstverhältnisses, besteht 
Anspruch auf Beihilfe. 

§ 16 

Das Dienstverhältnis der Kandidatin oder des Kandidaten 
endet vorzeitig durch 
a) Entlassung, 
'0) Ausscheiden aus dem Dienst. 

§17 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann jederzeit durch 
Widerruf entlassen werden, sofern ihr oder ihm obliegenden 
Pflichten, insbesondere § 10, verletzt werden. Bei der Entlas­
sung soll eine Frist eingehalten werden, und zwar bei einer 
Beschäftigungszeit von 

1. bis zu 3 Monaten, 2 Wochen zum Monatsschluß, 

2. von mehr als 3 Monaten, 1 Monat zum Monatsschluß, 

3.	 von mindestens 1 Jahr, 6 Wochen zum Schluß eines Kalen­
dervierteljahres. 

Der Kandidatin oder dem Kandidaten im Vorbereitungs­
dienst soll jedoch Gelegenheit gegeben werden, den Vorberei­
tungsdienst abzuleisten und die vorgeschriebene Prüfung ab­
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zulegen. Ein Rechtsanspruch auf Beendigung des Vorberei­
tungsdienstes besteht nicht. 

(2) Die Entscheidung nach Abs. 1 trifft der nach § 7 Abs, 2 
berufene Ausschuß nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann entlassen wer­
den, wenn er dauernd dienstunfähig ist. 

(4) Die Kandidatirr oder der Kandidat ist auf ihren bzw. 
seinen Antrag aus dem Dienst zu entlassen. 

(5) Bei Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 3 sind die 
Kandidatirr oder der Kandidat und die Pastorenvertretung 
vorher zu hören. 

§ 18 

Über die Entlassung wird eine Urkunde ausgestellt, in der 
der Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses ange­
geben wird. 

§ 19 

Die Kandidatin oder der Kandidat scheidet aus dem Dienst 
aus, wenn sie oder er die evangelisch-lutherische Kirche 
durch Austrittserklärung oder Übertritt zu einer anderen Re­
ligionsgemeinschaft verläßt. 

§ 20 

Mit der Beendigung des Dienstverhältnisses erlöschen alle 
in dem bisherigen Dienstverhältnis begründeten Rechte und 
Anwartschaften der Kandidatin oder des Kandidaten. 

III. Zweite Theologische Prüfung 

§ 21 

Zweck der Zweiten Theologischen Prüfung ist es, zu ermit­
teln, ob die Kandidatin oder der Kandidat hinsichtlich ihrer 
bzw. seiner Kenntnisse und Fähigkeiten die Voraussetzungen 
für den Dienst der Pastorin bzw. des Pastors besitzt. 

§ 22 

Voraussetzung für die Zulassung zur Zweiten Theologi­
schen Prüfung ist, daß die Bewerberin oder der Bewerber den 
vorgeschriebenen Vorbereitungsdienst in der Nordelbischen 
Kirche abgeleistet hat. Bewerberinnen und Bewerber, die in 
einer anderen evangelischen Kirche einen gleichwertigen 
Vorbereitungsdienst abgeleistet haben, können ausnahms­
weise zur Zweiten Theologischen Prüfung zugelassen wer­
den. 

§ 23 

Das Bestehen der Zweiten Theologischen Prüfung begrün­
det keinen Anspruch auf Verleihung der Anstellungsfähig­
keit als Pastorin oder Pastor. 

IV. Prüfungskommission 

§ 24 

(1) Zur Durchführung der Ersten und Zweiten Theologi­
schen Prüfung werden Prüfungskommissionen gebildet. Die 
Zusammensetzung und den Vorsitz bestimmt das Theologi­
sche Prüfungsamt. 

(2) In die Prüfungskommission für die Erste Theologische 
Prüfung werden vorwiegend Hochschullehrerinnen und -leh­
rer berufen. Außerdem wird die Prüfungskommission je nach 
Bedarf gebildet aus: 

a) den Bischofinnen und den Bischöfen, 

b)	 weiteren Theologinnen und Theologen der Nordelbischen 
Evangelisch-Lutherischen Kirche, 

c) für die Prüfung im Wahlpflichtfach kann die Prüfungs­
kommission um fachkundige Prüferinnen und Prüfer, die 
nicht in Absatz 2 genannt sind, ergänzt werden. 

Zu jedem Prüfungstermin sollen bei Bedarf zwei Prü­
fungssenate gebildet werden, einer mit Hochschullehrerin­
nen und -lehrern des Fachbereichs Ev. Theologie der Univer­
sität Harnburg. einer mit Hochschullehrerinnen und -lehrern 
der Theologischen Fakultät der Universität Kiel. Das Prü­
fungsgespräch in der mündlichen Prüfung wird vorwiegend 
durch die Hochschullehrerinnen und -lehrer geführt. 

(3) Die Prüfungskommission für die Zweite Theologische 
Prüfung wird für jede einzelne Prüfung nach Bedarf gebildet 
aus: 

a) den Bischofinnen und Bischöfen, 

b) weiteren Theologinnen und Theologen der Nordelbischen 
Evangelisch-Lutherischen Kirche, 

c) nebenamtlichen Fachdozentinnen und -dozenten der Pre­
diger- und Studienseminare. 

d) den Schulmentorinnen und -rnentoren. 

V. Schlußbestimmungen 

§ 25 

Die Prüfungsordnungen werden von der Kirchenleitung im 
Verordnungsweg erlassen. 

Das vorstehende, von der Synode am 24. September 1994 
beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 11. Oktober 1994 

Die Kirchenleitung
 

Kar! Ludwig Kohlwage
 

Bischof und Vorsitzender
 

Az.: 2321 

Kirchengesetz
 
zu der Vereinbarung über die Wahrnehmung
 

von Kirchenmitgliedschaftsrechten in besonderen Fällen
 
mit der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs
 

Vom 24. September 1994
 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der am 9. August und 13. September 1994 unterzeichneten 
Vereinbarung zwischen der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 
mit der Ev-Luth. Landeskirche Mecklenburgs über die Wahr­
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nehmung von Kirchenmitgliedschaftsrechten in besonderen 
Fällen wird zugestimmt. 

Artikel 2 

Dieses Kirchengesetz tritt mit dem Tage der Verkünd ung in 
Kraft. 

Das vorstehende, von der Synode am 24. September 1994 
beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 11. Oktober 1994 

Die Kirchenleitung 

Kar! Ludwig Kohlwage 

Bischof und Vorsitzender 

Az. 1044-SI/S2 

Vereinbarung
 
über die Wahrnehmung
 

von Kirchenmitgliedschaftsrechten in besonderen Fällen
 

Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche, vertre­
ten durch die Kirchenleitung, Kiel, 

und 

die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs, 
vertreten durch den Oberkirchenrat, Schwerin, 

im folgenden Kirchen genannt, 

treffen aufgrund der Vorschriften des § 1 Abs. 2 und des § 20 
Abs. 1 Satz 1 des von der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land gemäß Artikel 10 Buchstabe b in ihrer Grundordnung 
erlassenen Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, 
das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kir­
chenmitglieder (Kirchengesetz über die Kirchenmitglied­
schaft) vom 10. November 1976 (Amtsblatt der Evangelischen 
Kirche in Deutschland Seite 389) zur Ergänzung und Durch­
führung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft 
im Benehmen mit der Evangelischen Kirche in Deutschland 
folgende 

Vereinbarung: 

§ 1 

(1) Scheidet ein Kirchenmitglied einer der beteiligten Kir­
chen infolge Wohnsitzwechsels in den Bereich der anderen 
Kirche aus seiner Kirch(en)gemeinde und Kirche aus, so kann 
es in der bisherigen Kirch(en)gemeinde die in § 2 genannten 
Rechte behalten, wenn es dieser Kirch(en)gemeinde durch be­
sondere kirchliche Beziehungen verbunden bleibt und die 
Lage des neuen Wohnsitzes seine regelmäßige Teilnahme am 
Leben der Kirch(en)gemeinde zuläßt. 

(2) Ist ein Kirchenmitglied einer der beteiligten Kirchen mit 
einer in der anderen Kirche liegenden Kirch(en)gemeinde 
durch besondere kirchliche Beziehungen verbunden, so kann 
es in dieser Kirch(en)gemeinde Rechte nach § 2 erwerben, 
wenn die Lage seines Wohnsitzes seine regelmäßige Teilnah­
me am Leben der Kirch(en)gemeinde zuläßt. 

§2 

(1) Rechte im Sinne von § 1 Abs. 1 und 2 sind 

1.	 das aktive und passive Wahlrecht nach den Vorschriften 
des in der gewählten Kirch(en)gemeinde geltenden kirch­
lichen Wahlrechts, 

2.	 das Recht auf Inanspruchnahme von Amtshandlungen in 
der gewählten Kirch(en)gemeinde. 

(2) Wer die Rechte aus Absatz 1 erworben hat, steht hin­
sichtlich der persönlichen Voraussetzungen zur Übertragung 
von kirchlichen Ehrenämtern den Kirchenmitgliedern in der 
gewählten Kirch(en)gemeinde gleich. 

(3) Das aktive und passive Wahlrecht bei den kirchlichen 
Wahlen sowie das Recht der Übernahme von Ehrenämtern in 
der Kirche des Wohnsitzes ruhen, solange Rechte nach Absatz 
1 in der anderen Kirche begründet sind. 

(4) Das Recht auf Inanspruchnahme von Amtshandlungen 
in der Kirch(en)gemeinde des Wohnsitzes bleibt unberührt. 
Amtshandlungen sind mit laufender Nummer in das Kir­
chenbuch der Kirch(en)gemeinde einzutragen, bei der sie vor­
genommen worden sind. Die Kirch(en)gemeinde des Wohn­
sitzes ist von jeder Amtshandlung zu unterrichten. 

§3 

(1) Der Antrag nach § 1 Abs. 1 ist an den Kirchenvor­
stand/Kirchgemeinderat (im folgenden Kirchenvorstand) 
der Kirch(en)gemeinde des bisherigen Wohnsitzes zu richten. 
Der Antrag kann bereits vor Verlegung des Wohnsitzes ge­
stellt werden. Beabsichtigt der Kirchenvorstand, dem Antrag 
zu entsprechen, so hat er die Zustimmung des Kirchenvor­
standes der Kirch(en)gemeinde des neuen Wohnsitzes einzu­
holen. Entspricht er danach dem Antrag, so teilt er dies dem 
Antragsteller oder der Antragstellerin und dem Kirchenvor­
stand der anderen Kirch(en)gemeinde auf dem Dienstweg 
mit. 

(2) Der Antrag nach § 1 Abs. 2 ist an den Kirchenvorstand 
der Kirch(en)gemeinde zu richten, in der Rechte nach § 2 er­
worben werden sollen. Beabsichtigt der Kirchenvorstand, 
dem Antrag zu entsprechen, so hat er die Zustimmung des 
Kirchenvorstandes der Kirch(en)gemeinde des Wohnsitzes 
einzuholen. Entspricht er danach dem Antrag, so teilt er dies 
dem Antragsteller oder der Antragstellerin und dem Kirchen­
vorstand der Kirch(en)gemeinde des Wohnsitzes auf dem 
Dienstweg mit. 

(3) Für nicht religionsmündige Kirchenmitglieder ist der 
Antrag nach § 1 von den Erziehungsberechtigten zu stellen. 
Entsprechendes gilt für die Abgabe der Erklärung nach § 5. 

(4) Lehnt ein Kirchenvorstand einen Antrag nach Absatz 1 
oder Absatz 2 ab, so kann der Antragsteller oder die Antrag­
stellerin hiergegen innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
der Entscheidung bei dem für diese Kirch(en)gemeinde zu­
ständigen Oberkirchenrat in Schwerin/Nordelbischen Kir­
chenamt in Kiel (im folgenden zuständiges Kirchenamt) Wi­
derspruch einlegen; das jeweils zuständige Kirchenamt ent­
scheidet im Benehmen mit dem anderen Kirchenamt. ob es 
dem Widerspruch stattgeben will. Die Entscheidung unter­
liegt nicht der kirchengerichtlichen Nachprüfung. 

§4 

(1) Mit Zugang der Mitteilung nach § 3 Abs, 1 Satz 4 oder 
Abs. 2 Satz 3 oder mit der Entscheidung des zuständigen Kir­
chenamtes nach § 3 Abs. 4 an den Kirchenvorstand entstehen 
die Rechte nach § 2 Abs. 1 und 2. 
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(2) Ist über den Antrag nach § 1 Abs. 1 bis zur Verlegung 
des Wohnsitzes (§ 3 Abs. 1 Satz 2) noch nicht abschließend 
entschieden oder geht der Antrag innerhalb eines Monats 
nach Wohnsitzwechsel ein, so ruhen die Rechte des Antrag­
stellers oder der Antragstellerin nach § 2 Abs. 1 und 2 bis zur 
abschließenden Entscheidung. Wird dem Antrag durch den 
Kirchenvorstand nach § 3 Abs. 1 oder durch die Entscheid ung 
des zuständigen Kirchenamtes nach § 3 Abs. 4 stattgegeben, 
so setzen sich die Rechte des Antragstellers oder der Antrag­
stellerin in der bisherigen Kirch(en)gemeinde mit Bekanntga­
be der Entscheidung fort. 

(3) Wird dem Antrag nicht stattgegeben, enden die Rechte 
nach § 2 Abs. 1 und 2 im Falle der rechtskräftigen Ablehnung 
durch den Kirchenvorstand einen Monat nach Bekanntgabe 
der Entscheidung, bei Ablehnung durch das zuständige Kir­
chenamt mit der Bekanntgabe der Entscheidung. 

§5 

Das Kirchenmitglied kann auf die Rechte nach § 2 Abs. 1 
und 2 verzichten. Der Verzicht ist dem Kirchenvorstand ge­
genüber schriftlich zu erklären. § 3 Abs. 3 Satz 1 gilt entspre­
chend. Der Kirchenvorstand teilt den Verzicht der 
Kirch(en)gemeinde des Wohnsitzes auf dem Dienstweg mit. 

§6 

(1) Die Wirkung von Entscheidungen nach § 3 endet, wenn 
das Kirchenmitglied seinen Wohnsitz in eine andere 
Kirch(en)gemeinde verlegt. Das gilt nicht, wenn dem Kir­
chenmitglied die Rechte nach § 2 in sinngemäßer Anwendung 
von § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und § 4 belassen werden. 

(2) Ist eine der Vora ussetzungen nach § 1 entfallen, so en­
den die in § 2 genannten Rechte in der gewählten Kirch(en)ge­
meinde, dem Gemeindeglied stehen zum selben Zeitpunkt in 
der Kirch(en)gemeinde des Wohnsitzes diese Rechte wieder 
zu. Die Rechtsänderung wird mit der nach Anhörung der Be­
troffenen beschlossenen Feststellung des Kirchenvorstandes 
wirksam. Der Kirchenvorstand teilt dem Gemeindeglied sei­
nen Beschlufs im Benehmen mit dem Kirchenvorstand der 
Kirch(en)gemeinde des Wohnsitzes mit. 

(3) Gegen den Beschluß des Kirchenvorstandes nach Ab­
satz 2 kann der oder die Betroffene Widerspruch bei dem zu­
ständigen Kirchenamt einlegen. Die Widerspruchsentschei­
dung unterliegt nicht der kirchengerichtlichen Nachprüfung. 

§7 

Im Sinne der Bestimmungen dieser Vereinbarung bedeuten 
der Wohnsitz die Hauptwohnung nach dem Melderechtsrah­
mengesetz und ein Wohnsitzwechsel die Aufgabe der 
Hauptwohnung im Bereich der Kirch(en)gemeinde und Be­
gründung der Hauptwohnung auGerhalb dieses Bereiches. 

§8 

Die beteiligten Kirchen werden Durchführungsbestim­
mungen, soweit erforderlich, einvernehmlich erlassen. Zu­
ständig ist jeweils das zuständige Kirchenamt. 

§9 

(1) Diese Vereinbarung bedarf für beide Kirchen der Zu­
stimmung durch Kirchengesetz. 

(2) Die Vereinbarung tritt in Kraft, sobald die Zustim­
mungsgesetze in Kraft getreten sind. Der Zeitpunkt wird von 
beiden Kirchen im Kirchlichen Amtsblatt bekannt gemacht. 

Kiel, den 13. September 1994 Schwerin, den 9. August 1994 

Nordelbische Ev.-Luth. Kirche Ev.-Luth. Landeskirche 
- Die Kirchenleitung - Mecklenburgs 

- Der Landesbischof -

Karl Ludwig Kohlwage Christoph Stier 
Bischof und Vorsitzender 

Kirchengesetz
 
über die Zustimmung zum Mitarbeitervertretungsgesetz
 

der Evangelischen Kirche in Deutschland
 
(Kirchengesetz zum Mitarbeitervertretungsgesetz
 

-KGMVG)
 

Vom 5. Februar 1994 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Mitarbeitervertre­
tungsgesetz-MVG) vom 6. November] 992 (Amtsblatt EKD S. 
445) gilt in der jeweils geltenden Fassung für die Nordelbische 
Kirche nach Maßgabe der folgenden ergänzenden Bestim­
mungen. 

§2 
Grundsatz 

(zu § 1 Abs. 3 MVG) 

Dienste und Werke in Gestalt von Vereinen, Stiftungen, An­
stalten, Gesellschaften und Genossenschaften des staatlichen 
Rechts sowie freie Arbeitsgruppen. die ihre Zusammenarbeit 
mit kirchlichen Körperschaften der Nordelbischen Kirche 
durch Vereinbarungen nach Artikel 60 Buchstabe b der Ver­
fassung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche 
geregelt haben, können aufgrund von Beschlüssen ihrer zu­
ständigen Gremien das MVG unter Berücksichtigung der vor­
handenen Öffnungsklauseln und das KGMVG für sich an­
wenden. Der Beschluß ist dem Nordeibisehen Kirchenamt 
mitzuteilen. 

§3
 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
 

(zu § 2 Abs. 2 MVG)
 

Das MVG gilt nicht für Personen, die durch das Pastoren­
vertretungsgesetz erfaßt werden. 

§4 
Mitarbeitervertretungen 

(zu § 5 Abs. 3 MVG) 

(1) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen von Dienststellen 
(§ 3 MVG) 

a) innerhalb des Zuständigkeitsbereichs eines Kirchenkreises 
bilden eine Mitarbeitervertretung, soweit nicht unter Buch­
stabe b etwas anderes bestimmt ist; 

b) innerhalb eines gegliederten Kirchenkreises können in je­
dem Kirchenkreisbezirk jeweils eine Mitarbeitervertretung 
bilden; 

c) eines Kirchenkreisverbandes bilden eine Mitarbeitervertre­
tung; sie können zusammen mit den Mitarbeitern und Mit­
arbeiterinnen zu a oder b eine Mitarbeitervertretung bil­
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den; maßgebend für die Zuordnung ist dabei der örtliche 
Bereich, in dem ihre Dienststelle belegen ist. 

Sofern mindestens 16 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in 
einer Dienststelle vorhanden sind, können diese eine eigene 
Mitarbeitervertretung bilden, wenn hierdurch die zuständige 
Mitarbeitervertretung auf Kirchenkreis- bzw. Kirchenkreisbe­
zirksebene zahlenmäßig nicht gefährdet wird. 

(2) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

a) des Nordelbischen Kirchenamtes. 

b) des Rechenzentrums Nordelbien-Berlin, 

c) des Rechnungsprüfungsamtes, 

d) sonstiger Dienststellen der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 
im Sinne von Artikel 60 Buchstabe a der Verfassung, 

e) der Einrichtungen der Hilfswerke der Nordelbischen Kir­
che, 

f) des Diakonischen Werks Lübeck e.V. 

bilden jeweils eine eigene Mitarbeitervertretung. 

Hat eine der genannten Dienststellen nicht mindestens 16 
wahlberechtigte Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen. kann sie 
einvernehmlich auf Antrag der Mehrheit der Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen mit einer anderen Dienststelle nach vorheri­
ger Genehmigung durch das Nordelbische Kirchenamt eine 
Mitarbeitervertretung bilden. Die betroffenen Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen der anderen Dienststelle sind zu hören. 

§5
 
Wählbarkeit
 

(zu § 10 Abs. 1 Buchstabe b MVG)
 

Die in § 10 Abs. 1 Buchstabe b genannte Voraussetzung zur 
Wählbarkeit entfällt. 

§6 
Wahlverfahren
 

(zu § 11 Abs. 2 MVG)
 

Die Wahlordnung wird von der Kirchenleitung auf der Ba­
sis der Wahlordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land erlassen. 

Dem Nordelbischen Kirchenamt und dem Gesamtaus­
schuß (§ 54 Abs. 1 MVG) sind unverzüglich nach Abschluß 
der Wahlen gemäß § 11 der Wahlordnung mitzuteilen, wer 
zum oder zur Vorsitzenden und wer zum Stellvertreter oder 
zur Stellvertreterin gewählt worden ist, wann die Amtszeit 
beginnt und wie die Postanschrift der Mitarbeitervertretung 
lautet. 

§7 
Sachbedarf, Kosten der Geschäftsführung 

(zu § 30 Abs. 3 MVG) 

Die durch die Tätigkeit der Mitarbeitervertretung entste­
henden notwendigen Kosten trägt der Kirchenkreis bzw. die 
Dienststelle, bei der die Mitarbeitervertretung gebildet ist. 
Das Gleiche gilt für die Kosten, die infolge der Freistellung 
von der Arbeit (§ 20 MVG) entstehen. Den vom Gesamtaus­
schuß (§ 54 MVG) geltend gemachten notwendigen Kostener­
satz trägt die Nordelbische Kirche. 

zenden der Mitarbeitervertretungen, die im Falle der Verhin­
derung durch seinen oder ihren gewählten Stellvertreter oder 
seine oder ihre gewählte Stellvertreterin vertreten werden. 

Er wird zu seiner konstituierenden Sitzung vom Nordelbi­
schen Kirchenamt einberufen und tritt jährlich mindestens 
einmal zusammen. 

§9
 
Bildung und Zusammensetzung der Schlichtungsstelle
 

(zu §§ 57 und 58 Abs. 5 MVG)
 

(1) Für den Bereich der Nordelbischen Kirche wird eine 
Schlichtungsstelle mit einer Kammer gebildet. Die Kirchenlei­
tung wird ermächtigt, im Bedarfsfall durch Rechtsverord­
nung die Bildung weiterer Kammern im Einvernehmen mit 
dem Dienstrechtsausschuß der Synode zu regeln. Eine Kam­
mer setzt sich zusammen aus dem oder der Vorsitzenden und 
vier Beisitzern oder Beisitzerinnen. Ein Beisitzer oder eine Bei­
sitzerin muß Mitglied bzw. stellvertretendes Mitglied des 
Kollegiums des Nordelbischen Kirchenamtes sein. Ein Beisit­
zer oder eine Beisitzerirr muß einer Dienststellenleitung nach 
§ 3 MVG angehören; dieser Beisitzer bzw. diese Beisitzerin 
wird vom Kollegium des Nordelbischen Kirchenamtes be­
stimmt. Zwei Beisitzer oder Beisitzerinnen werden vom Ge­
samtausschuß aus seiner Mitte gewählt. Für jedes Mitglied ist 
ein erstes und ein zweites stellvertretendes Mitglied zu bestel­
len bzw. zu wählen. 

(2) Der oder die Vorsitzende und sein oder ihr Vertreter 
bzw. seine oder ihre Vertreterin werden nach Anhörung des 
Nordelbischen Kirchenamtes und des Vorstandes des Ge­
samtausschusses von der Synode auf die Dauer von fünf Jah­
ren gewählt; sie brauchen der Synode nicht anzugehören. 

(3) Für die Beisitzer oder Beisitzerinnen aus dem Kollegi­
um des Nordelbischen Kirchenamtes und den Dienststellen 
endet das Amt als Beisitzer oder Beisitzerin vor Ablauf der 
Amtszeit, wenn sie aus ihren Dienststellen ausscheiden. Das 
Gleiche gilt für die Vertreter oder Vertreterinnen. Die vom Ge­
samtausschuß gewählten Beisitzer oder Beisitzerinnen und 
Vertreter oder Vertreterinnen behalten ihr Amt als solches, 
auch wenn sie nicht mehr Vorsitzender oder Vorsitzende ei­
ner Mitarbeitervertretung sind, für die Dauer ihrer Bestellung 
bzw. Wahl. Dies gilt nicht, wenn sie nicht mehr Mitarbeiter 
oder Mitarbeiterinnen im Sinne des Gesetzes sind. 

(4) Die vom Gesamtausschuß geWählten Beisitzer oder 
Beisitzerinnen und ihre Vertreter oder Vertreterinnen dürfen 
in Angelegenheiten ihrer eigenen Dienststelle nicht mitwir­
ken. Sie dürfen nicht derselben Dienststelle angehören wie 
ihre Vertreter oder Vertreterinnen. 

§ 10 

(bleibt frei bis zur Sept.-Synode)
 

§11
 
Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg
 

(zu § 63 Abs. 2 MVG)
 

Zuständiges Verwaltungsgericht ist das Verwaltungsge­
richt für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (VGG-EKD). 

§8 § 12 
Bildung von Gesamtausschüssen Übernahmebestimmungen 

(zu § 54 Abs. 1 MVG) (zu § 65 Abs. 1 und 2 MVG) 

Für den Bereich der Dienststellen der Nordelbischen Kirche (1) Die Mitbestimmungstatbestände nach § 40 MVG wer­
wird ein Gesamtausschuß gebildet. Er besteht aus den Vorsit- den zur Erhaltung der bisherigen Beteiligungsrechte erwei­
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tert um die in § 40 Abs. 1 Buchstaben b, c, e, I, n, p, t und u 
sowie die in § 40 Abs. 2 Buchstabe a MAVG-NEK bisher der 
Mitbestimmung zugeordneten Tatbestände. 

(2) Der Katalog der eingeschränkten Mitbestimmung nach 
§ 41 MVG wird zur Erhaltung der bisherigen Beteiligungs­
rechte um die Fälle der Mitwirkung gemäß § 44 MAVG-NEK 
erweitert. 

§13 
Übergangsbestimmungen 

(zu § 66 Abs. 2 MVG) 

(1) Die bisherigen Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeiter­
vertretungen der freien und freikirchlichen diakonischen 
Rechtsträger in den Bereichen der Landesverbände Hamburg 
und Schleswig-Holstein bleiben bestehen. § 48 Absätze 1 - 4 
der Mitarbeitervertretungsordnung des Diakonischen Wer­
kes der EKD vom 24.9.1973 in der Fassung vom 10.6.1988 
(MVO) bleibt als Rechtsgrundlage im Bereich der Diakoni­
schen Werke Hamburg und Schleswig-Holstein e.v. in Kraft. 

(2) Im übrigen gelten für die Arbeitsgemeinschaften, Ge­
samtmitarbeitervertretungen und Schlichtungsstellen die Be­
stimmungen des MVG und dieses Kirchengesetzes. 

§ 14
 
lnkrafttreten
 

(zu § 64 Abs. 3 MVG)
 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1.1.1995 in Kraft. Mit die­
sem Zeitpunkt tritt das Kirchengesetz über die Mitarbeiter­
vertretungen in der Nordelbischen Ev-Luth. Kirche (Mitar­
beitervertretungsgesetz - MAVG -) in der Fassung vom 20. 
Januar 1985 (GVOB!.S. 57) außer Kraft. 

(2) Die erste Wahl nach dem MVG erfolgt für den Bereich 
der Nordelbischen Kirche in der Zeit vom 1. Januar bis 30. 
April 1995. Die Amtszeit für die erste nach diesem Kirchenge­
setz gewählte Mitarbeitervertretung beträgt in Abweichung 
von § 15 Abs. 1 MVG drei Jahre. 

Das vorstehende, von der Synode am 5. Februar 1994 be­
schlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 5. Februar 1994 

Die Kirchenleitung 

Kar! Ludwig Kohlwage 

Bischof und Vorsitzender 

Az.: 3730.l-DI 

Erstes Kirchengesetz
 
zur Änderung des Kirchengesetzes über die
 

Zustimmung zum Mitarbeitervertretungsgesetz
 
der Evangelischen Kirche in Deutschland
 

(Kirchengesetz zum Mitarbeitervertretungsgesetz
 
-KGMVG)
 

Vom 24. September 1994
 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:
 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die Zustimmung zum Mitarbeiter­
vertretungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland 
wird wie folgt geändert: 

Es wird nach § 9 folgender § 10 neu eingefügt: 

,,§ 10
 
Zuständigkeit der Schlichtungsstelle
 

(zu § 60 Abs. 7 MVG)
 

(1) Verweigert eine Dienststellenleitung die Umsetzung ei­
ner Entscheidung der Schlichtungsstelle, so kann die Ent­
scheidung als Maßnahme der Kirchenaufsicht nach Art. 104 
Absätze 1 und 2 der Verfassung durchgesetzt werden. Die 
Aufsicht führt: 

a) über die Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbän­
de der Kirchenkreis. 

b) über die Kirchenkreise und Kirchenkreisverbände das 
Nordeibisehe Kirchenamt. 

c) über das Nordeibisehe Kirchenamt die Kirchenleitung. 

d) über das Rechnungsprüfungsamt der Rechnungsprü­
fungsausschuß der Synode. 

(2) Die Aufsicht über kirchliche Dienste, Werke und Ein­
richtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit führen ihre 
durch Kirchengesetz, Satzung, Vereinbarung oder Stiftungs­
urkunde bestimmten Aufsichtsorgane.; 

Artikel 2 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, das Kirchengesetz 
zum Mitarbeitervertretungsgesetz in der vom lnkrafttreten 
dieses Kirchengesetzes an geltenden Fassung in neuer Para­
graphenzählung bekanntzumachen und dabei Unstimmig­
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

Das vorstehende, von der Synode arn 24. September 1994 
beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 11. Oktober 1994 

Die Kirchenleitung 

Kar! Ludwig Kohlwage 

Bischof und Vorsitzender 

Az.: 3730.1-0 I 

Bekanntmachung
 
des Kirchengesetzes über die Zustimmung zum
 

Mitarbeitervertretungsgesetz der
 
Evangelischen Kirche in Deutschland
 

(Kirchengesetz zum Mitarbeitervertretungsgesetz
 
-KGMVG)
 

vom 11. Oktober 1994
 

Am 5. Februar 1994 hat die Synode das Kirchengesetz über 
die Zustimmung zum Mitarbeitervertretungsgesetz der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Kirchengesetz zum 
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Mitarbeitervertretungsgesetz - KGMVG) vom 11. Oktober 
1994 beschlossen. Der vorgesehene § 10 dieses Kirchengeset­
zes konnte am 5. Februar 1994 mangels Beschlußfähigkeit der 
Synode nicht mehr beschlossen werden. Am 24. September 
1994 hat die Synode § 10 beschlossen und gleichzeitig die Kir­
chenleitung ermächtigt, das Kirchengesetz über die Zustim­
mung zum Mitarbeitervertretungsgesetz der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (Kirchengesetz zum Mitarbeitervertre­
tungsgesetz - KGMVG) vom 11. Oktober 1994 in der nun­
mehr geltenden Fassung zu verkünden. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrag 

]essen 

Az.: 3730.1-DI 

* 

Kirchengesetz
 
über die Zustimmung zum Mitarbeitervertretungsgesetz
 

der Evangelischen Kirche in Deutschland
 
(Kirchengesetz zum Mitarbeitervertretungsgesetz
 

-KGMVG)
 

Vom 24. September 1994
 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:
 

§1
 

Das Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Mitarbeitervertre­
tungsgesetz-MVG) vom 6. November 1992 (Amtsblatt EKDS. 
445) gilt in der jeweils geltenden Fassung für die Nordelbische 
Kirche nach Maßgabe der folgenden ergänzenden Bestim­
mungen. 

§2 
Grundsatz
 

(zu § 1 Abs. 3 MVG)
 

Dienste und Werke in Gestalt von Vereinen, Stiftungen, An­
stalten, Gesellschaften und Genossenschaften des staatlichen 
Rechts sowie freie Arbeitsgruppen, die ihre Zusammenarbeit 
mit kirchlichen Körperschaften der Nordelbischen Kirche 
durch Vereinbarungen nach Artikel 60 Buchstabe b der Ver­
fassung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche 
geregelt haben, können aufgrund von Beschlüssen ihrer zu­
ständigen Gremien das MVG unter Berücksichtigung der vor­
handenen Öffnungsklauseln und das KGMVG für sich an­
wenden. Der Beschluß ist dem Nordelbischen Kirchenamt 
mitzuteilen. 

§3 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

(zu § 2 Abs. 2 MVG) 

Das MVG gilt nicht für Personen, die durch das Pastoren­
vertretungsgesetz erfaßt werden. 

§4 
Mitarbeitervertretungen 

(zu § 5 Abs. 3 MVG) 

(1) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen von Dienststellen 
(§ 3 MVG) 

a) innerhalb des Zuständigkeitsbereichs eines Kirchenkreises 
bilden eine Mitarbeitervertretung. soweit nicht unter Buch­
stabe b etwas anderes bestimmt ist; 

b) innerhalb eines gegliederten Kirchenkreises können in je­
dem Kirchenkreisbezirk jeweils eine Mitarbeitervertretung 
bilden; 

c) eines Kirchenkreisverbandes bilden eine Mitarbeitervertre­
tung; sie können zusammen mit den Mitarbeitern und Mit­
arbeiterinnen zu a oder beine Mitarbeitervertretung bil­
den; maßgebend für die Zuordnung ist dabei der örtliche 
Bereich, in dem ihre Dienststelle belegen ist. 

Sofern mindestens 16 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in 
einer Dienststelle vorhanden sind, können diese eine eigene 
Mitarbeitervertretung bilden, wenn hierdurch die zuständige 
Mitarbeitervertretung auf Kirchenkreis- bzw. Kirchenkreisbe­
zirksebene zahlenmäßig nicht gefährdet wird. 

(2) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

a) des Nordelbischen Kirchenamtes. 

b) des Rechenzentrums Nordelbien-Berlin, 

c) des Rechnungsprüfungsamtes, 

d) sonstiger Dienststellen der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 
im Sinne von Artikel 60 Buchstabe a der Verfassung, 

e)	 der Einrichtungen der Hilfswerke der Nordelbischen Kir­
che, 

f)	 des Diakonischen Werks Lübeck e.V. 

bilden jeweils eine eigene Mitarbeitervertretung. 

Hat eine der genannten Dienststellen nicht mindestens 16 
wahlberechtigte Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen. kann sie 
einvernehmlich auf Antrag der Mehrheit der Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen mit einer anderen Dienststelle nach vorheri­
ger Genehmigung durch das Nordelbische Kirchenamt eine 
Mitarbeitervertretung bilden. Die betroffenen Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen der anderen Dienststelle sind zu hören. 

§5
 
Wählbarkeit
 

(zu § 10 Abs. 1 Buchstabe b MVG)
 

Die in § 10 Abs. 1 Buchstabe b genannte Voraussetzung zur 
Wählbarkeit entfällt. 

§6 
Wahlverfahren
 

(zu § 11 Abs, 2 MVG)
 

Die Wahlordnung wird von der Kirchenleitung auf der Ba­
sis der Wahlordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land erlassen. 

Dem Nordelbischen Kirchenamt und dem Gesamtaus­
schuß (§ 54 Abs. 1 MVG) sind unverzüglich nach Abschluß 
der Wahlen gemäß § 11 der Wahlordnung mitzuteilen, wer 
zum oder zur Vorsitzenden und wer zum Stellvertreter oder 
zur Stellvertreterin gewählt worden ist, wann die Amtszeit 
beginnt und wie die Postanschrift der Mitarbeitervertretung 
lautet. 

§7 
Sachbedarf, Kosten der Geschäftsführung 

(zu § 30 Abs. 3 MVG) 

Die durch die Tätigkeit der Mitarbeitervertretung entste­
henden notwendigen Kosten trägt der Kirchenkreis bzw. die 
Dienststelle, bei der die Mitarbeitervertretung gebildet ist. 
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Das Gleiche gilt für die Kosten, die infolge der Freistellung 
von der Arbeit (§ 20 MVG) entstehen. Den vom Gesamtaus­
schuß (§ 54 MVG) geltend gemachten notwendigen Kostener­
satz trägt die Nordelbische Kirche. 

§8
 
Bildung von Gesamtausschüssen
 

(zu § 54 Abs. 1 MVG)
 

Für den Bereich der Dienststellen der Nord elbischen Kirche 
wird ein Gesamtausschuß gebildet. Er besteht aus den Vorsit­
zenden der Mitarbeitervertretungen. die im Falle der Verhin­
derung durch seinen oder ihren gewählten Stellvertreter oder 
seine oder ihre gewählte Stellvertreterin vertreten werden. 

Er wird zu seiner konstituierenden Sitzung vom Nordelbi­
schen Kirchenamt einberufen und tritt jährlich mindestens 
einmal zusammen. 

§9 
Bildung und Zusammensetzung der Schlichtungsstelle 

(zu §§ 57 und 58 Abs. 5 MVG) 

(1) Für den Bereich der Nordelbischen Kirche wird eine 
Schlichtungsstelle mit einer Kammer gebildet. Die Kirchenlei­
tung wird ermächtigt, im Bedarfsfall durch Rechtsverord­
nung die Bildung weiterer Kammern im Einvernehmen mit 
dem Dienstrechtsausschuß der Synode zu regeln. Eine Kam­
mer setzt sich zusammen aus dem oder der Vorsitzenden und 
vier Beisitzern oder Beisitzerinnen. Ein Beisitzer oder eine Bei­
sitzerin muß Mitglied bzw. stellvertretendes Mitglied des 
Kollegiums des Nordelbischen Kirchenamtes sein. Ein Beisit­
zer oder eine Beisitzerin muß einer Dienststellenleitung nach 
§ 3 MVG angehören; dieser Beisitzer bzw. diese Beisitzerin 
wird vom Kollegium des Nordelbischen Kirchenamtes be­
stimmt. Zwei Beisitzer oder Beisitzerinnen werden vom Ge­
samtausschuß aus seiner Mitte gewählt. Für jedes Mitglied ist 
ein erstes und ein zweites stellvertretendes Mitglied zu bestel­
len bzw. zu wählen. 

(2) Der oder die Vorsitzende und sein oder ihr Vertreter 
bzw. seine oder ihre Vertreterin werden nach Anhörung des 
Nordelbischen Kirchenamtes und des Vorstandes des Ge­
samtausschusses von der Synode auf die Dauer von fünf Jah­
ren gewählt; sie brauchen der Synode nicht anzugehören. 

(3) Für die Beisitzer oder Beisitzerinnen aus dem Kollegi­
um des Nordelbischen Kirchenamtes und den Dienststellen 
endet das Amt als Beisitzer oder Beisitzerirr vor Ablauf der 
Amtszeit, wenn sie aus ihren Dienststellen ausscheiden. Das 
Gleiche gilt für die Vertreter oder Vertreterinnen. Die vom Ge­
samtausschuß gewählten Beisitzer oder Beisitzerinnen und 
Vertreter oder Vertreterinnen behalten ihr Amt als solches, 
auch wenn sie nicht mehr Vorsitzender oder Vorsitzende ei­
ner Mitarbeitervertretung sind, für die Da uer ihrer Bestellung 
bzw. Wahl. Dies gilt nicht, wenn sie nicht mehr Mitarbeiter 
oder Mitarbeiterinnen im Sinne des Gesetzes sind. 

(4) Die vom Gesamtausschuß gewählten Beisitzer oder 
Beisitzerinnen und ihre Vertreter oder Vertreterinnen dürfen 
in Angelegenheiten ihrer eigenen Dienststelle nicht mitwir­
ken. Sie dürfen nicht derselben Dienststelle angehören wie 
ihre Vertreter oder Vertreterinnen. 

§ 10
 
Zuständigkeit der Schlichtungsstelle
 

(zu § 60 Abs. 7 MVG)
 

(1) Verweigert eine Dienststellenleitung die Umsetzung ei­
ner Entscheidung der Schlichtungsstelle, so kann die Ent­
scheidung als Maßnahme der Kirchenaufsicht nach Art. 104 

Absätze 1 und 2 der Verfassung durchgesetzt werden. Die 
Aufsicht führt: 

a) über die Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbän­
de der Kirchenkreis. 

b) über die Kirchenkreise und Kirchenkreisverbände das 
Nordelbische Kirchenamt. 

c) über das Nordelbische Kirchenamt die Kirchenleitung. 

d) über das Rechnungsprüfungsamt der Rechnungsprü­
fungsausschuf der Synode. 

(2) Die Aufsicht über kirchliche Dienste, Werke und Ein­
richtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit führen ihre 
durch Kirchengesetz, Satzung, Vereinbarung oder Stiftungs­
urkunde bestimmten Aufsichtsorgane. 

§11
 
Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg
 

(zu § 63 Abs. 2 MVG)
 

Zuständiges Verwaltungsgericht ist das Verwaltungsge­
richt für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (VGG-EKD). 

§ 12 
Übernahmebestimmungen 
(zu § 65 Abs. 1 und 2 MVG) 

(1) Die Mitbestimmungstatbestände nach § 40 MVG wer­
den zur Erhaltung der bisherigen Beteiligungsrechte erwei­
tert um die in § 40 Abs. 1 Buchstaben b, c, e, I, n, p, t und u 
sowie die in § 40 Abs. 2 Buchstabe a MAVG-NEK bisher der 
Mitbestimmung zugeordneten Tatbestände. 

(2) Der Katalog der eingeschränkten Mitbestimmung nach 
§ 41 MVG wird zur Erhaltung der bisherigen Beteiligungs­
rechte um die Fälle der Mitwirkung gemäß § 44 MAVG-NEK 
erweitert. 

§ 13 
Übergangsbestimmungen 

(zu § 66 Abs, 2 MVG) 

(1) Die bisherigen Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeiter­
vertretungen der freien und freikirchlichen diakonischen 
Rechtsträger in den Bereichen der Landesverbände Hamburg 
und Schleswig-Holstein bleiben bestehen. § 48 Absätze 1 - 4 
der Mitarbeitervertretungsordnung des Diakonischen Wer­
kes der EKD vom 24.9.1973 in der Fassung vom 10.6.1988 
(MVO) bleibt als Rechtsgrundlage im Bereich der Diakoni­
schen Werke Harnburg und Schleswig-Holstein e.V. in Kraft. 

(2) Im übrigen gelten für die Arbeitsgemeinschaften, Ge­
samtmitarbeitervertretungen und Schlichtungsstellen die Be­
stimmungen des MVG und dieses Kirchengesetzes. 

§ 14
 
Inkrafttreten
 

(zu § 64 Abs. 3 MVG)
 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1.1.1995 in Kraft. Mit die­
sem Zeitpunkt tritt das Kirchengesetz über die Mitarbeiter­
vertretungen in der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche (Mitar­
beitervertretungsgesetz - MAVG -) in der Fassung vom 
20. Januar 1985 (GVOBI. S. 57) außer Kraft. 

(2) Die erste Wahl nach dem MVG erfolgt für den Bereich 
der Nordelbischen Kirche in der Zeit vom 1. Januar bis 30. 
April 1995. Die Amtszeit für die erste nach diesem Kirchenge­
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setz gewählte Mitarbeitervertretung beträgt in Abweichung 
von § 15 Abs. 1 MVG drei Jahre. 

Das vorstehende, von der Synode am 5. Februar 1994 und 
am 24. September 1994 beschlossene Kirchengesetz wird hier­
mit verkündet. 

Kiel, den 11. Oktober 1994 

Die Kirchenleitung 

Kar] Ludwig Kohlwage 

Bischof und Vorsitzender 

Az.: 3730.1-DI 

Kirchengesetz
 
über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche
 

in Deutschland
 
(Mitarbeitervertretungsgesetz - MVG)
 

vorn 6. November 1992
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Präambel 

Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag bestimmt, das 
Evangelium in Wort und Tat zu verkündigen. Alle Frauen 
und Männer, die beruflich in Kirche und Diakonie tätig sind, 
wirken als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Erfüllung 
dieses Auftrages mit. Die gemeinsame Verantwortung für 
den Dienst der Kirche und ihrer Diakonie verbindet Dienst­
stellenleitungen und Mitarbeiter wie Mitarbeiterinnen zu ei­
ner Dienstgemeinschaft und verpflichtet sie zu vertrauensvol­
ler Zusammenarbeit. 

I. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§1 
Grundsatz 

(1) Für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienst­
stellen kirchlicher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen 
sowie ihrer Zusammenschlüsse und der Einrichtungen der 
Diakonie sind nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes Mitar­
beitervertretungen zu bilden. 

(2) Einrichtungen der Diakonie nach Absatz 1 sind das 
Diakonische Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland 
sowie die gliedkirchlichen Diakonischen Werke und die ih­
nen angeschlossenen selbständigen Werke, Einrichtungen 
und Geschäftsstellen. 

(3) Andere kirchliche und freikirchliche Einrichtungen, 
Werke und Dienste im Bereich der evangelischen Kirchen 
können dieses Kirchengesetz aufgrund von Beschlüssen ihrer 
zuständigen Gremien anwenden. 

§2
 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
 

(1) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne dieses Kir­
chengesetzes sind die Personen, die hauptberuflich, nebenbe­
ruflich oder zu ihrer Berufsausbildung in einer Dienststelle 
beschäftigt sind, soweit die Beschäftigung oder Ausbildung 
nicht überwiegend ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, be­
ruflichen oder sozialen Rehabilitation oder ihrer Erziehung 
dient. 

(2) Das gliedkirchliche Recht kann für Personen, die im 
pfarramtliehen Dienst, in der Ausbildung oder Vorbereitung 
dazu stehen, andere Regelungen vorsehen; gleiches gilt für 
die Lehrenden an kirchlichen Hochschulen und Fachhoch­
schulen. 

(3) Personen, die aufgrund von Gestellungsverträgen be­
schäftigt sind, gelten als Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im 
Sinne dieses Kirchengesetzes; ihre rechtlichen Beziehungen 
zu der entsendenden Stelle bleiben unberührt. Angehörige 
von kirchlichen oder diakonischen Dienst- und Lebensge­
meinschaften, die aufgrund von Gestellungsverträgen in 

Dienststellen (§ 3) arbeiten, sind Mitarbeiter oder Mitarbeite­
rinnen dieser Dienststellen, soweit sich aus den Ordnungen 
der Dienst- und Lebensgemeinschaften nichts anderes ergibt. 

§3 
Dienststellen 

(1) Dienststellen im Sinne dieses Kirchengesetzes sind die 
rechtlich selbständigen Körperschaften, Anstalten, Stiftungen 
und Werke sowie die Einrichtungen der Diakonie innerhalb 
der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(2) Als Dienststellen im Sinne von Absatz 1 gelten auch 
Teile von Körperschaften, Anstalten, Stiftungen und Werken 
sowie Einrichtungen der Diakonie, die durch Aufgabenbe­
reich und Organisation eigenständig oder räumlich weit ent­
fernt vom Sitz des Rechtsträgers sind und bei denen die Vor­
aussetzungen des § 5 Absatz 1 vorliegen, wenn die Mehrheit 
ihrer wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dies 
in geheimer Abstimmung beschließt und darüber Einverneh­
men mit der Dienststellenleitung herbeigeführt wird. Ist die 
Eigenständigkeit des Aufgabenbereiches solcher Teile dahin­
gehend eingeschränkt, daß bestimmte Entscheidungen, die 
nach diesem Kirchengesetz der Mitberatung oder Mitbestim­
mung unterliegen, bei einem anderen Teil der Körperschaft 
oder Einrichtung der Diakonie verbleiben, so ist bei solchen 
Entscheidungen dessen Dienststellenleitung Partner der Mit­
arbeitervertretung. 

(3) Bei Streitigkeiten darüber, ob ein Teil einer Körper­
schaft, Anstalt, Stiftung oder eines Werks sowie einer Einrich­
tung der Diakonie als Dienststelle gilt, kann die Schlichtungs­
steIle angerufen werden. 

§4 
Dienststellenleitungen 

(1) Dienststellenleitungen sind die nach Verfassung, Ge­
setz oder Satzung leitenden Organe oder Personen der 
Dienststellen. 

(2) Zur Dienststellenleitung gehören auch die mit der Ge­
schäftsführung beauftragten Personen und ihre ständigen 
Vertreter oder Vertreterinnen. Daneben gehören die Personen 
zur Dienststellenleitung. die allein oder gemeinsam mit ande­
ren Personen zu Entscheidungen in Angelegenheiten befugt 
sind, die nach diesem Kirchengesetz der Mitberatung oder 
Mitbestimmung unterliegen. Diese Mitarbeiter und Mitarbei­
terinnen sind der Mitarbeitervertretung zu benennen. 

(3) Bei Streitigkeiten darüber, ob benannte Personen die 
Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 2 erfüllen, kann die 
Schlichtungsstelle angerufen werden. 

11. Abschnitt 

Bildung und Zusammensetzung der Mitarbeitervertretung 

§5 
Mitarbeitervertretungen 

(1) In Dienststellen, in denen die Zahl der wahlberechtig­
ten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Regel mindestens 
fünf beträgt, von denen mindestens drei wählbar sind, sind 
Mitarbeitervertretungen zu bilden. Das gliedkirchliche Recht 
kann bestimmen, daß für einzelne Gruppen von Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen gesonderte Mitarbeitervertretungen zu 
bilden sind. 

(2) Unabhängig von den Voraussetzungen des Absatzes 1 
kann im Rahmen einer Wahlgemeinschaft eine Gemeinsame 
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Mitarbeitervertretung für mehrere benachbarte Dienststellen 
gebildet werden, wenn im Einvernehmen zwischen allen be­
teiligten Dienststellenleitungen und den jeweiligen Mehrhei­
ten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dies auf Antrag ei­
nes der Beteiligten schriftlich festgelegt worden ist. 

(3) Die Gliedkirchen können bestimmen, daß für Dienst­
stellen von Kirchenkreisen. Dekanaten, Dekanatsbezirken. 
Kirchenbezirken oder in anderen Bedarfsfällen Gemeinsame 
Mitarbeitervertretungen gebildet werden; hierbei kann von 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 abgewichen wer­
den. 

(4) Liegen bei einer dieser Dienststellen die Voraussetzun­
gen des Absatzes 1 nicht vor, so soll die Dienststellenleitung 
rechtzeitig vor Beginn des Wahlverfahrens bei einer der be­
nachbarten Dienststellen den Antrag nach Absatz 2 stellen. 

(5) Die Gemeinsame Mitarbeitervertretung ist zuständig 
für alle von der Festlegung betroffenen Dienststellen. Partner 
der Gemeinsamen Mitarbeitervertretung sind die beteiligten 
Dienststellenleitungen. 

(6) Bei Streitigkeiten über die Bildung von Mitarbeiterver­
tretungen kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. 

§6 
Gesamtmitarbeitervertretungen 

(1) Bestehen bei einer kirchlichen Körperschaft, Anstalt, 
Stiftung oder einem Werk oder bei einer Einrichtung der Dia­
konie mehrere Mitarbeitervertretungen, ist auf Antrag der 
Mehrheit dieser Mitarbeitervertretungen eine Gesamtmitar­
beitervertretung zu bilden; bei zwei Mitarbeitervertretungen 
genügt der Antrag einer Mitarbeitervertretung. 

(2) Die Gesamtmitarbeitervertretung ist zuständig für die 
Aufgaben der Mitarbeitervertretung, soweit sie Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen aus mehreren oder allen Dienststellen 
nach Absatz 1 betreffen. 

(3) Die Gesamtmitarbeitervertretung wird aus den Mitar­
beitervertretungen nach Absatz 1 gebildet, die je ein Mitglied 
in die Gesamtmitarbeitervertretung entsenden. Die Zahl der 
Mitglieder der Gesamtmitarbeitervertretung kann durch 
Dienstvereinbarung abweichend geregelt werden. 

(4) Zur ersten Sitzung der Gesamtmitarbeitervertretung 
lädt die Mitarbeitervertretung der Dienststelle mit der 
srößten Zahl der wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbei­
terinnen ein. Der Vorsitzende oder die Vorsitzende dieser 
Mitarbeitervertretung leitet die Sitzung, bis die Gesamtmitar­
beitervertretung über den Vorsitz entschieden hat. 

(5) Die nach den §§ 49 - 53 Gewählten haben das Recht, an 
den Sitzungen der Gesamtmitarbeitervertretung teilzuneh­
men wie an den Sitzungen der Mitarbeitervertretung. Beste­
hen mehrere Interessenvertretungen gleicher Mitarbeiter­
gruppen, wählen sie aus ihrer Mitte eine Person für die Teil­
nahme und regeln die Vertretung. 

(6) Für die Gesamtmitarbeitervertretung gelten im übri­
gen die Bestimmungen für die Mitarbeitervertretung mit Aus­
nahme des § 20 Absätze 2 bis 4 sinngemäß. 

§7 
Neubildung von Mitarbeitervertretungen 

Sofern keine Mitarbeitervertretung besteht, hat die Dienst­
stellenleitung, im Falle des § 6 die Gesamtmitarbeitervertre­
tung, unverzüglich eine Mitarbeiterversammlung zur Bil­
dung eines Wahlvorstandes einzuberufen. Kommt die Bil­
dung einer Mitarbeitervertretung nicht zustande, so ist auf 
Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten und späte­

stens nach Ablauf einer Frist von jeweils längstens einem Jahr 
erneut eine Mitarbeiterversammlung einzuberufen, um einen 
Wahlvorstand zu bilden. 

§8 
Zusammensetzung 

(1) Die Mitarbeitervertretung besteht bei Dienststellen mit 
in der Regel 

5 - 15 Wahlberechtigten aus einer Person,
 
16 - 50 Wahlberechtigten aus drei Mitgliedern,
 
51 - 150 Wahlberechtigten aus fünf Mitgliedern,
 

151 - 300 Wahlberechtigten aus sieben Mitgliedern,
 
301 - 600 Wahlberechtigten aus neun Mitgliedern,
 
601 - 1000 Wahlberechtigten aus elf Mitgliedern,
 

1001 - 1500 Wahlberechtigten aus dreizehn Mitgliedern, 
1501 - 2000 Wahlberechtigten aus fünfzehn Mitgliedern. 

Bei Dienststellen mit mehr als 2000 Wahlberechtigten er­
höht sich die Zahl der Mitglieder für je angefangene 1000 
Wahlberechtigte um zwei weitere Mitglieder. 

(2) Veränderungen in der Zahl der Wahlberechtigten wäh­
rend der Amtszeit haben keinen Einfluß auf die Zahl der Mit­
glieder der Mitarbeitervertretung. 

(3) Bei der Bildung von Gemeinsamen Mitarbeitervertre­
tungen (§ 5 Absatz 2) ist die Gesamtzahl der Wahlberechtig­
ten dieser Dienststellen maßgebend. 

III. Abschnitt 

Wahl der Mitarbeitervertretung 

§9 
Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind alle Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben und 
seit mindestens drei Monaten der Dienststelle angehören. 

(2) Wer zu einer anderen Dienststelle abgeordnet ist, wird 
dort nach Ablauf von drei Monaten wahlberechtigt; zum glei­
chen Zeitpunkt erlischt das Wahlrecht in der bisherigen 
Dienststelle für die Dauer der Abordnung. 

(3) Nicht wahlberechtigt sind Mitarbeiter und Mitarbeite­
rinnen, die am Wahltag seit mehr als drei Monaten beurlaubt 
sind. Nicht wahlberechtigt sind daneben Mitglieder der 
Dienststellenleitung und die Personen nach § 4 Absatz 2, es sei 
denn, daß sie nach Gesetz oder Satzung als Mitarbeiter oder 
Mitarbeiterin in die leitenden Organe gewählt oder entsandt 
worden sind. 

§10 
Wählbarkeit 

(1) Wählbar sind alle voll geschäftsfähigen Wahlberechtig­
ten (§ 9), die am Wahltag 

a) der Dienststelle seit mindestens sechs Monaten angehören 

und 

b) Glieder einer christlichen Kirche oder Gemeinschaft sind, 
die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in 
Deutschland angeschlossen ist; eine anderweitige Rege­
lung bleibt den Gliedkirchen unter Berücksichtigung ihrer 
Besonderheiten vorbehalten. 

(2) Nicht wählbar sind Wahlberechtigte, die 

a) am Wahltag noch für einen Zeitraum von mehr als sechs 
Monaten beurlaubt sind, 
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b) zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt werden, 

c) als Vertretung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in das 
kirchengemeindliche Leitungsorgan gewählt worden sind. 

§11 
Wahlverfahren 

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung werden in 
gleicher, freier, geheimer und unmittelbarer Wahl gemeinsam 
und nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl (Persönlich­
keitswahl) gewählt. Die Wahlberechtigten haben das Recht, 
Wahlvorschläge zu machen. Für Dienststellen mit in der Re­
gel nicht mehr als 50 Wahlberechtigten soll ein vereinfachtes 
Wahlverfahren vorgesehen werden. 

(2) Weitere Einzelheiten sind in Wahlordnungen zu regeln. 
Zuständig hierfür ist der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, soweit die Gliedkirchen für ihren Bereich nichts 
anderes bestimmen. 

§ 12
 
Vertretung der Berufsgruppen und Arbeitsbereiche
 

Der Mitarbeitervertretung sollen Mitarbeiter und Mitarbei­
terinnen der verschiedenen in der Dienststelle vertretenen Be­
rufsgruppen und Arbeitsbereiche angehören. Bei den Wahl­
vorschlägen soll angestrebt werden, Frauen und Männer ent­
sprechend ihren Anteilen in der Dienststelle zu berück­
sichtigen. 

§13 
Wahlschutz. Wahlkosten 

(1) Niemand darf die Wahl der Mitarbeitervertretung be­
hindern oder in unlauterer Weise beeinflussen. Insbesondere 
dürfen Wahlberechtigte in der Ausübung des aktiven oder 
des passiven Wahlrechts nicht beschränkt werden. 

(2) Die Versetzung oder Abordnung eines Mitgliedes des 
Wahlvorstandes oder eines Wahlbewerbers oder einer Wahl­
bewerberin, ist ohne seine Zustimmung bis zur Dauer von 
sechs Monaten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses unzu­
lässig. 

(3) Die Kündigung eines Mitgliedes des Wahlvorstandes 
ist vom Zeitpunkt seiner Bestellung an, die Kündigung eines 
Wahlbewerbers oder einer Wahlbewerberin, vom Zeitpunkt 
der Aufstellung des Wahlvorschlages an nur zulässig, wenn 
Tatsachen vorliegen, die den Dienstgeber zur außerordentli ­
chen Kündigung berechtigen. Satz 1 gilt für eine Dauer von 
sechs Monaten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ent­
sprechend. Die außerordentliche Kündigung bedarf der Zu­
stimmung der Mitarbeitervertretung. § 38 Absätze 3 bis 5 gei­
ten mit der Maßgabe entsprechend, daß die Dienststellenlei­
tung die Frist bis auf drei Arbeitstage verkürzen kann. Der 
besondere Kündigungsschutz nach Satz 1 gilt nicht für Mit­
glieder eines Wahlvorstandes, die durch Entscheidung der 
Schlichtungsstelle abberufen worden sind. 

(4) Die Dienststelle trägt die Kosten der Wahl; bei der Wahl 
einer Gemeinsamen Mitarbeitervertretung werden die Ko­
sten der Wahl auf die einzelnen Dienststellen im Verhältnis 
der Zahlen ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen umgelegt, 
sofern keine andere Verteilung der Kosten vorgesehen wird. 

§ 14
 
Anfechtung der Wahl
 

(1) Die Wahl kann innerhalb von zwei Wochen, vom Tag 
der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, von min­
destens drei Wahlberechtigten oder der Dienststellenleitung 
bei der Schlichtungsstelle schriftlich angefochten werden, 

wenn geltend gemacht wird, daß gegen wesentliche Bestim­
mungen über die Wahlberechtigung, die Wählbarkeit oder 
das Wahlverfahren verstoßen und der Verstoß nicht behoben 
worden ist. Die Wahlanfechtung hat aufschiebende Wirkung. 

(2) Stellt der Schlichtungsausschuß fest, daß durch den 
Verstoß das Wahlergebnis beeinflußt oder geändert werden 
konnte, so hat er das Wahlergebnis für ungültig zu erklären 
und die Wiederholung der Wahl anzuordnen. § 16 Absatz 2 
gilt entsprechend. 

IV. Abschnitt 

Amtszeit 

§ 15 
Amtszeit 

(1) Die Amtszeit der Mitarbeitervertretung beträgt vier 
Jahre. 

(2) Die regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen im 
Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes finden alle vier Jahre 
in der Zeit vom 1. Januar bis 30. April statt; die Amtszeit der 
bisherigen Mitarbeitervertretung endet arn 30. April. 

(3) Findet außerhalb der allgemeinen Wahlzeit eine Mitar­
beitervertretungswahl statt, 50 ist unabhängig von der Amts­
zeit der Mitarbeitervertretung in der nächsten allgemeinen 
Wahlzeit erneut zu wählen, es sei denn, die Mitarbeitervertre­
tung ist am 30. April des Wahljahres noch nicht ein Jahr im 
Amt. 

(4) Die bisherige Mitarbeitervertretung führt die Geschäfte 
bis zu deren Übernahme durch die neugewählte Mitarbeiter­
vertretung weiter, längstens jedoch sechs Monate über den 
Ablauf ihrer Amtszeit hinaus. Alsdann ist nach § 7 zu verfah­
ren. 

§ 16 
Neuwahl der Mitarbeitervertretung vor Ablauf der Amtszeit 

(1) Die Mitarbeitervertretung ist vor Ablauf ihrer Amtszeit 
unverzüglich neu zu wählen, wenn 

a) die Zahl ihrer Mitglieder nach Eintreten sämtlicher Ersatz­
mitglieder um mehr als ein Viertel der in § 8 Absatz 1 vor­
geschriebenen Zahl gesunken ist, 

b) die Mitarbeitervertretung mit den Stimmen der Mehrheit 
der Mitglieder ihren Rucktritt beschlossen hat, 

c) die Mitarbeitervertretung nach § 17 aufgelöst worden ist. 

Die Gliedkirchen können bestimmen, daß im Falle des 
Buchstaben a anstelle einer Neuwahl die Mitarbeitervertre­
tung unverzüglich durch Nachwahl zu ergänzen ist. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist unverzüglich das Ver­
fahren für die Neu- oder Nachwahl einzuleiten. Bis zum Ab­
schluß der Neuwahl nehmen im Falle des Absatzes 1 Buchsta­
be a die verbliebenen Mitglieder der Mitarbeitervertretung 
deren Aufgaben wahr, soweit ihre Zahl mindestens drei Mit­
glieder umfaßt; in den übrigen Fällen nimmt der Wahlvor­
stand die Aufgaben der Mitarbeitervertretung bis zum Ab­
schluß der Neuwahl, längstens aber für einen Zeitraum von 
sechs Monaten wahr, soweit nicht die Wahl im vereinfachten 
Verfahren durchgeführt wird. 

§ 17
 
Ausschluß eines Mitgliedes oder Auflösung
 

der Mitarbeitervertretung
 

Auf schriftlichen Antrag eines Viertels der Wahlberechtig­
ten , der Mitarbeitervertretung oder der Dienststellenleitung 
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kann die Schlichtungsstelle den Ausschluß eines Mitgliedes 
der Mitarbeitervertretung oder die Auflösung der Mitarbei­
tervertretung wegen groben Mißbrauchs von Befugnissen 
oder wegen grober Verletzung von Pflichten beschließen, die 
sich aus diesem Gesetz ergeben. 

§ 18 
Erlöschen und Ruhen der Mitgliedschaft, Ersatzmitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung erlischt 
durch 

a) Ablauf der Amtszeit, 

b) Niederlegung des Amtes, 

c) Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses, 

d) Ausscheiden aus der Dienststelle, 

e) Verlust der Wählbarkeit, 

f)	 Beschluß der Schlichtungsstelle nach § 17. 

(2) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung ruht, 

a) solange einem Mitglied die Führung der Dienstgeschäfte 
untersagt ist, 

b) wenn ein Mitglied voraussichtlich länger als drei Monate 
an der Wahrnehmung seiner Dienstgeschäfte oder seines 
Amtes als Mitglied der Mitarbeitervertretung gehindert ist, 

c)	 wenn ein Mitglied für länger als drei Monate beurlaubt 
wird. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 und für die Dauer des Ru­
hens der Mitgliedschaft nach Absatz 2 rückt die Person als 
Ersatzmitglied in die Mitarbeitervertretung nach, die bei der 
vorhergehenden Wahl die nächstniedrige Stimmenzahl er­
reicht hat. 

(4) Bei Beendigung der Mitgliedschaft in der Mitarbeiter­
vertretung haben die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen alle in 
ihrem Besitz befindlichen Unterlagen, die sie in ihrer Eigen­
schaft als Mitglied der Mitarbeitervertretung erhalten haben, 
der Mitarbeitervertretung auszuhändigen. Besteht die Mitar­
beitervertretung nach § 8 Absatz 1 aus einer Person, sind die 
Unterlagen der neuen Mitarbeitervertretung auszuhändigen. 

V. Abschnitt 

Rechtsstellung der Mitglieder der Mitarbeitervertretung
 

§ 19
 
Ehrenamt, Behinderungs- und Begünstigungsverbot,
 

Arbeitsbefreiung
 

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung üben ihr Amt 
unentgeltlich als Ehrenamt aus. Sie dürfen weder in der Aus­
übung ihrer Aufgaben oder Befugnisse behindert noch wegen 
ihrer Tätigkeit benachteiligt oder begünstigt werden. 

(2) Die für die Tätigkeit notwendige Zeit ist den Mitglie­
dern der Mitarbeitervertretung ohne Minderung ihrer Bezüge 
innerhalb der allgemeinen Arbeitszeit zu gewähren. Ist einem 
Mitglied der Mitarbeitervertretung die volle Ausübung seines 
Amtes in der Regel innerhalb seiner Arbeitszeit nicht möglich, 
so ist es auf Antrag von den ihm obliegenden Aufgaben in 
angemessenem Umfang zu entlasten. Dabei sind die besonde­
ren Gegebenheiten des Dienstes und der Dienststelle zu be­
rücksichtigen. Soweit erforderlich soll die Dienststellenlei­
tung für eine Ersatzkraft sorgen. Können die Aufgaben der 
Mitarbeitervertretung aus dienstlichen Gründen nicht inner­
halb der Arbeitszeit wahrgenommen werden, so ist hierfür 
auf Antrag Freizeitausgleich zu gewähren. 

(3) Den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung ist für die 
Teilnahme an Tagungen und Lehrgängen, die ihnen für die 
Tätigkeit in der Mitarbeitervertretung erforderliche Kenntnis­
se vermitteln, die dafür notwendige Arbeitsbefreiung ohne 
Minderung der Bezüge oder des Erholungsurlaubs bis zur 
Dauer von insgesamt vier Wochen während einer Amtszeit 
zu gewähren. Die Dienststellenleitung kann die Arbeitsbefrei­
ung versagen, wenn dienstliche Notwendigkeiten nicht aus­
reichend berücksichtigt worden sind. 

(4) Bei Streitigkeiten nach den Absätzen 1 bis 3 kann die 
Schlichtungsstelle angerufen werden. 

§ 20
 
Freistellung von der Arbeit
 

(1) Über die Freistellung der Mitglieder der Mitarbeiterver­
tretung von der Arbeit kann eine Vereinbarung zwischen der 
Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung für die 
Dauer der Amtszeit der Mitarbeitervertretung getroffen wer­
den. 

(2) Wird eine Vereinbarung nach Absatz 1 nicht getroffen, 
sind zur Wahrnehmung der Aufgaben der Mitarbeitervertre­
tung auf deren Antrag von ihrer übrigen dienstlichen Tätig­
keit in Dienststellen mit in der Regel 

151 - 300 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
1 Mitglied der Mitarbeitervertretung, 

301 - 600 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
2 Mitglieder der Mitarbeitervertretung. 

601 - lOOO Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
4 Mitglieder der Mitarbeitervertretung. 

mehr als insgesamt lOOO Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
je angefangene 500 ein weiteres Mitglied der Mitarbeiterver­
tretung 

jeweils mit der Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Ar­
beitszeit Vollbeschäftigter freizustellen. Satz 1 gilt nicht für 
die Wahrnehmung von Aufgaben als Mitglied der Gesamt­
mitarbeitervertretung (§ 6) sowie des Gesamtausschusses 
(§ 54). 

(3) Anstelle von je zwei nach Absatz 2 Freizustellenden ist 
auf Antrag der Mitarbeitervertretung ein Mitglied ganz frei­
zustellen. 

(4) Über die Freistellung entscheidet die Mitarbeitervertre­
tung unter Berücksichtigung der dienstlichen Notwendigkei­
ten nach Erörterung mit der Dienststellenleitung. 

(5) Bei Streitigkeiten über die Freistellung von Mitgliedern 
der Mitarbeitervertretung kann die Schlichtungsstelle ange­
rufen werden. 

§ 21 
Abordnungs- und Versetzungsverbot, Kündigungsschutz 

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung dürfen ohne 
ihre Zustimmung nur abgeordnet oder versetzt werden, 
wenn dies aus wichtigen dienstlichen Gründen unvermeid­
bar ist und die Mitarbeitervertretung zustimmt. Besteht die 
Mitarbeitervertretung nach § 8 Absatz 1 alls einer Person, hat 
die Dienststellenleitung die Zustimmung des Ersatzmitglie­
des nach §18 Absatz 3 einzuholen. Verweigert die Mitarbeiter­
vertretung oder das Ersatzmitglied die Zustimmung, kann 
die Schlichtungsstelle angerufen werden. 

(2) Einem Mitglied der Mitarbeitervertretung darf nur ge­
kündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, die den Dienst­
geber zur außerordentlichen Kündigung berechtigen. Die 
außerordentliche Kündigung bedarf der Zustimmung der 
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Mitarbeitervertretung oder der Zustimmung des Ersatzmit­
gliedes, falls die Mitarbeitervertretung nur aus einer Person 
besteht. Die Sätze 1 und 2 gelten für einen Zeitraum von ei­
nem Jahr nach Beendigung der Amtszeit entsprechend, es sei 
denn, daß die Amtszeit durch eine Entscheidung der Schlich­
tungsstelle nach § 17 beendet wurde. § 38 Absätze 3 bis 5 gel­
ten mit der Maßgabe entsprechend, daß die Dienststellenlei­
tung die Frist bis auf drei Arbeitstage verkürzen kann. 

(3) Wird die Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen 
Teil aufgelöst, ist eine Kündigung frühestens zum Zeitpunkt 
der Auflösung zulässig, es sei denn, daß wegen zwingender 
betrieblicher Gründe zu einem früheren Zeitpunkt gekündigt 
werden muß. Die Kündigung bedarf der Zustimmung der 
Mitarbeitervertretung; Absatz 2 gilt entsprechend. 

§ 22 
Schweigepflicht 

(1) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem 
Kirchengesetz wahrnehmen oder wahrgenommen haben, 
sind verpflichtet, über die ihnen dabei bekanntgewordenen 
Angelegenheiten und Tatsachen Stillschweigen zu bewahren. 
Diese Schweigepflicht besteht nicht für Angelegenheiten oder 
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach 
keiner Geheimhaltung bedürfen. Die Schweigepflicht besteht 
auch nach dem Ausscheiden aus der Mitarbeitervertretung 
oder aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis. In Personalan­
gelegenheiten gilt dies gegenüber den Betroffenen, bis das for­
male Beteiligungsverfahren in den Fällen der Mitberatung 
oder Mitbestimmung begonnen hat, insbesondere bis der Mit­
arbeitervertretung ein Antrag auf Zustimmung zu einer 
Maßnahme vorliegt. Die Schweigepflicht erstreckt sich auch 
auf die Verhandlungsführung und das Verhalten der an der 
Sitzung Teilnehmenden. 

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht gegenüber den ande­
ren Mitgliedern der Mitarbeitervertretung. Sie entfällt auf Be­
schluß der Mitarbeitervertretung auch gegenüber der Dienst­
stellenleitung und gegenüber der Stelle, die die Aufsicht über 
die Dienststelle führt. 

(3) Bei Streitigkeiten über die Schweigepflicht kann die 
Schlichtungsstelle angerufen werden. 

VI. Abschnitt 

Geschäftsführung 

§ 23
 
Vorsitz, Ausschüsse
 

(l) Die Mitarbeitervertretung entscheidet in geheimer 
Wahl über den Vorsitz. Der oder die Vorsitzende führt die 
laufenden Geschäfte und vertritt die Mitarbeitervertretung 
im Rahmen der von ihr gefaßten Beschlüsse. Zu Beginn der 
Amtszeit legt die Mitarbeitervertretung die Reihenfolge der 
Vertretung im Vorsitz fest. Die Reihenfolge ist der Dienststel­
lenleitung schriftlich mitzuteilen. 

(2) Soweit die Mitarbeitervertretung nur aus einer Person 
besteht, übernimmt die Stellvertretung der Wahlbewerber 
oder die Wahlbewerberin mit der nächstniedrigen Stimmen­
zahl, mit der alle Angelegenheiten der Mitarbeitervertretung 
beraten werden können. 

(3) Die Mitarbeitervertretung kann die Bildung von Aus­
schüssen beschließen, denen jeweils mindestens drei Mitglie­
der der Mitarbeitervertretung angehören müssen und den 
Ausschüssen Aufgaben zur selbständigen Erledigung über­
tragen. Dies gilt nicht für den Abschluß und die Kündigung 

von Dienstvereinbarungen. Die Übertragung und der Wider­
ruf der Übertragung von Aufgaben zur selbständigen Erledi­
gung erfordert eine Dreiviertelmehrheit der Mitglieder der 
Mitarbeitervertretung. Die Übertragung und der Widerruf 
sind der Dienststellenleitung schriftlich anzuzeigen. 

§ 24 
Sitzungen 

(1) Nach Bestandskraft der Wahl hat der Wahlvorstand, im 
Fall der vereinfachten Wahl die Versammlungsleitung, inner­
halb einer Woche die Mitglieder der Mitarbeitervertretung 
zur Vornahme der nach § 23 vorgesehenen Wahlen einzube­
rufen und die Sitzung zu leiten, bis die Mitarbeitervertretung 
über ihren Vorsitz entschieden hat. 

(2) Der oder die Vorsitzende beraumt die weiteren Sitzun­
gen der Mitarbeitervertretung an, setzt die Tagesordnung fest 
und leitet die Verhandlungen. Die Mitglieder der Mitarbeiter­
vertretung sind rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesord­
nung zu laden. Dies gilt auch für die Interessenvertretungen 
besonderer Mitarbeitergruppen (§§ 49 bis 53), soweit sie ein 
Recht auf Teilnahme an der Sitzung haben. Kann ein Mitglied 
der Mitarbeitervertretung an der Sitzung nicht teilnehmen, so 
hat es dies unter Angabe der Gründe unverzüglich mitzutei­
len. 

(3) Der oder die Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen 
und einen Gegenstand auf die Tagesordnung zu setzen, wenn 
dies ein Viertel der Mitglieder der Mitarbeitervertretung oder 
die Dienststellenleitung beantragt. Dies gilt auch bei Angele­
genhei ten, die Schwerbehinderte oder jugendliche Beschäftig­
te betreffen, wenn die Vertrauensperson der Schwerbehinder­
ten oder die Vertretung der Jugendlichen und Auszubilden­
den dies beantragen und die Behandlung des Gegenstandes 
keinen Aufschub duldet. Daneben ist eine Sitzung nach Satz 
2 auf Antrag des Vertrauensmannes der Zivildienstleistenden 
einzuberufen. 

(4) Die Sitzungen der Mitarbeitervertretung finden in der 
Regel während der Arbeitszeit statt. Die Mitarbeitervertre­
tung hat bei der Einberufung von Sitzungen die dienstlichen 
Notwendigkeiten zu berücksichtigen. Die Dienststellenlei­
tung soll von Zeitpunkt und Ort der Sitzungen vorher ver­
ständigt werden. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

§ 25
 
Teilnahme an der Sitzung der Mitarbeitervertretung
 

(1) Mitglieder der Dienststellenleitung sind berechtigt, an 
den Sitzungen teilzunehmen, die auf ihr Verlangen anbe­
raumt sind. Die Dienststellenleitung ist berechtigt, zu diesen 
Sitzungen Sachkundige hinzuzuziehen. Die Dienststellenlei­
tung ist verpflichtet, auf Verlangen der Mitarbeitervertretung 
an Sitzungen teilzunehmen oder sich vertreten zulassen. 

(2) Die Mitarbeitervertretung kann zu einzelnen Punkten 
der Tagesordnung sachkundige Personen einladen. 

(3) Für Personen, die nach den Absätzen 1 und 2 an einer 
Sitzung der Mitarbeitervertretung teilnehmen, gilt die 
Schweigepflicht nach § 22. Sie sind ausdrücklich darauf hin­
zuweisen. 

§ 26 
Beschlutsfassung 

(1) Die Mitarbeitervertretung ist beschlußfähig, wenn die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. 

(2) Die Mitarbeitervertretung faßt ihre Beschlüsse mit der 
Mehrheit der bei der Abstimmung anwesenden Mitglieder. 
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Die Mitarbeitervertretung kann in ihrer Geschäftsordnung 
bestimmen, daß Beschlüsse im Umlaufverfahren oder durch 
fernmünd liehe Absprachen gefaßt werden können, sofern da­
bei Einstimmigkeit erzielt wird. Beschlüsse nach Satz 2 sind 
spätestens in der Niederschrift der nächsten Sitzung im Wort­
laut festzuhalten. 

(3) An der Beratung und Beschlußfassung dürfen Mitglie­
der der Mitarbeitervertretung nicht teilnehmen, wenn der Be­
schluß 

a) ihnen selbst oder ihren nächsten Angehörigen (Eltern, Ehe­
gatten, Kindern und Geschwistern), 

b) einer von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen 
natürlichen oder juristischen Person 

einen Vor- oder Nachteil bringen kann. 

(4) Die Mitarbeitervertretung beschließt in Abwesenheit 
der Personen, die nach § 25 Absätze 1 und 2 an der Sitzung 
teilgenommen haben. 

§ 27 
Sitzungsniederschrift 

(1) Über jede Sitzung der Mitarbeitervertretung ist eine 
Niederschrift anzufertigen, die mindestens die Namen der 
An- oder Abwesenden, die Tagesordnung, die gefaßten Be­
schlüsse, die Wahlergebnisse und die jeweiligen Stimmenver­
hältnisse enthalten muß. Die Niederschrift ist von dem oder 
der Vorsitzenden der Mitarbeitervertretung und einem weite­
ren Mitglied der Mitarbeitervertretung zu unterzeichnen. 

(2) Ha t die Dienststellenleitung an einer Sitzung der Mitar­
beitervertretung teilgenommen, so ist ihr ein Auszug aus der 
Niederschrift über die Verhandlungspunkte zuzuleiten, die 
im Beisein der Dienststellenleitung verhandelt worden sind. 

§ 28
 
Sprechstunden, Aufsuchen am Arbeitsplatz
 

(1) Die Mitarbeitervertretung kann Sprechstunden wäh­
rend der Arbeitszeit einrichten. Ort und Zeit bestimmt sie im 
Einvernehmen mit der Dienststellenleitung. 

(2) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung haben das 
Recht, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststelle an 
den Arbeitsplätzen aufzusuchen, sofern dies zur Erfüllung ih­
rer Aufgaben erforderlich ist. 

(3) Versäumnis von Arbeitszeit, die für den Besuch von 
Sprechstunden oder durch sonstige Inanspruchnahme der 
Mitarbeitervertretung erforderlich ist, hat keine Minderung 
der Bezüge zur Folge. 

(4) Bei Streitigkeiten über die Einrichtung oder Durchfüh­
rung von Sprechstunden oder das Aufsuchen am Arbeitsplatz 
kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. 

§ 29 
Geschäftsordnung 

Einzelheiten der Geschäftsführung kann die Mitarbeiter­
vertretung in einer Geschäftsordnung regeln. 

§ 30
 
Sachbedarf, Kosten der Geschäftsführung
 

(1) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende 
Geschäftsführung der Mitarbeitervertretung stellt die Dienst­
stelle die erforderlichen Räume und den Geschäftsbedarf zur 
Verfügung. 

(2) Die durch die Tätigkeit der Mitarbeitervertretung ent­
stehenden erforderlichen Kosten trägt die Dienststelle, bei der 
die Mitarbeitervertretung gebildet ist. Kosten, die durch die 
Beiziehung sachkundiger Personen nach § 25 Absatz 2 und 
§ 31 Absatz 3 entstehen, werden von der Dienststelle über­
nommen, wenn die Dienststellenleitung der Kostenübernah­
me vorher zugestimmt hat. 

(3) Bei Gemeinsamen Mitarbeitervertretungen werden die 
Kosten von den beteiligten Dienststellen entsprechend dem 
Verhältnis der Zahl ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
getragen. Die Gliedkirchen können andere Regelungen vorse­
hen. 

(4) Reisen der Mitglieder der Mitarbeitervertretung. die für 
ihre Tätigkeit notwendig sind, gelten als Dienstreisen. Die Ge­
nehmigung dieser Reisen und die Erstattung der Reisekosten 
erfolgen nach den für die Dienststelle geltenden Bestimmun­
gen. Erstattet werden Reisekosten in Höhe der Reisekosten­
stufe B, ersatzweise die Reisekosten. die Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen nach Vergütungsgruppe IVb zustehen. 

(5) Die Mitarbeitervertretung darf für ihre Zwecke keine 
Beiträge erheben oder Zuwendungen annehmen. 

(6) Bei Streitigkeiten über den Sachbedarf, die Kosten der 
Geschäftsführung und die Genehmigung von Dienstreisen 
kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. 

VII. Abschnitt 

Mitarbeiterversammlung 

§ 31 
Mitarbeiterversammlung 

(1) Die Mitarbeiterversammlung besteht aus allen Wahlbe­
rechtigten der Dienststelle. Sie wird von dem oder der Vorsit­
zenden der Mitarbeitervertretung einberufen und geleitet; sie 
ist nicht öffentlich. Die Einladung hat unter Angabe der Ta­
gesordnung mindestens eine Woche vor dem Termin zu erfol­
gen. Zeit und Ort der Mitarbeiterversammlung sind mit der 
Dienststellenleitung abzusprechen. 

(2) Die Mitarbeitervertretung hat mindestens einmal im 
Jahr eine ordentliche Mitarbeiterversammlung einzuberufen 
und in ihr einen Tätigkeitsbericht zu erstatten. Weiterhin ist 
der oder die Vorsitzende der Mitarbeitervertretung berechtigt 
und auf Antrag eines Viertels der Wahlberechtigten oder der 
Dienststellenleitung verpflichtet, eine außerordentliche Mit­
arbeiterversammlung einzuberufen und den Gegenstand, 
dessen Beratung beantragt ist, auf die Tagesordnung zu set­
zen. 

(3) Die Mitarbeitervertretung kann zu einzelnen Tagesord­
nungspunkten sachkundige Personen zur Beratung hinzuzie­
hen. 

(4) Die ordentliche Mitarbeiterversammlung findet in der 
Arbeitszeit statt, sofern nicht dienstliche Gründe eine andere 
Regelung erfordern. Die Zeit der Teilnahme an der ordentli­
chen Mitarbeiterversammlung und die zusätzlichen Wegezei­
ten gelten als Arbeitszeit, auch wenn die Mitarbeiterver­
sammlung außerhalb der Arbeitszeit stattfindet. Die Sätze 1 
und 2 gelten für außerordentliche Mitarbeiterversammlun­
gen entsprechend, wenn dies im Einvernehmen zwischen 
Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung beschlossen 
worden ist. 

(5) Die Dienststellenleitung soll zu der Mitarbeiterver­
sammlung unter Mitteilung der Tagesordnung eingeladen 
werden; sie ist einzuladen, soweit die Versammlung auf ihren 
Antrag stattfindet. Sie erhält auf Antrag das Wort. 
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(6) Kann nach den dienstlichen Verhältnissen eine ge­
meinsame Versammlung aller Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen nicht stattfinden, so sind Teilversammlungen abzuhalten. 
Für Teilversammlungen gelten die Absätze 1 bis 5 entspre­
chend. Die Mitarbeitervertretung kann darüber hinaus Teil­
versammlungen durchführen, wenn dies zur Erörterung der 
besonderen Belange der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ei­
nes Arbeitsbereichs oder bestimmter Personengruppen erfor­
derlich ist. 

(7) Für die Übernahme der Kosten, die durch eine Mitar­
beiterversammlung entstehen, gilt §30 entsprechend. 

§ 32 
Aufgaben 

(1) Die Mitarbeiterversammlung nimmt den Tätigkeitsbe­
richt der Mitarbeitervertretung entgegen und erörtert Ange­
legenheiten, die zum Aufgabenbereich der Mitarbeitervertre­
tung gehören. Sie kann Anträge an die Mitarbeitervertretung 
stellen und zu Beschlüssen der Mitarbeitervertretung Stel­
lung nehmen. Die Mitarbeitervertretung ist an die Stellung­
nahme der Mitarbeiterversammlung nicht gebunden. 

(2) Die Mitarbeiterversammlung wählt den Wahlvorstand. 

VIII. Abschnitt 

Aufgaben und Befugnisse der Mitarbeitervertretung
 

§ 33
 
Grundsätze für die Zusammenarbeit
 

(1) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung sind 
verpflichtet, sich gegenseitig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
zu unterstützen, und arbeiten vertrauensvoll und partner­
schaftlieh zusammen. Sie informieren sich gegenseitig über 
Angelegenheiten, die die Dienstgemeinschaft betreffen. Sie 
achten darauf, daß alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach 
Recht und Billigkeit behandelt werden, die Vereinigungsfrei­
heit nicht beeinträchtigt wird und jede Betätigung in der 
Dienststelle unterbleibt, die der Aufgabe der Dienststelle, der 
Dienstgemeinschaft oder dem Arbeitsfrieden abträglich ist. 

(2) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung sollen 
in regelmäßigen Zeitabständen. mindestens aber einmal im 
Jahr, zur Besprechung allgemeiner Fragen des Dienstbetrie­
bes und der Dienstgemeinschaft und zum Austausch von 
Vorschlägen und Anregungen zusammenkommen. In der Be­
sprechung sollen auch Fragen der Gleichstellung und der Ge­
meinschaft von Frauen und Männern in der Dienststelle erör­
tert werden. Sofern eine Gemeinsame Mitarbeitervertretung 
nach § 5 Absatz 2 besteht, findet einmal im Jahr eine Bespre­
chung im Sinne des Satzes 1 mit allen beteiligten Dienststel­
lenleitungen statt. 

(3) In strittigen Fragen ist eine Einigung durch Aussprache 
anzustreben. Erst wenn die Bemühungen um eine Einigung in 
der Dienststelle gescheitert sind, dürfen andere Stellen im 
Rahmen der dafür geltenden Bestimmungen angerufen wer­
den. Das Scheitern der Einigung muß von der Mitarbeiterver­
tretung oder der Dienststellenleitung schriftlich erklärt wer­
den. Die Vorschriften über das Verfahren bei der Mitberatung 
und der Mitbestimmung bleiben unberührt. 

§ 34
 
Informationsrechte der Mitarbeitervertretung
 

(1) Die Mitarbeitervertretung ist zur Durchführung ihrer 
Aufgaben rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Die 
Dienststellenleitung soll die Mitarbeitervertretung bereits 

während der Vorbereitung von Entscheidungen informieren 
und die Mitarbeitervertretung. insbesondere bei organisatori­
schen oder sozialen Maßnahmen, frühzeitig an den Planun­
gen beteiligen. In diesem Rahmen kann die Mitarbeitervertre­
tung insbesondere an den Beratungen von Ausschüssen und 
Kommissionen beteiligt werden. 

(2) Der Mitarbeitervertretung sind die zur Durchführung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Ver­
fügung zu stellen. Bei Einstellungen werden der Mitarbeiter­
vertretung auf Verlangen sämtliche Bewerbungen vorgelegt; 
Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung können hier­
über eine Dienstvereinbarung abschließen. 

(3) Die Mitarbeitervertretung darf Personalakten nur nach 
schriftlicher Zustimmung der betroffenen Person und nur 
durch ein von ihr zu bestimmendes Mitglied der Mitarbeiter­
vertretung einsehen. Dienstliche Beurteilungen sind auf Ver­
langen der Beurteilten vor der Aufnahme in die Personalakte 
der Mitarbeitervertretung zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Bei Streitigkeiten über die Informationsrechte der Mit­
arbeitervertretung kann die Schlichtungsstelle angerufen 
werden. 

§ 35
 
Allgemeine Aufgaben der Mitarbeitervertretung
 

(1) Die Mitarbeitervertretung hat die beruflichen, wirt­
schaftlichen und sozialen Belange der Mitarbeiter und Mitar­
beiterinnen zu fördern. Sie hat in ihrer Mitverantwortung für 
die Aufgaben der Dienststelle das Verständnis für den Auf­
trag der Kirche zu stärken und für eine gute Zusammenarbeit 
einzutreten. 

(2) Unbeschadet des Rechts des Mitarbeiters oder der Mit­
arbeiterin, persönliche Anliegen der Dienststellenleitung 
selbst vorzutragen, soll sich die Mitarbeitervertretung der 
Probleme annehmen und die Interessen auf Veranlassung des 
Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin. sofern sie diese für be­
rechtigt hält, bei der Dienststellenleitung vertreten. 

(3) Die Mitarbeitervertretung soll insbesondere 

a)	 Maßnahmen anregen, die der Arbeit in der Dienststelle 
und ihren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen dienen, 

b) dafür eintreten, daß die arbeits-, sozial- und dienstrechtli­
chen Bestimmungen, Vereinbarungen und Anordnungen 
eingehalten werden, 

c) Beschwerden, Anfragen und Anregungen von Mitarbei­
tern und Mitarbeiterinnen entgegennehmen und, soweit 
diese berechtigt erscheinen, durch Verhandlungen mit der 
Dienststellenleitung auf deren Erledigung hinwirken. 

d) die Eingliederung und berufliche Entwicklung hilfs- und 
schutzbedürftiger. insbesondere schwerbehinderter oder 
älterer Personen in die Dienststelle fördern und für eine ih­
ren Kenntnissen und Fähigkeiten entsprechende Beschäfti­
gung eintreten, 

e) für die Gleichstellung und die Gemeinschaft von Frauen 
und Männern in der Dienststelle eintreten und Maßnah­
men zur Erreichung dieser Ziele anregen sowie an ihrer 
Umsetzung mitwirken, 

f)	 die Integration ausländischer Mitarbeiter und Mitarbeite­
rinnen fördern. 

(4) Werden Beschwerden nach Absatz 3 Buchstabe c in ei­
ner Sitzung der Mitarbeitervertretung erörtert, hat der Be­
schwerdeführer oder die Beschwerdeführerin das Recht, vor 
einer Entscheidung von der Mitarbeitervertretung gehört zu 
werden. 
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§ 36 
Dienstvereinbarungen 

(1) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung können 
Dienstvereinbarungen abschliessen. Dienstvereinbarungen 
dürfen Regelungen weder erweitern, einschränken noch aus­
schließen, die auf Rechtsvorschriften. insbesondere Beschlüs­
sen der Arbeitsrechtlichen Kommission, Tarifverträgen und 
Entscheidungen des Schlichtungsausschusses nach dem Ar­
beitsrechtsregelungsgesetz oder allgemeinverbindlichen 
Richtlinien der Kirche beruhen. Arbeitsentgelte und sonstige 
Arbeitsbedingungen, die durch die in Satz 2 genannten Rege­
lungen vereinbart worden sind oder üblicherweise vereinbart 
werden, können nicht Gegenstand einer Dienstvereinbarung 
sein, es sei denn, d ie Regelung nach Satz 2läßt eine Dienstver­
einbarung ausdrücklich zu. 

(2) Dienstvereinbarungen sind schriftlich niederzulegen, 
von bei den Partnern zu unterzeichnen und in geeigneter Wei­
se bekanntzugeben. 

(3) Dienstvereinbarungen gelten unmittelbar und können 
im Einzelfall nicht abbedungen werden. 

(4) Wenn in der Dienstvereinbarung Rechte für die Mitar­
beiter und Mitarbeiterinnen begründet werden, ist darin in 
der Regel festzulegen, inwieweit diese Rechte bei Außerkraft ­
treten der Dienstvereinbarung fortgelten sollen (Nachwir­
kung). 

(5) Dienstvereinbarungen können, soweit nichts anderes 
vereinbart ist, mit einer Frist von drei Monaten zum Ende ei­
nes Monats gekündigt werden. 

(6) Bei Streitigkeiten über die Auslegung von Dienstver­
einbarungen kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. 
Bei Streitigkeiten über den Abschluf von Dienstvereinbarun­
gen kann die Schlichtungsstelle auf Antrag der Mitarbeiter­
vertretung oder der Dienststellenleitung einen Vermittlungs­
vorschlag unterbreiten. 

§ 37
 
Verfahren der Beteiligung der Mitarbeitervertretung
 

(1) Die Mitarbeitervertretung wird insbesondere in den 
Verfahren der Mitbestimmung (§ 38), der eingeschränkten 
Mitbestimmung (§ 41) und der Mitberatung (§ 45) beteiligt. 

(2) Die Mitarbeitervertretung hat ihre Beteiligungsrechte 
im Rahmen der Zuständigkeit der Dienststelle und der gelten­
den Bestimmungen wahrzunehmen. 

§ 38 
Mitbestimmung 

(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestimmung der Mitar­
beitervertretung unterliegt, darf sie erst vollzogen werden, 
wenn die Zustimmung der Mitarbeitervertretung vorliegt 
oder durch den Schlichtungsausschuß ersetzt worden ist. 
Eine der Mitbestimmung unterliegende Maßnahme ist un­
wirksam, wenn die Mitarbeitervertretung nicht beteiligt wor­
den ist. 

(2) Die Dienststellenleitung unterrichtet die Mitarbeiter­
vertretung von der beabsichtigten Maßnahme und beantragt 
deren Zustimmung. Auf Verlangen der Mitarbeitervertre­
tung ist die beabsichtigte Maßnahme mit ihr zu erörtern. 

(3) Die Maßnahme gilt als gebilligt, wenn die Mitarbeiter­
vertretung nicht innerhalb von zwei Wochen die Zustim­
mung schriftlich verweigert oder eine mündliche Erörterung 
beantragt. Die Dienststellenleitung kann die Frist in dringen­
den Fällen abkürzen. Die Frist beginnt mit dem Zugang der 
Mitteilung an den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Mit­

arbeitervertretung. Die Dienststellenleitung kann im Einzel­
fall die Frist auf Antrag der Mitarbeitervertretung verlängern. 
Die Mitarbeitervertretung hat eine Verweigerung der Zustim­
mung gegenüber der Dienststellenleitung schriftlich zu be­
gründen. 

(4) Kommt in den Fällen der Mitbestimmung keine Eini­
gung zustande, kann die Dienststellenleitung innerhalb von 
zwei Wochen nach Abschluß der Erörterung oder nach Ein­
gang der schriftlichen Weigerung die Schlichtungsstelle anru­
fen. 

(5) Die Dienststellenleitung kann bei Maßnahmen, die kei­
nen Aufschub dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vor­
läufige Regel ungen treffen. Vorläufige Regelungen dürfen die 
Durchführung einer anderen endgültigen Entscheidung nicht 
hindern. Die Dienststellenleitung hat der Mitarbeitervertre­
tung eine beabsichtigte vorläufige Maßnahme mitzuteilen, zu 
begründen und unverzüglich das Verfahren der Absätze 1 
und 2 einzuleiten oder fortzusetzen. 

§ 39
 
Fälle der Mitbestimmung bei allgemeinen personellen Ange­


legenheiten
 

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Fällen ein 
Mitbestimmungsrecht 

a)	 Inhalt und Verwendung von Personalfragebogen und son­
stigen Fragebogen zur Erhebung personenbezogener Da­
ten, soweit nicht eine gesetzliche Regelung besteht, 

b)	 Aufstellung von Beurteilungsgrundsätzen für die Dienst­
stelle, 

c)	 Aufstellung von Grundsätzen für die Aus-, Fort- und Wei­
terbildung sowie die Teilnehmerauswahl. 

d) Auswahl der Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Fortbil­
dungsveranstaltungen. 

§ 40
 
Fälle der Mitbestimmung in organisatorischen und
 

sozialen Angelegenheiten
 

Die Mitarbeitervertretung hat in folgenden Fällen ein Mit­
bestimmungsrecht 

a) Bestellung und Abberufung von Vertrauens- und Be­
triebsärzten und -ärztinnen sowie Fachkräften für Arbeits­
sicherheit, 

b)	 Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen und gesundheit ­
lichen Gefahren, 

c)	 Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Sozialeinrich­
tungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform. 

d) Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen 
sowie Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wo­
chentage, 

e) Aufstellung von Grundsätzen für den Urlaubsplan. 

f)	 Aufstellung von Sozialplänen (insbesondere bei Auflö­
sung, Einschränkung, Verlegung und Zusammenlegung 
von Dienststellen oder erheblichen Teilen von ihnen) ein­
schließlich Plänen für Umschulung zum Ausgleich oder 
zur Milderung von wirtschaftlichen Nachteilen und für die 
Folgen von Rationalisierungsmaßnahmen, wobei Sozial­
pläne Regelungen weder einschränken noch ausschließen 
d ürfen, die auf Rechtsvorschriften oder allgemein verbind­
lichen Richtlinien beruhen, 

g) Grundsätze der Arbeitsplatzgestaltung, 

h) Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden. 
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i)	 Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und zur Er­
leichterung des Arbeitsablaufs, 

j)	 Einführung und Anwendung von Maßnahmen oder tech­
nischen Einrichtungen, die dazu geeignet sind, das Verhal­
ten oder die Leistung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
zu überwachen, 

k) Regelung der Ordnung in der Dienststelle (Haus- und Be­
triebsordnungen) und des Verhaltens der Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen im Dienst, 

I)	 Planung und Durchführung von Veranstaltungen für die 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

m) Grundsätze für die Gewährung von Unterstützungen 
oder sonstigen Zuwendungen, auf die kein Rechtsan­
spruch besteht, 

n) Zuweisung von Mietwohnungen oder Pacht land an Mitar­
beiter und Mitarbeiterinnen. wenn die Dienststelle darüber 
verfügt, sowie allgemeine Festsetzung der Nutzungsbe­
dingungen und die Kündigung des Nutzungsverhältnis­
ses. 

§ 41
 
Eingeschränkte Mitbestimmung
 

(1) Die Mitarbeitervertretung darf in den Fallen der einge­
schränkten Mitbestimmung (§§ 42 und 43) mit Ausnahme des 
Falles gemäß § 42 Buchstabe b (ordentliche Kündigung nach 
Ablauf der Probezeit) ihre Zustimmung nur verweigern, 
wenn 

a) die Maßnahme gegen eine Rechtsvorschrift. eine Vertrags­
bestimmurig. eine Dienstvereinbarung. eine Verwaltungs­
anordnung, eine andere bindende Bestimmung, eine 
rechtskräftige gerichtliche Entscheidung verstößt oder er­
messensfehlerhaft ist, 

b) die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß der 
oder die durch die Maßnahme betroffene oder andere Mit­
arbeiter und Mitarbeiterinnen benachteiligt werden, ohne 
daß dies aus dienstlichen oder persönlichen Gründen ge­
rechtfertigt ist, 

c) die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß 
eine Einstellung zur Störung des Friedens in der Dienststel­
le führt. 

(2) Im Falle des § 42 Buchstabe b (ordentliche Kündigung 
nach Ablauf der Probezeit) darf die Mitarbeitervertretung 
ihre Zustimmung nur verweigern, wenn 

a) die Kündigung gegen eine Rechtsvorschrift. eine arbeits­
rechtliche Regelung, eine andere bindende Bestimmung 
oder gegen eine rechtskräftige gerichtliche Entscheid ung 
verstößt, 

b) bei der Auswahl zu kündigender Mitarbeiter und Mitar­
beiterinnen soziale Gesichtspunkte nicht oder nicht ausrei­
chend berücksichtigt worden sind, 

c) zu kündigende Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an einem 
anderen Arbeitsplatz in derselben Dienststelle weiterbe­
schäftigt werden können, 

d) eine Weiterbeschäftigung von Mitarbeitern und Mitarbei­
terinnen unter anderen Vertragsbedingungen oder nach 
zumutbaren Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen 
möglich ist und die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ihre 
Zustimmung hierzu erklärt haben. 

(3) Für das Verfahren bei der eingeschränkten Mitbestim­
mung gilt § 38 entsprechend. 

§ 42
 
Fälle der eingeschränkten Mitbestimmung in
 

Personalangelegenheiten der privatrechtlich angestellten
 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
 

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalan­
gelegenheiten der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen ein eingeschränktes Mitbestimmungs­
recht 

a) Einstellung, 

b) ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit, 

c)	 Eingruppierung einschließlich Festlegung der Fallgruppe. 
Wechsel der Fallgruppe. Umgruppierung, 

d) Übertragung einer höher oder niedriger bewerteten Tätig­
keit von mehr als drei Monaten Dauer, 

e) dauernde Übertragung einer Tätigkeit, die einen Anspruch 
auf Zahlung einer Zulage auslöst, sowie Widerruf einer 
solchen Übertragung, 

f)	 Umsetzung innerhalb einer Dienststelle unter gleichzeiti­
gem Ortswechsel. 

g) Versetzung oder Abordnung zu einer anderen Dienststelle 
von mehr als drei Monaten Dauer, wobei in diesen Fällen 
die Mitarbeitervertretung der aufnehmenden Dienststelle 
unbeschadet des Mitberatungsrechts nach § 46 Buchstabe 
d mitbestimmt, 

h) Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus, 

i)	 Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Woh­
nung beschränken, 

j)	 Versagung und Widerruf der Genehmigung einer Neben­
tätigkeit, 

k) Ablehnung eines Antrages auf Ermäßigung der Arbeitszeit 
oder Beurlaubung in besonderen Fällen (aus familien- oder 
arbeitsmarktpolitischen Gründen). 

§ 43
 
Fälle der eingeschränkten Mitbestimmung in
 

Personalangelegenheiten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
 
in öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen
 

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalan­
gelegenheiten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in öffent­
lich-rechtlichen Dienstverhältnissen ein eingeschränktes Mit­
bestimmungsrecht 

a) Einstellung, 

b) Anstellung, 

c)	 Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein sol­
ches anderer Art, 

d) Ablehnung eines Antrages auf Ermäßigung der Arbeitszeit 
oder Beurlaubung in besonderen Fällen (aus familien- oder 
arbeitsmarktpolitischen Gründen), 

e) Verlängerung der Probezeit, 

f)	 Beförderung, 

g) Übertragung eines anderen Amtes, das mit einer Zulage 
ausgestattet ist, 

h) Übertragung eines anderen Amtes mit höherem End­
grundgehalt ohne Änderung der Amtsbezeichnung oder 
lJbertragung eines anderen Amtes mit gleichem End­
grundgehalt mit Änderung der Amtsbezeichnung, 

i)	 Zulassung zum Aufstiegsverfahren. Verleihung eines an­
deren Amtes mit anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel 
der Laufbahngruppe. 
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j)	 dauernde Übertragung eines höher oder niedriger bewer­
teten Dienstpostens, 

k)	 Umsetzung innerhalb der Dienststelle bei gleichzeitigem 
Ortswechsel. 

I)	 Versetzung oder Abordnung von mehr als drei Monaten 
Dauer zu einer anderen Dienststelle oder einem anderen 
Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes, wobei in 
diesen Fällen die Mitarbeitervertretung der aufnehmenden 
Dienststelle unbeschadet des Mitberatungsrechts nach § 46 
Buchstabe d mitbestimmt, 

m) Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand wegen Er­
reichens der Altersgrenze, 

n)	 Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Woh­
nung beschränken, 

0)	 Versagung sowie Widerruf der Genehmigung einer Ne­
bentätigkeit, 

p)	 Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe 
oder auf Widerruf, wenn die Entlassung nicht beantragt 
worden ist, 

q) vorzeitige Versetzung in den Ruhestand gegen den Willen 
des Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin. 

r)	 Versetzung in den Wartestand oder einstweiligen Ruhe­
stand, sofern der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin 
die Beteiligung der Mitarbeitervertretung beantragt. 

§ 44 
Ausnahmen von der Beteiligung in Personalangelegenheiten 

Eine Beteiligung in Personalangelegenheiten der Personen 
nach § 4 findet nicht statt mit Ausnahme der von der Mitar­
bei tervertretung nach Gesetz oder Satzung in leitende Organe 
entsandten Mitglieder. Daneben findet keine Beteiligung in 
den Personalangelegenheiten der Personen statt, die im pfar­
ramtlichen Dienst und in der Ausbildung oder Vorbereitung 
dazu stehen; gleiches gilt für die Personalangelegenheiten der 
Lehrenden an kirchlichen Hochschulen oder Fachhochschu­
len. Die Gliedkirchen können Näheres bestimmen. 

§ 45 
Mitberatung 

(1) In den Fällen der Mitberatung ist der Mitarbeitervertre­
tung eine beabsichtigte Mafsnahme rechtzeitig vor der Durch­
führung bekanntzugeben und auf Verlangen mit ihr zu erör­
tern. Die Mitarbeitervertretung kann die Erörterung nur in­
nerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der beab­
sichtigten Maßnahme verlangen. In den Fällen des § 46 Buch­
stabe b kann die Dienststellenleitung die Frist bis auf drei Ar­
beitstage verkürzen. Aulscrt sich die Mitarbeitervertretung 
nicht innerhalb von zwei Wochen oder innerhalb der verkürz­
ten Frist nach Satz 3 oder hält sie bei der Erörterung ihre Ein­
wendungen oder Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die 
Maßnahme als gebilligt. Die Fristen beginnen mit Zugang der 
Mitteilung an den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Mit­
arbeitervertretung. Im Einzelfall können die Fristen auf An­
trag der Mitarbeitervertretung von der Dienststellenleitung 
verlängert werden. Im Falle einer Nichteinigung hat die 
Dienststellenleitung oder die Mitarbeitervertretung die Erör­
terung für beendet zu erklären. Die Dienststellenleitung hat 
eine abweichende Entscheidung gegenüber der Mitarbeiter­
vertretung schriftlich zu begründen. 

(2) Eine der Mitberatung unterliegende MafSnahme ist un­
wirksam, wenn die Mitarbeitervertretung nicht nach Absatz 
1 beteiligt worden ist. Die Mitarbeitervertretung kann inner­
halb von zwei Wochen nach Kenntnis, spätestens sechs Mo­

nate nach Durchführung der Maßnahme die Schlichtungsstei­
le anrufen, wenn sie nicht nach Absatz 1 beteiligt worden ist. 

§ 46
 
Fälle der Mitberatung
 

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Fällen ein 
Mitberatungsrecht 

a)	 Auflösung, Einschränkung, Verlegung und Zusammenle­
gung von Dienststellen odererheblichen Teilen von ihnen, 

b) außerordentliche Kündigung, 

c) ordentliche Kündigung innerhalb der Probezeit, 

d) Versetzung und Abordnung von mehr als drei Monaten 
Dauer, wobei das Mitberatungsrecht hier für die Mitarbei­
tervertretung der abgebenden Dienststelle besteht, 

e)	 Aufstellung von Grundsätzen für die Bemessung des Per­
sonalbedarfs, 

f)	 Aufstellung und Änderung des Stellenplanentwurfs. 

g) Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen auf Ver­
langen der in Anspruch genommenen Mitarbeiter und Mit­
arbeiterinnen 

h) dauerhafte Vergabe von Arbeitsbereichen an Dritte, die 
bisher von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Dienst­
stelle wahrgenommen werden. 

§ 47
 
Initiativrecht der Mitarbeitervertretung
 

(1) Die Mitarbeitervertretung kann der Dienststellenlei­
tung in den Fällen der §§ 39, 40, 42, 43 und 46 Maßnahmen 
schriftlich vorschlagen. Die Dienststellenleitung hat inner­
halb eines Monats Stellung zu nehmen. Eine Ablehnung ist 
schriftlich zu begründen. 

(2) Kommt in den Fällen des Absatzes 1, in denen die Mit­
arbeitervertretung ein Mitbestimmungsrecht oder ein einge­
schränktes Mitbestimmungsrecht hat, auch nach Erörterung 
eine Einigung nicht zustande, so kann die Mitarbeitervertre­
tung innerhalb von zwei Wochen nach Abschluß der Erörte­
rung oder nach der Ablehnung die Schlichtungsstelle anru­
fen. Die Mitarbeitervertretung kann die Schlichtungsstelle 
ferner innerhalb von zwei Wochen anrufen, wenn die Dienst­
stellenleitung nicht innerhalb der Monatsfrist des Absatzes 1 
schriftlich Stellung genommen hat. 

§ 48
 
Beschwerderecht der Mitarbeitervertretung
 

(1) VerstöfSt die Dienststellenleitung gegen sich aus diesem 
Kirchengesetz ergebende oder sonstige gegenüber den Mitar­
beitern und Mitarbeiterinnen bestehende Pflichten, hat die 
Mitarbeitervertretung das Recht, bei den zuständigen Lei­
tungs- und Aufsichtsorganen Beschwerde einzulegen. 

(2) Bei berechtigten Beschwerden hat das Leitungs- oder 
Aufsichtsorgan im Rahmen seiner Möglichkeiten Abhilfe zu 
schaffen oder auf Abhilfe hinzuwirken. 

IX. Abschnitt 

Interessenvertretung besonderer Mitarbeitergruppen 

§ 49
 
Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden
 

(1) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unter 18 Jahren, 
die Auszubildenden sowie die weiteren zu ihrer Berufsausbil­
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dung Beschäftigten wählen ihre Vertretung, die von der Mit­
arbeitervertretung in Angelegenheiten der Jugendlichen und 
Auszubildenden zur Beratung hinzuzuziehen ist. In die Ver­
tretung können Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bis zum 
vollendeten 24. Lebensjahr gewählt werden. Für die Wählbar­
keit gilt § 10 entsprechend. Gewählt werden 

eine Person bei Dienststellen mit in der Regel 
5 - 15 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen: 

drei Personen bei Dienststellen mit in der Regel
 
mehr als insgesamt 1') Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen.
 

(2) Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. 

(3) Beantragt ein Mitglied der Vertretung spätestens einen 
Monat vor Beendigung seines Ausbildungsverhältnisses für 
den Fall des erfolgreichen Abschlusses seiner Ausbildung 
schriftlich die Weiterbeschäftigung, so bedarf die Ablehnung 
des Antrages durch die Dienststellenleitung der Zustimmung 
der Mitarbeitervertretung. wenn die Dienststelle gleichzeitig 
weitere Auszubildende weiterbeschäftigt. Die Zustimmung 
kann nur verweigert werden, wenn der durch Tatsachen be­
gründete Verdacht besteht, daß die Ablehnung der Weiterbe­
schäftigung wegen der Tätigkeit als Mitglied der Vertretung 
erfolgt. Verweigert die Mitarbeitervertretung die Zustim­
mung, so kann die Dienststellenleitung innerhalb von zwei 
Wochen die Schlichtungsstelle anrufen. 

(4) Für Mitglieder der Vertretung nach Absatz 1 gelten die 
§§ 11, 13, 14, 15 Absätze 2 bis 4 und §§ 16 bis 22 entsprechend. 

§ 50
 
Vertrauensperson der Schwerbehinderten
 

(1) In Dienststellen, in denen mindestens fünf Schwerbe­
hinderte nicht nur vorübergehend beschäftigt sind, werden 
eine Vertrauensperson und ein Stellvertreter oder eine Stell­
vertreterirr gewählt. 

(2) Wahlberechtigt sind alle in der Dienststelle beschäftig­
ten Schwerbehinderten. 

(3) Für die Wählbarkeit gilt § 10 entsprechend. 

§ 51 
Aufgaben der Vertrauensperson der Schwerbehinderten 

(1) Die Vertrauensperson hat die Interessen der Schwerbe­
hinderten in der Dienststelle zu vertreten und ihnen beratend 
und helfend zur Seite zu stehen. Sie hat vor allem 

a) darüber zu wachen, daß die zugunsten der Schwerbehin­
derten in der Dienststelle geltenden Rechtsvorschriften. 
Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen ein­
gehalten werden, 

b) Maßnahmen, die den Schwerbehinderten dienen, bei den 
zuständigen Stellen zu beantragen, 

c)	 Anregungen und Beschwerden von Schwerbehinderten 
entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, 
durch Verhandlung mit der Dienststellenleitung auf Erle­
digung hinzuwirken, wobei sie die Schwerbehinderten 
über den Stand und das Ergebnis der Verhandlungen zu 
unterrichten hat. 

(2) Die Vertrauensperson ist von der Dienststellenleitung 
in allen Angelegenheiten, die einzelne Schwerbehinderte oder 
die Schwerbehinderten als Gruppe berühren, rechtzeitig und 
umfassend zu unterrichten und vor einer Entscheidung zu 
hören; die getroffene Entscheidung ist der Vertrauensperson 
unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Schwerbehinderte haben das Recht, bei Einsicht in die 
über sie geführten Personalakten die Vertrauensperson hin­
zuzuziehen. 

(4) Die Vertrauensperson hat das Recht, an allen Sitzungen 
der Mitarbeitervertretung beratend teilzunehmen. Erachtet 
sie einen Beschluß der Mitarbeitervertretung als erhebliche 
Beeinträchtigung wichtiger Interessen der Schwerbehinder­
ten, so ist auf ihren Antrag der Beschluß auf die Dauer von 
einer Woche vom Zeitpunkt der Beschlußfassung an auszu­
setzen. Die Aussetzung hat keine Verlängerung einer Frist zur 
Folge. 

(5) Die Vertrauensperson hat das Recht, mindestens ein­
mal im Jahr eine Versammlung der Schwerbehinderten in der 
Dienststelle durchzuführen. Die für die Mitarbeiterversamm­
lung geltenden Vorschriften der §§ 31 und 32 gelten dabei ent­
sprechend. 

§ 52
 
Persönliche Rechte und Pflichten der Vertrauensperson
 

der Schwerbehinderten
 

(1) Für die Rechtsstellung der Vertrauensperson der 
Schwerbehinderten gelten die §§ 11 und 13 bis 22 entspre­
chend. 

(2) Die Räume und der Geschäftsbedarf die der Mitar­
beitervertretung für deren Sitzungen, Sprechstunden und 
laufende Geschäftsführung zur Verfügung gestellt werden, 
stehen für die gleichen Zwecke auch der Vertrauensperson 
offen, soweit ihr hierfür nicht eigene Räume und Geschäfts­
bedarf zur Verfügung gestellt werden. 

§ 53
 
Vertrauensmann der Zivildienstleistenden
 

In Dienststellen, in denen nach § 37 Absatz 1 des Zivil­
dienstgesetzes ein Vertra uensmann der Zivildienstleistenden 
zu wählen ist, hat der Vertrauensmann das Recht, an den Sit­
zungen der Mitarbeitervertretung beratend teilzunehmen, so­
weit sie Angelegenheiten der Zivildienstleistenden betreffen. 

X. Abschnitt 

Gesamtausschuß der MitarbeHervertretungen 

§ 54
 
Bildung von Gesamtausschüssen
 

(1) Die Gliedkirchen können in ihren Regelungen vorse­
hen, daß für den Bereich einer Gliedkirche. des jeweiligen Dia­
konischen Werks oder für beide Bereiche gemeinsam ein Ge­
samtausschuß der Mitarbeitervertretungen im kirchlichen 
und diakomsehen Bereich gebildet wird. Einzelheiten über 
Bildung und Zusammensetzung des Gesamtausschusses re­
geln die Gliedkirchen. 

(2) Für die Gesamtausschüsse gelten im übrigen die Be­
stimmungen dieses Kirchengesetzes mit Ausnahme des § 20 
sinngemäß. 

§ 55
 
Aufgaben des Gesamtausschusses
 

(1) Dem Gesamtausschuß sollen insbesondere folgende 
Aufgaben zugewiesen werden: 

a) Beratung, Unterstützung und Information der Mitarbeiter­
vertretungen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben, Rech­
te und Pflichten, 
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b)	 Förderung des Informations- und Erfahrungsaustauschs 
zwischen den Mitarbeitervertretungen sowie der Fortbil­
dung von Mitgliedern der Mitarbeitervertretungen. 

c) Erörterung arbeits-, dienst- und mitarbeitervertretungs­
rechtlicher Fragen von grundsätzlicher Bedeutung, sofern 
hierfür nicht andere Stellen zuständig sind. 

(2) Sofern der Gesamtausschuß an der Bildung der Arbeits­
rechtlichen Kommission beteiligt ist, kann er Stellungnahmen 
zu beabsichtigten Neuregelungen des kirchlichen Arbeits­
rechts abgeben. 

XI. Abschnitt 

Vermittlungsgespräch und kirchlicher Rechtschutz 
(Schlichtungsstelle, kirchlicher Verwaltungsrechtsweg) 

§ 56 
Vermittlungsgespräch 

Die Gliedkirchen können bestimmen, daß vor der Anru­
fung der Schlichtungsstelle ein Vermittlungsgespräch zu füh­
ren ist. Das Vermittlungsgespräch ist von einer übergeordne­
ten Dienststelle, die an der strittigen Angelegenheit nicht di­
rekt beteiligt sein darf, oder einer geeigneten neutralen Stelle 
zu leiten. Die Gliedkirchen können Näheres bestimmen. 

§57 
Bildung der Schlichtungsstelle 

(1) Für den Bereich der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land und ihres Diakonischen Werks, einer Gliedkirche und 
des gliedkirchlichen Diakonischen Werks oder von mehreren 
Gliedkirchen und deren Diakonischen Werken gemeinsam ist 
eine Schlichtungsstelle zu bilden, die aus einer oder mehreren 
Kammern besteht. 

(2) Durch Vereinbarungen mit Institutionen außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Kirchengesetzes kann bestimmt wer­
den, daß die Schlichtungsstelle für diese Institutionen zustän­
dig ist, sofern die Institutionen die Bestimmungen dieses Kir­
chengesetzes für ihren Bereich anwenden. 

§ 58
 
Bildung und Zusammensetzung der Kammern
 

(1) Eine Kammer besteht aus drei Mitgliedern. Die 
Gliedkirchen können andere Besetzungen vorsehen. Vorsit­
zende und beisitzende Mitglieder müssen zu kirchlichen Äm­
tern in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland wählbar sein. Sofern die Schlichtungsstelle auch 
für Freikirchen zuständig ist, können auch deren Mitglieder 
berufen werden. Für jedes Mitglied wird mindestens ein stell­
vertretendes Mitglied berufen. 

(2) Vorsitzende sowie Stellvertreter und Stellvertreterin­
nen müssen die Befähigung zum Richteramt oder zum höhe­
ren Verwaltungsdienst haben. Sie dürfen nicht haupt- oder 
nebenberuflich im Dienst einer kirchlichen Körperschaft oder 
einer Einrichtung der Diakonie innerhalb der Evangelischen 
Kirche in Deutschland stehen. 

(3) Für die Berufung von Vorsitzenden und ihrer Stellver­
treter oder Stellvertreterinnen soll ein einvernehmlicher Vor­
schlag der Dienstgeber- und Dienstnehmerseite vorgelegt 
werden. 

(4) Für jede Kammer werden als beisitzende Mitglieder 
mindestens je ein Vertreter oder eine Vertreterin der Mitarbei­
ter und Mitarbeiterinnen und ein Vertreter oder eine Vertre­
terin der Dienstgeber berufen; das gleiche gilt für die stellver­
tretenden Mitglieder. 

(5) Einzelheiten bestimmen der Rat für die Evangelische 
Kirche in Deutschland sowie die Gliedkirchen für ihre Berei­
che. 

§ 59
 
Rechtsstellung der Mitglieder der Schlichtungsstelle
 

(1) Die Mitglieder der Schlichtungsstelle sind unabhängig 
und nur an das Gesetz und ihr Gewissen gebunden. Sie haben 
das Verständnis für den Auftrag der Kirche zu stärken und 
auf eine gute Zusammenarbeit hinzuwirken. Sie unterliegen 
der Schweigepflicht. 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder der Schlichtungsstelle be­
trägt fünf Jahre. Solange eine neue Besetzung nicht erfolgt ist, 
bleiben die bisherigen Mitglieder im Amt. 

§ 60
 
Zuständigkeit der Schlichtungsstelle
 

(1) Die Schlichtungsstelle entscheidet auf Antrag unbe­
schadet der Rechte des Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin 
über 

a) Behandlung von Teilen einer Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung der Kirche sowie einer Einrichtung der Diakonie 
als Dienststelle (§ 3 Absatz 2), 

b) Zugehörigkeit von Personen zur Dienststellenleitung (§ 4 
Absatz 3), 

c) Bildung der Mitarbeitervertretung (§ 5), 

d) Anfechtung der Wahl (§ 14), 

e) Auflösung der Mitarbeitervertretung und Ausschluß von 
Mitgliedern (§ 17), 

f) Verstöße gegen das Behinderungsverbot (§ 19 Absätze 1 
und 2), 

g) Teilnahme an Schulungsveranstaltungen (§ 19 Absatz 3), 

h) Freistellung von Mitgliedern der Mitarbeitervertretung 
(§ 20), 

i) Versetzung und Abordnung von Mitgliedern der Mitarbei­
tervertretung sowie des Wahlvorstandes (§ 21 Absatz 1), 

j) Verstöße gegen die Schweigepflicht (§ 22), 

k) Einrichtung regelmäßiger Sprechstunden (§ 28), 

1) Kosten der Geschäftsführung (§ 30), 

m) Zeitpunkt und Umfang der Unterrichtung der Mitarbei­
tervertretung einschließlich des Rechts zur Einsicht in Un­
terlagen (§ 34), 

n) Auslegung von Dienstvereinbarungen (§ 36 Absatz 6), 

0) Abschluß von Dienstvereinbarungen (§ 36 Absatz 6), 

p) Meinungsverschiedenheiten über Angelegenheiten, die 
der Mitbestimmung unterliegen (§§ 39 und 40), 

q) Meinungsverschiedenheiten über Angelegenheiten, die 
der eingeschränkten Mitbestimmung unterliegen (§§ 42 
und 43), 

r) Beteiligung der Mitarbeitervertretung in Angelegenheiten 
der Mitberatung (§ 46), 
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s) Meinungsverschiedenheiten über Vorschläge der Mitar­
beitervertretung (§ 47), 

t) Meinungsverschiedenheiten über die Weiterbeschäftigung 
von Sprechern und Sprecherinnen der Jugendlichen und 
der Auszubildenden (§ 49 Absatz 3) 

und über andere vergleichbar gewichtige Streitigkeiten aus 
der Anwendung dieses Kirchengesetzes. 

(2) In den Fällen, in denen die Schlichtungsstelle wegen 
des Abschlusses von Dienstvereinbarungen angerufen wird 
(§36), kann die Schlichtungsstelle nur einen Vermittlungsvor­
schlag unterbreiten. 

(3) In den Fällen der Mitberatung (§ 46) stellt die Schlich­
tungsstelle nur fest, ob die Beteiligung der Mitarbeitervertre­
tung erfolgt ist. Ist die Beteiligung unterblieben, hat dies die 
Unwirksamkeit der Maßnahme zur Folge. 

(4) In den Fällen, die einem eingeschränkten Mitbestim­
mungsrecht unterliegen (§§ 42 und 43), hat die Schlichtungs­
stelle lediglich zu prüfen und abschließend festzustellen, ob 
für die Mitarbeitervertretung ein Grund zur Verweigerung 
der Zustimmung nach § 41 vorliegt. Stellt die Schlichtungs­
stelle fest, daß für die Mitarbeitervertretung kein Grund zur 
Verweigerung der Zustimmung vorliegt, gilt die Zustim­
mung der Mitarbeitervertretung als ersetzt. 

(5) In den Fällen der Mitbestimmung (§§ 39 und 40) ent­
scheidet die Schlichtungsstelle über die Ersetzung der Zu­
stimmung der Mitarbeitervertretung. Die Entscheidung der 
Schlichtungsstelle muß sich im Rahmen der geltenden Rechts­
vorschriften sowie im Rahmen der Anträge von Mitarbeiter­
vertretung und Dienststellenleitung halten. 

(6) In den Fällen der Nichteinigung über Initiativen der 
Mitarbeitervertretung (§ 47 Absatz 2) stellt die Schlichtungs­
stelle fest, ob die Weigerung der Dienststellenleitung, die von 
der Mitarbeitervertretung beantragte Maßnahme zu vollzie­
hen, rechtswidrig oder ermessensfehlerhaft ist. Die Dienst­
stellenleitung hat erneut unter Berücksichtigung der Rechts­
auffassung der Schlichtungsstelle über den Antrag der Mitar­
beitervertretung zu entscheiden. 

(7) Die Entscheidung der Schlichtungsstelle ist verbind­
lich. Die Gliedkirchen können bestimmen, daß ein Auf­
sichtsorgan die Entscheidung der Schlichtungsstelle auch 
durch Ersatzvornahme durchsetzen kann, sofern die Dienst­
stellenleitung die Umsetzung der Entscheidung verweigert. 

§ 61
 
Durchführung der Schlichtung
 

(1) Sofern keine besondere Frist für die Anrufung der 
Schlichtungsstelle festgelegt ist, beträgt die Frist zwei Monate 
nach Kenntnis einer Maßnahme oder eines Rechtsverstoßes 
im Sinne von § 60 Absatz 1. 

(2) Der oder die Vorsitzende der Kammer hat zunächst 
durch Verhandlungen mit den Parteien auf eine gütliche Eini­
gung hinzuwirken. Gelingt diese nicht, so ist die Kammer ein­
zuberufen. Im Einvernehmen der Parteien kann der oder die 
Vorsitzende der Kammer allein entscheiden. 

(3) Die Parteien können zu ihrem Beistand jeweils eine Per­
son hinzuziehen, die Mitglied einer Kirche sein muß, die der 
Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen angehört. Die Über­
nahme der hierdurch entstehenden Kosten ist zuvor bei der 
Dienststellenleitung zu beantragen. Im Streitfall entscheidet 
der oder die Vorsitzende der Kammer. 

(4) Die Kammer kann den Parteien aufgeben, ihr Vorbrin­
gen schriftlich vorzubereiten und Beweise anzutreten. Die 
Kammer entscheidet aufgrund einer von dem oder der Vor­

sitzenden anberaumten, nichtöffentlichen mündlichen Ver­
handlung, bei der alle Mitglieder der Kammer anwesend sein 
müssen. Der Mitarbeitervertretung und der Dienststellenlei­
tung ist in der Verhandlung Gelegenheit zur Äußerung zu ge­
ben. Zunächst hat die Kammer auf eine Verständigung oder 
Einigung hinzuwirken. Im Einvernehmen mit den Parteien 
kann von einer mündlichen Verhandlung abgesehen und ein 
Beschluß im schriftlichen Verfahren gefaßt werden. 

(5) Die Kammer entscheidet unbeschadet der Verpflich­
tung, während des gesamten Verfahrens auf eine gütliche Ei­
nigung hinzuwirken. durch Beschluß, der mit Stimmenmehr­
heit gefaßt wird. Stimmenthaltung ist unzulässig. Den Anträ­
gen der Beteiligten kann auch teilweise entsprochen werden. 

(6) Der Beschluß ist zu begründen und den Beteiligten zu­
zustellen. Er wird mit seiner Zustellung wirksam. 

(7) Der oder die Vorsitzende der Kammer kann einen of­
fensichtlich unbegründeten Antrag ohne mündliche Ver­
handlung zurückweisen. Gleiches gilt, wenn die Schlich­
tungsstelle für die Entscheidung über einen Antrag offenbar 
unzuständig ist oder eine Antragsfrist versäumt ist. Die Zu­
rückweisung ist in einem Bescheid zu begründen. 

(8) Der Bescheid ist zuzustellen. Der Antragsteller oder die 
Antragstellerin können innerhalb von zwei Wochen nach Zu­
stellung des Bescheides mündliche Verhandlung beantragen. 

(9) Die Kosten des Verfahrens - einschließlich der notwen­
digen Kosten für Zeugen, Sachverständige und Beistände 
nach Absatz 3 - trägt die Dienststellenleitung. Über die Not­
wendigkeit entscheidet im Zweifelsfall der oder die Vorsit­
zende der Kammer. 

§ 62
 
Einstweilige Anordnungen
 

Kann in Eilfällen die Kammer nicht rechtzeitig zusammen­
treten, trifft der oder die Vorsitzende auf Antrag einstweilige 
Anordnungen. 

§ 63
 
Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg
 

(1) Der kirchliche Verwaltungsrechtsweg ist gegeben ge­
gen Beschlüsse der Schlichtungsstelle 

a) darüber, ob eine Maßnahme im Einzelfall der Mitberatung 
oder Mitbestimmung unterliegt, 

b) darüber, welche Rechte und Pflichten den Beteiligten im 
Einzelfall aus der Mitberatung oder Mitbestimmung er­
wachsen, 

c) über Zuständigkeit, Geschäftsführung und Rechtsstellung 
der Mitarbeitervertretung, 

d) über Wahlberechtigung und Wählbarkeit, 

e) aufgrund einer Anfechtung der Wahl, 

f)	 über Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstvereinbarun­
gen. 

(2) Bis zur Errichtung eines gemeinsamen Kirchengerichts 
regelt der Rat durch Rechtsverordnung die kirchengerichtli­
che Zuständigkeit für die Evangelische Kirche in Deutschland 
und die Einrichtungen der Diakonie. Die Gliedkirchen treffen 
für ihren Bereich entsprechende Regelungen. 

(3) Das Rechtsmittel ist innerhalb eines Monats nach Zu­
stellung des Beschlusses der Schlichtungsstelle schriftlich ein­
zulegen. 
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XII. Abschnitt 

Inkrafttreten, Schlußbestimmungen 

§64 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evange­
lische Kirche in Deutschland am 1.Januar1993 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über Mitarbeiter­
vertretungen bei den Dienststellen der Evangelischen Kirche 
in Deutschland vorn 5. Oktober 1972 (ABl.EKD S. 670) in der 
Fassung des Änderungsgesetzes vorn 8. November 1985 
(ABl.EKD S. 426) außer Kraft. Soweit in weitergeltenden Be­
stimmungen auf nach Satz 1 aufgehobene Bestimmungen ver­
wiesen ist, treten die Vorschriften dieses Kirchengesetzes an 
deren Stelle. 

(3) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Gliedkir­
chen in Kraft, wenn alle Gliedkirchen ihr Einverständnis er­
klärt haben. Jede Gliedkirche kann es für ihren Bereich zu ei­
nem früheren Zeitpunkt in Geltung setzen. 

§ 65 
Übernahmebestimmungen 

(1) Die Gliedkirchen können in den Übernahmebestim­
mungen regeln, daß Maßnahmen abweichend von diesem 
Kirchengesetz weiterhin der Mitbestimmung unterliegen, so­
weit Regelungen der Gliedkirchen dies bisher vorsehen. 

(2) Darüber hinaus kann bestimmt werden, daß Maßnah­
men, die bisher einern Beteiligungsrecht unterlagen, das in 
seiner Wirkung nicht über die eingeschränkte Mitbestim­
mung hinausgeht, der eingeschränkten Mitbestimmung un­
terworfen werden. 

§ 66 
Übergangsbestimmungen 

(1) Die ersten allgemeinen Mitarbeitervertretungswahlen 
im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes nach § 15 finden 
im Zeitraum vom 1. Januar bis 30.Aprill994 statt. 

(2) Bestehende Mitarbeitervertretungen bleiben bis zum 
Abschluß ihrer Wahlperiode im Amt, soweit sie bei Inkrafttre­
ten dieses Kirchengesetzes noch nicht länger als ein Jahr im 
Amt sind. In allen anderen Dienststellen sind in der ersten all­
gemeinen Wahlzeit Mitarbeitervertretungen zu wählen. Die 
Arbeitsgemeinschaften, Gesamtmitarbeitervertretungen und 
Schlichtungsstellen arbeiten auf den bisherigen Rechtsgrund­
lagen weiter, bis die erforderlichen gliedkirchlichen Regelun­
gen getroffen worden sind. 

§67
 
Besondere Übergangsbestimmungen
 

Gliedkirchen, die vor Wiederherstellung der Einheit der 
Evangelischen Kirche in Deutschland dem Bund der Evange­
lischen Kirchen angehört haben, können für einen Über­
gangszeitraum bis zum 31. Dezember 1994 abweichende Re­
gelungen treffen über 

a) § 19 Absatz 2 Sätze 4 und 5 (Ersatzkraft, Gewährung von 
Freizeitausgleich), 

b) § 20 Absätze 2 und 3 (Freistellung), 

c) § 60 Absatz 1 (Zuständigkeit der Schlichtungsstelle), 

d) § 63 (Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg). 

Az.: 3730.1-D I 

Wahlordnung
 
zum Mitarbeitervertretungsgesetz
 

(WQ-MVG)
 

Vom 12. April 1994
 

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 6 des Kirchengeset­
zes über die Zustimmung zum Mitarbeitervertretungsgesetz 
der Ev. Kirche in Deutschland (KGMVG) die folgende Wahl­
ordnung als Rechtsverordnung erlasssen: 

§1
 
Durchführung der Wahl,
 

Zusammensetzung des Wahlvorstandes
 

(1) Die Wahl der Mitarbeitervertretung wird von einem 
Wahlvorstand vorbereitet und durchgeführt. 

(2) Der Wahlvorstand besteht aus drei Mitgliedern. Gleich­
zeitig ist eine entsprechende Zahl von Ersatzmitgliedern zu 
bestellen. 

(3) Mitglied oder Ersatzmitglied kann nur sein, wer die 
Wählbarkeit zur Mitarbeitervertretung besitzt (§ 10 Mitarbei­
tervertretungsgesetz (MVG) i. Verbindung mit § 5 KGMVG 
(GVOBl. 1994 Nr. 11, S. 218). Mitglieder und Ersatzmitglieder 
dürfen der bestehenden Mitarbeitervertretung der Dienststel­
le nicht angehören. Wird ein Mitglied oder Ersatzmitglied zur 
Wahl aufgestellt, so scheidet es aus dem Wahlvorstand aus; 
an seine Stelle tritt das Ersatzmitglied, das bei der Bildung des 
Wahlvorstandes die nächstniedrigere Stimmenzahl erhalten 
hat. 

§2
 
Bildung des Wahlvorstandes
 

(1) Der Wahlvorstand wird spätestens drei Monate vor Ab­
lauf der regelmäßigen Amtszeit der Mitarbeitervertretung in 
einer von der amtierenden Mitarbeitervertretung einzuberu­
fenden Mitarbeiterversammlung (§ 31 MVG) durch Zuruf 
und offene Abstimmung gebildet, sofern nicht mindestens ein 
Drittel der wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen eine geheime Abstimmung beantragt. 

(2) In den Fällen des § 16 Absatz 1 MVG (Neuwahl der Mit­
arbeitervertretung vor Ablauf der Amtszeit) ist unverzüglich 
von der Dienststellenleitung oder der Gesamtmitarbeiterver­
tretung eine Mitarbeiterversammlung zur Bildung des Wahl­
vorstandes einzuberufen. Die Leitung dieser Mitarbeiterver­
sammlung wird von dieser durch Zuruf und offene Abstim­
mung bestimmt. 

§3
 
Geschäftsführung des Wahlvorstandes
 

(1) Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte den Vorsit­
zenden oder die Vorsitzende sowie den Schriftführer oder die 
Schriftführerin. Hierzu beruft das älteste Mitglied den Wahl­
vorstand binnen drei Tagen nach seiner Wahl ein. 

(2) Über alle Sitzungen des Wahl vorstandes und die im fol­
genden bestimmten Handlungen sind Niederschriften zu er­
stellen, die von dem oder der Vorsitzenden und dem Schrift­
führer oder der Schriftführerin zu unterzeichnen sind. 

§4 
Wählerliste 

(1) Der Wahlvorstand stellt für die Wahl eine Liste zusam­
men, aus der die nach § 9 MVG Wahlberechtigten und die 
nach § 10 MVG wählbaren Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
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hervorgehen. Beide Listen sind mindestens vier Wochen vor 
der Wahl in der Dienststelle zur Einsicht auszulegen oder den 
Wahlberechtigten in anderer geeigneter Weise bekanntzuge­
ben. 

(2) Jeder Mitarbeiter und jede Mitarbeiterin kann innerhalb 
einer Frist von einer Woche nach Auslegung oder Bekanntga­
be der Listen gegen die Eintragung oder Nichteintragung von 
Mitarbeitern oder Mitarbeiterinnen Einspruch einlegen. Der 
Wahlvorstand entscheidet unverzüglich über den Einspruch 
und erteilt darüber einen schriftlichen Bescheid. 

(3) Die Dienststellenleitung und andere kirchliche Stellen 
haben bei der Aufstellung der in Absatz 1 genannten Listen 
Amtshilfe zu leisten. 

§5 
Wahltermin und Wahlausschreiben 

(1) Der Wahlvorstand setzt den Termin für die Wahl der 
Mitarbeitervertretung fest. Der Termin darf nicht später als 
drei Monate nach der Bildung des Wahlvorstandes liegen. 
Der Wahlvorstand erläßt spätestens vier Wochen vor dem 
Wahltag ein Wahlausschreiben, das in geeigneter Weise be­
kanntzumachen ist. Auswärtig beschäftigte Wahlberechtigte 
erhalten das Wahlausschreiben durch Zusendung. 

(2) Das Wahlausschreiben muß Angaben enthalten über 

a) Ort und Tag seines Erlasses, 

b) Ort, Tag und Zeit der Wahl, 

c) Ort und Zeit der Auslegung der in § 4 Absatz 1 genannten 
Listen zur Einsichtnahme, 

d) den Hinweis, daß Einsprüche gegen die Wählerliste binnen 
einer Woche nach Auslegung oder Zurverfügungstellung 
beim Wahlvorstand eingelegt werden können, 

e) die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Mitarbeiterver­
tretung, 

f) die Frist für die Einreichung von Wahlvorschlägen (§ 6), 

g) die Voraussetzungen und das Verfahren für die Briefwahl 
(§ 9). 

(3) Auf § 12 MVG (Vertreter der Berufsgruppen und Ar­
beitsbereiche) ist besonders hinzuweisen. 

§6 
Wahlvorschläge 

(l) Mindestens drei Wahlberechtigte können binnen zwei 
Wochen nach Auslegung oder Zurverfügungstellung des 
Wahlausschreibens einen von ihnen unterzeichneten Wahl­
vorschlag beim Wahlvorstand einreichen. 

(2) Der Wahlvorstand prüft unverzüglich die Ordnungs­
mäßigkeit der Wahlvorschläge und die Wählbarkeit der Vor­
geschlagenen. Er überzeugt sich, daß die Vorgeschlagenen 
mit ihrer Nominierung einverstanden sind. Beanstandungen 
sind dem ersten Unterzeichner des Wahlvorschlages unver­
züglich mitzuteilen; sie können innerhalb der Einreichungs­
frist behoben werden. 

§7 
Gesamtvorschlag und Stimmzettel 

(1) Der Wahlvorstand stellt alle gültigen Wahlvorschläge 
zu einem Gesamtvorschlag zusammen und führt darin die 
Namen der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge 
auf. Art und Ort der Tätigkeit der Wahlbewerber und Wahl­
bewerberinnen sind anzugeben. 

(2) Der Gesamtvorschlag soll mindestens doppelt soviel 
Namen enthalten wie Mitglieder der Mitarbeitervertretung 
zu wählen sind. Er ist den Wahlberechtigten spätestens eine 
Woche vor der Wahl durch Aushang oder schriftliche Mittei­
lung bekanntzugeben. 

(3) Die Stimmzettel sind entsprechend der Gliederung des 
Gesamtvorschlags (Absatz 1) herzustellen. Sie müssen die 
gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung haben 
und die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Mitarbeiter­
vertretung angeben. 

§8
 
Durchführung der Wahl
 

(1) Die Wahl findet in Anwesenheit von mindestens zwei 
Mitgliedern des Wahlvorstandes statt. Diese führen die Wäh­
lerliste und bezeichnen darin die Wahlberechtigten, die ge­
wählt haben. Vor Beginn der Stimmenabgabe hat der Wahl­
vorstand festzustellen, daß die Wahlurnen leer sind, sie sind 
bis zum Abschluß der Wahlhandlung verschlossen zu halten. 

(2) Das Wahlrecht wird durch Abgabe des Stimmzettels 
ausgeübt, der zusammengefaltet in die verschlossene Wahl­
urne gelegt wird. Es können auch Wahlumschläge für die 
Wahlzettel ausgegeben werden. Vor der Ausgabe des Stimm­
zettels ist festzustellen, ob der Wähler oder die Wählerin 
wahlberechtigt ist. 

(3) In Bedarfsfällen können mehrere Stimmbezirke einge­
richtet werden. In diesem Fall kann der Wahlvorstand seine 
Ersatzmitglieder zur Durchführung der Wahl heranziehen. In 
jedem Stimmbezirk müssen zwei Mitglieder des Wahlvor­
standes oder ein Mitglied und ein Ersatzmitglied anwesend 
sein. Für die nötigen Arbeiten im Wahlraum kann der Wahl­
vorstand Wahlhelfer und Wahlhelferinnen hinzuziehen. 

(4) Es dürfen höchstens soviel Namen auf dem Stimmzettel 
angekreuzt werden, wie Mitglieder in die Mitarbeitervertre­
tung zu wählen sind. 

(5) Die unbeobachtete Kennzeichnung der Stimmzettel ist 
zu gewährleisten. Körperlich behinderte Wahlberechtigte 
können sich einer Person ihres Vertrauens bedienen. 

§9 
Stimmabgabe durch Briefwahl 

(1) Wahlberechtigte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. die 
aus dienstlichen oder persönlichen Gründen verhindert sind, 
zur Wahl zu kommen, können ihr Wahlrecht im Wege der 
Briefwahl ausüben. 

(2) Auf Antrag werden diesen Mitarbeitern und Mitarbei­
terinnen der Stimmzettel, ein neutraler Wahlumschlag und, 
soweit notwendig, ein mit Anschrift versehener freigemach­
ter Wahlbriefumschlag durch den Wahlvorstand übersandt. 
Der Antrag muß eine Woche vor der Wahl dem Wahlvor­
stand vorliegen. Wer den Antrag für einen anderen Wahlbe­
rechtigten stellt, muß nachweisen, daß er dazu berechtigt ist. 
Eine Ablehnung ist dem Antragsteller oder der Antragstelle­
rin unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Im Wege der Briefwahl abgegebene Stimmen können 
nur berücksichtigt werden, wenn sie bis zum Ende der Wahl­
handlung beim Wahlvorstand eingegangen sind. 

(4) Der Wahlvorstand sammelt die eingehenden Wahlbrie­
fe und bewahrt sie bis zum Schluß der Wahlhandlung geson­
dert auf. Er vermerkt die Stimmabgabe in der Wählerliste, in 
der auch die Aushändigung des Wahlbriefes zu vermerken 
ist. Nach Abschluß der Wahlhandlung öffnet der Wahlvor­
stand alle bis dahin vorliegenden Wahlbriefumschläge, ent­
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nimmt ihnen die Wahlumschläge und legt diese in die Wahl­
urne. 

(5) Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er erst nach Beendi­
gung der Wahlhandlung eingegangen ist. Ein ungültiger 
Wahlbrief ist samt seinem Inhalt auszusondern und zu den 
Wahlunterlagen zu nehmen. 

§ 10
 
Feststellung des Wahlergebnisses
 

(1) Nach Beendigung der Wahl ermittelt der Wahlvorstand 
unverzüglich, wie viele Stimmen auf die einzelnen Gewählten 
entfallen sind und stellt ihre Reihenfolge nach der Stimmen­
zahl fest. Das Ergebnis ist in einem Protokoll festzuhalten. das 
vom Wahl vorstand zu unterzeichnen ist. Die Auszählung der 
Stimmen ist für die Wahlberechtigten öffentlich. 

(2) Sind nach § 8 Absatz 3 mehrere Stimmbezirke einge­
richtet, so stellt der Wahlvorstand erst nach Abschluß der 
Wahlhandlung in allen Stimmbezirken das Gesamtergebnis 
fest. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Als Mitarbeitervertreter oder Mitarbeitervertreterin 
sind die Vorgeschlagenen gewählt, auf die die meisten Stim­
men entfallen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(4) Ersatzmitglieder sind die Vorgeschlagenen, auf welche 
die in der Reihenfolge nächst niedrigere Zahl der Stimmen 
entfällt oder die bei der Feststellung der gewählten Mitglieder 
der Mitarbeitervertretung durch Los ausgeschieden sind. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(5) Ungültig sind Stimmzettel, 

a) die bei der Verwendung von Wahlumschlägen nicht in ei­
nem Wahlumschlag abgegeben worden sind, 

b) die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben worden sind, 

c) auf denen mehr Namen als nach § 8 Absatz 4 zulässig an­
gekreuzt worden sind oder aus denen sich der Wille des 
Wählers oder der Wählerin nicht zweifelsfrei ergibt, 

d) die einen Zusatz enthalten. 

§1l
 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses
 

Der Wahlvorstand gibt das Wahlergebnis unverzüglich in 
geeigneter Weise bekannt und benachrichtigt die Gewählten 
schriftlich. Die Wahl gilt als angenommen, sofern sie nicht 
binnen einer Woche nach Zugang der Benachrichtigung ge­
genüber dem Wahlvorstand schriftlich abgelehnt wird. Wird 
die Wahl abgelehnt, tritt an die Stelle des oder der Gewählten 
der oder die Vorgeschlagene mit der nächst niedrigeren Stim­
menzahl. 

§ 12
 
Vereinfachte Wahl
 

(1) In Einrichtungen mit nicht mehr als 50 Wahlberechtig­
ten wird die Mitarbeitervertretung in einem vereinfachten 
Wahlverfahren gewählt. Die Wahl erfolgt in einer Versamm­
lung der wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. 
für die Einberufung gilt § 2 entsprechend. Die Einberufung 
muß schriftlich oder durch Aushang erfolgen und die Namen 
der wahlberechtigten und wählbaren Mitarbeiter und Mitar­
beiterinnen enthalten sowie die Anzahl der zu wählenden 
Mitglieder der Mitarbeitervertretung. Es ist darauf hinzuwei­
sen, daß Wahlvorschläge schon vor der Versammlung vorbe­
reitet und dann in ihr eingebracht werden können. 

(2) Die Versammlung wählt aus ihrer Mitte drei Wahlbe­
rechtigte und bestimmt von diesen zwei Beisitzer und einen 
Versammlungsleiter oder eine Versammlungsleiterin, der 
oder die die Aufgaben des Wahlvorstandes übernimmt. Er 
oder sie erläutert die Voraussetzungen und die Form des ver­
einfachten Wahlverfahrens. Danach fordert der Versamm­
lungsleiter oder die Versammlungsleiterin die Versammlung 
auf, durch Zuruf oder schriftlich Wahlvorschläge abzugeben. 
Über die Wahlvorschläge wird durch geheime Wahl abge­
stimmt. Für die Wahl gelten die allgemeinen Grundsätze über 
die Durchführung von Wahlen nach § 8 entsprechend. Eine 
Briefwahl findet nicht statt. Für die Stimmauszählung hat der 
Versammlungsleiter oder die Versammlungsleiterin die Bei­
sitzer insoweit hinzuzuziehen, als diese nicht selbst zur Wahl 
stehen. Für die Feststellung und Bekanntgabe des Wählerer­
gebnisses gilt § 11 entsprechend. 

(3) In Dienststellen mit mindestens 16 wahlberechtigten 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen kann die Versammlung 
beschließen, daß das vereinfachte Wahlverfahren nicht statt­
findet. In diesem Fall wählt die Versammlung einen Wahlvor­
stand, der die Wahl in nicht vereinfachter Weise vorbereitet 
und durchführt. 

§13 
Wahlakten 

Die Wahlakten (Niederschriften, Wählerlisten, Listen 
der Wahlberechtigten, Wahlausschreiben, Wahlvorschläge 
Stimmzettel usw.) sind von der Mitarbeilervertretung fünf 
Jahre lang aufzubewahren. 

§ 14
 
Wahl der Vertretung der Jugendlichen und
 

der Auszubildenden
 

(1) Sofern Sprecher und Sprecherinnen der Jugendlichen 
und der Auszubildenden zu wählen sind (§ 49 MVG), erfolgt 
die Wahl unter Leitung des Wahlvorstandes in einem geson­
derten Wahlgang, soweit die Wahl zeitlich im Zusammen­
hang mit dem allgemeinen Wahltermin fällt. 

(2) Vorschläge zur Wählerliste können von Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen abgegeben werden, die berechtigt sind, 
die Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden zu 
wählen. 

(3) Von den wahlberechtigten Mitarbeitern und Mitarbei­
terinnen können soviel Stimmen abgegeben werden, wie Per­
sonen in die Vertretung der Jugendlichen und der Auszubil­
denden zu wählen sind. 

(4) Im übrigen gelten für das Wahlverfahren die Bestim­
mungen dieser Wahlordnung sinngemäß. 

§ 15
 
Wahl der Vertrauensperson der Schwerbehinderten
 

(1) Wahlberechtigt sind alle schwerbehinderten Mitarbei­
ter und Mitarbeiterinnen der Dienststelle. 

(2) Für die Wahl der Vertrauensperson der Schwerbehin­
derten gelten die Vorschriften über die Wahl der Mitarbeiter­
vertretung entsprechend. 

§ 16
 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
 

Diese Rechtsverordnung tritt am 01. Januar 1995 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Wahlordnung zum Mitarbeitervertre­
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tungsgesetz der Nordelbischen Kirche vom 08. Juli 1986 außer Wahlkalender 
Kraft. für die ersten Mitarbeitervertretungswahlen nach dem ab 

1. Januar 1995 für die Nordelbische Kirche geltenden 
Kiel, den 11. Oktober 1994 Mitarbeitervertretungsgesetz 

Die Kirchenleitung Aus dem diesem Gesetz- und Verordnungsblatt beiliegen­
den Wahlkalender können die Fristen und die einzuleitenden 

Kar! Ludwig Kohlwage Maßnahmen entnommen werden.
 

Bischof und Vorsitzender
 Die Durchführung der Wahlen entspricht im Grundsatz der 
bisher bewährten Praxis unter Berücksichtigung der neuen 

Az.: 3730.l-D I	 Rechtsgrundlagen (Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG), Kir­
chengesetz zum Mitarbeitervertretungsgesetz (KGMVG) so­
wie der Wahlordnung zum Mitarbeitervertretretungsgesetz 
(WA-MVG). 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrag 

Busch 

Az.: 3730.1-D 4 

* 

Wahlkalender für die Mitarbeitervertretungswahlen
 
im Bereich der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche
 

in der Zeit vom 1. Januar - 30. April 1995
 
(gilt nicht für das vereinfachte Wahlverfahren nach § 12 WO-MVG) 

Lfd.Nr. Termine Maßnahmen 

1 bis 3 Monate vor der Wahl Bildung des Wahlvorstandes (§ 2 (WO-MVG)**,§ 4 KGMVG***) 

2 bis 3 Monate nach der Wahl des Wahl des / der Vorsitzenden des Schriftführers oder der Schriftführerin, 
Wahlvorstandes Benennung der Vertreter I innen 

3 bis 5 Wochen vor der Wahl Bildung einer Wahlgemeinschaft (§ 5 Abs.2 u. 4 MVG)* 

4 bis 4 Wochen vor der Wahl a) Aufstellung und Auslegung der Listen über die wahlberechtigten und die 
wählbaren Mitarbeiter linnen (§ 10 MVG, § 5 KGMVG und § 4 WO-MVG) 
Einspruchsfrist 1 Woche 

5 bis 2 Wochen nach Auslegung 

b) Bekanntmachung des Wahlausschreibens (§ 5 Abs. 1 WO-MVG) 

Einreichen der Wahlvorschläge beim Wahlvorstand und deren unverzügliche 
der Listen Prüfung sowie unverzügliche Behebung der Beanstandungen von 

Wahlvorschlägen (§ 6 WO-MVG) 

6 bis 1 Woche vor der Wahl Aufstellung der Gesamtwahlvorschläge und deren Aushang in den 
betreffenden Dienststellen sowie Erstellung der Stimmzettel (§ 7 WO-MVG) 

7 bis 1 Woche vor der Wahl Schriftliche Anträge auf Briefwahl dem Wahlvorstand vorlegen (§ 9 WO-MVG) 

8 - Wahltag- Bekanntgabe des Wahlergebnisses und schriftliche Benachrichtigung der 
Gewählten (§ 11 WO-MVG) sowie des Nordelbischen Kirchenamtes und des 

9 bis 1 Woche nach Bekanntgabe 

Gesamtausschusses (§ 6 KGMVG) 

Ablehnung der Wahl durch die Gewählten (§ 11 WO-MVG) 
des Wahlergebnisses 

10 bis 1 Woche nach Bekanntgabe Einberufung der Gewählten durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende des 
des Wahlergebnisses Wahlvorstandes zur ersten Sitzung der MAV (§ 24 MVG) 

11 bis 2 Wochen nach Bekanntgabe Möglichkeit der Anfechtung der Wahl durch mindestens drei Wahlberechtigte 
des Wahlergebnisses (§ 14 MVG) 

*= MVG = Mitarbeitervertretungsgesetz (abgedruckt GVOBl. Nr.ll/94)
 

**= WO-MVG= Wahlordnung zum Mitarbeitervertretungsgesetz (abgedruckt GVOBI. 11/9
 

*** = KGMVG = Kirchengesetz zum Mitarbeitervertretungsgesetz (abgedruckt GVOBl. 11/94)
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Rechtsverordnung
 
über das Pastoralkolleg
 

der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche
 

Vom 13. September 1994
 

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 4 Fortbildungsge­
setzes vom 22. November 1985 (GVOBL S. 272) in Verbindung 
mit den §§ 2 und 4 der Rechtsverordnung über die Fortbil­
dung von Pastoren und Pastorinnen in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 11. Februar 1991 (GVOBL S. 103, 111) die 
folgende Rechtsverordnung erlassen: 

§ 1 

Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche unter­
hält nach § 2 der Rechtsverordnung über die Fortbildung von 
Pastoren und Pastorinnen das Pastoralkolleg in Ratzeburg für 
die Fortbildung der Pastorinnen und Pastoren. Es ist ein recht­
lich unselbständiger Dienst der Nordelbischen Evangelisch­
Lutherischen Kirche nach Art. 60 Buchst. a) der Verfassung. 

§2 

Zu den Aufgaben des Pastoralkollegs gehören insbesonde­
re: 

a)	 die Fortbildung der Pastorinnen und Pastoren in den er­
sten Amtsjahren (FEA), 

b) die Durchführung von Kursen und Studientagen zur För­
derung, Stärkung und Fortbildung der Pastorinnen und 
Pastoren in ihrem besonderen Dienst nach Artikel 20 
Abs.l der Verfassung, 

c)	 die theologische Vertiefung kirchlichen Handelns, Ein­
übung in Formen gemeinsamen Lebens, Einübung in die 
Zusammenarbeit mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
und geistliche sowie seelsorgerliehe Begleitung, 

d) die Zusammenarbeit mit anderen Kirchen auf dem Gebiet 
pastoraler Fortbildung. 

§3 

(1) Das PastoralkolJeg wird von der Rektorin oder dem 
Rektor geleitet. Sie oder er ist für die Arbeit des Pastoralkol­
legs verantwortlich und vertritt dieses nach außen. Die Rek­
torin oder der Rektor wird von einer Studienleiterin oder ei­
nem Studienleiter vertreten. 

(2) In Zusammenarbeit mit der Studienleiterin oder dem 
Studienleiter hält sie oder er die Verbindung zu entsprechen­
den Einrichtungen anderer Landeskirchen und der Ge­
samtkirehe. 

(3) Die Aufsicht über die Rektorin oder den Rektor und die 
Studienleiterinnen oder Studienleiter führt das Nordelbische 
Kirchenamt; die verfassungsrechtlichen Bestimmungen über 
die bischöfliche Aufsicht bleiben unberührt. 

(4) Der Rektorin oder dem Rektor wird die Aufsicht über 
die Mitarbeiterinnen oder die Mitarbeiter des Pastoralkollegs 
übertragen. Sie oder er wird von der stellvertretenden Rekto­
rin oder dem stellvertretenden Rektor vertreten. 

(5) Die Studienleiterinnen und Studienleiter des Pastoral­
kollegs kommen unter Vorsitz der Rektorin oder des Rektors 
zu regelmäßigen Dienstbesprechungen zusammen, in denen 
alle Arbeitsbereiche. insbesondere die Planung und Durch­
führung der Fortbildungsveranstaltungen behandelt werden. 
Erforderlichenfalls ist die zuständige Dezernentin oder der 

zuständige Dezernent des Nordelbischen Kirchenamtes ein­
zuladen. Auf Wunsch der Dezernentin oder des Dezernenten 
sind Dienstbesprechungen einzuberufen. 

§4 

(1) Es wird nach § 4 der Rechtsverordnung über die Fort­
bildung von Pastoren und Pastorinnen ein Beirat gebildet. 
Durch die unter Buchstabe d benannten Mitglieder des Beira­
tes ist eine Vertretung der drei Sprengel zu gewährleisten. 

Dem Beirat gehören an: 

a)	 die Bischöfin oder der Bischof, die oder der für die Fortbil­
dung der Pastorinnen und Pastoren zuständig ist (Vorsitz), 

b) die oder der für das Pastoralkolleg zuständige Dezernentirr 
oder Dezernent des Nordelbischen Kirchenamtes. 

c)	 die oder der für die Personalangelegenheiten der Pastorin­
nen und Pastoren zuständige Dezernentin oder Dezernent 
des Nordeibisehen Kirchenamtes. 

d) 6 Mitglieder, die von der Kirchenleitung berufen werden, 
darunter ein Laienmitglied der Kirchenleitung. 

(2) Die Rektorin oder der Rektor des Pastoralkollegs 
nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Beirates 
teil. Sie oder er hat das Recht Anträge zu stellen. 

(3) Im Verhinderungsfall wird die Dezernentin oder der 
Dezernent durch die Referentin oder den Referenten des De­
zernates vertreten. 

(4) Der Beirat tritt mindestens zweimal im Jahr zusammen. 
Die Einberufung geschieht durch die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden. Der Beirat wählt aus seinen Mitgliedern eine 
stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden 
Vorsitzenden. 

(5) Die Geschäftsführung liegt beim Nordelbischen Kir­
chenamt. 

§5 

Der Beirat berät und beschließt die Grundsätze und die 
Konzeption der Arbeit des Pastoralkollegs und plant im Rah­
men von 

§ 4 Abs. 4 der Rechtsverordnung über die Fortbildung von 
Pastoren und Pastorinnen die Fortbildung der Pastoren und 
Pastorinnen in der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 
Kirche. 

Er hat darüber hinaus folgende Aufgaben: 

a) Beratung des Vorentwurfes des Haushaltsplans und der 
Jahresrechnung für das Pastoralkolleg. 

b) Ausübung seines Anhörungsrechtes nach § 5 Abs. 3 des 
Werkegesetzes bei der Berufung der Leitung des Pastoral­
kollegs durch die Kirchenleitung. 

c) Berichterstattung vor der Kirchenleitung, 

d) Mitwirkung bei der Änderung dieser Rechtsverordnung 
und bei der Auflösung des Pastoralkollegs. 

§6 

Die Kosten der Fortbildung nach § 1 Abs. 2 der Rechtsver­
ordnung über die Fortbildung von Pastoren und Pastorinnen 
werden einschließlich der Reisekosten nach der Reisekosten­
verordnung (RKVO-NEK) in ihrer jeweils gültigen Fassung 
von der Nordelbischen Kirche getragen. Im übrigen gilt die 
Verwaltungsanordnung über die Kosten und die Durchfüh­
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rung von Fortbildung der Pastorinnen und Pastoren vorn 
18. Mai 1993 (GVOBl. S. 153) in der jeweils gültigen Fassung. 

§7 

Personenbezogene Daten, deren Kenntnis für die Wahrneh­
mung von Aufgaben nach dieser Rechtsverordnung notwen­
dig sind, dürfen erhoben, verarbeitet und genutzt werden. 

§8 

Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

Kiel, den 27. September 1994 

Die Kirchenleitung
 

Kohlwage
 

Bischof und Vorsitzender
 

Az.: 30068-2/E I 

Bekanntmachungen 

Einführung des Evangelischen Gesangbuches - Ausgabe 
für die Nordelbische Evangelische-Lutherische Kirche 

Die Nordeibisehe Synode hat auf ihrer Tagung vorn 22.­
24.9.1994 in Rendsburg den folgenden Einführungsbeschluß 
gefaßt: 

1.	 Nach erfolgter Anhörung der Kirchenkreissynoden be­
schließt die Synode gern. Artikel 68, Abs. 1, Buchst. ader 
Verfassung der NEK die Einführung des neuen Evangeli­
schen Gesangbuches - Ausgabe für die Nordeibisehe Evan­
gelisch-Lutherische Kirche. 

2.	 Das Gesangbuch umfaßt gern. Vereinbarung mit der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland und den Gliedkirchen 
vorn 31. Juli 1992 den gemeinsamen Liederteil (1-535), den 
regionalen Liederteil der Nordeibisehen Kirche (Nr. 536­
677), Gebete, ferner Ordnungen, liturgische Elemente und 
Hilfen für den Gottesdienst, Bekenntnisse und Lehrzeug­
nisse der Kirche und Beigaben. 

3.	 Das Evangelische Gesangbuch - Ausgabe für die Nordelbi­
sehe Kirche - soll nach Erscheinen der ersten Auflage am 1. 
Advent 1994 in Gebrauch genommen werden. Es ersetzt 
das bisherige Evangelische Kirchengesangbuch - Ausgabe 
für die Nordeibisehe Kirche - sowie dessen Beiheft "Lieder 
unserer Zeit. 

4. Die	 Synode bittet die Kirchenvorstände, bis spätestens 
Ende 1994 einen Beschluß über die möglichst baldige Ein­
führung des Evangelischen Gesangbuches im Gottesdienst 
ihrer Gemeinde zu fassen. 

Kiel, 11. Oktober 1994 

Nordelbisches Kirchenamt 

Heinrich 

Az.: 5632-0 - T I 

Anpassung der Besoldung und Versorgung 

Nachdem die Bundesregierung am 25. Mai 1994 den Ent­
wurf eines Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und Ver­
sorgungsbezügen in Bund und Ländern 1994 (Bundesbesol­
dungs- und -versorgungsanpassungsgesetz 1994 - BBVAnpG 
94) beschlossen und die Bundesminister des Innern und der 
Finanzen durch Gemeinsamen Erlaß vorn 22. Juni 1994 die 
vorgriffsweise Zahlung entsprechend erhöhter Bezüge für die 
Bundesbeamten und Bundesbeamtinnen zum Monat Oktober 
unter Vorbehalt der gesetzlichen Regelung veranlaßt haben, 
hat die Kirchenleitung in ihrer Sitzung am 12. September 1994 
einer entsprechenden Anwendung dieser Vorgriffsregelung 
im Bereich der Nordeibisehen Kirche zugestimmt. Der Bun­
destag hat mit Zustimmung des Bunderates das Bundesbesol­
dungs- und -versorgungsanpassungsgesetz 1994 am 24. Au­
gust 1994 beschlossen. 

1. Die	 beigefügten Tabellen (Anlagen 1, 2, 4 und 5) sind für 
die Bezüge ab Besoldungsgruppe A 9 bis A 16, der Besol­
dungsordnungen B und C ab 1. Januar 1995, für die Besol­
dungsgruppen ab A 1 bis A 8 ab 1. Oktober 1994 der Bemes­
sung 

a)	 der Dienstbezüge für Pastoren und Pastorinnen sowie 
Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen (einschl. Pasto­
rinnen und Pastoren z.A.), 

b)	 der Anwärterbezüge für Vikare, Vikarinnen, Pfarrvi­
karanwärter, Pfarrvikaranwärterinnen und Kirchenbe­
amte und Kirchenbeamtinnen im Vorbereitungsdienst 
sowie 

c)	 der Versorgungsbezüge für Pastoren, Pastorinnen, 
Pfarrvikare, Pfarrvikarinnen, Kirchenbeamte und Kir­
chenbeamtinnen sowie deren Hinterbliebene 

zugrundezulegen. 

2. Bei	 der Bemessung der Überleitungszulage nach § 19 
Abs. 1 und 8 des Kirchenbesoldungsgesetzes in der Fas­
sung vorn 1. Februar 1992 (GVOBl. 1992, S. 91) findet die 
Anpassung der Grundgehälter Anwendung. 

3. Die	 Zulage nach Fußnote 3 zur Besoldungsgruppe A 12 
Kirchenbesoldungsgesetz wird auf monatlich 103,32 DM, 
der Kinderzuschlag nach § 6 Abs. 2 Beschäftigungsförde­
rungsgesetz vorn 17. Februar 1992 auf 123,25 DM erhöht. 

4. Bei der Erhöhung der Versorgungsbezüge ist Artikel 2 § 2 
des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsge­
setzes 1994 entsprechend anzuwenden. 
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5. Hinsichtlich der jährlichen Sonderzuwendungen ist Arti­ Nord elbisches Kirchenamt 
kel 4 des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpas­
sungsgesetzes 1994 entsprechend anzuwenden. 

Anlage 1
 
(Anlage IV des BBesG)
 

1. Bundesbesoldungsordnung A 

0..s-.. 
~ dunglI- T.. 

~ 
1 -

1465,47A 1 
1 591,96 A 2 

A 3 1693.35 
1750,90A 4 11 
1771,86A 5 
1833,61A 6 
1951,09A 7 
2039,47A 8 

2190,97A 9 
2399,10A10 le

A 11 2795,00 
A12 3044,45 

3449,14A13 
A14 3550,25Ib 

4002,87A 15 
4449,05A16 

I 2 I 3 

1 516.18 
1 642,29 
1746.90 
1813.94 
1 838,50 
1 905,02 
2023,29 
2125,83 

1566.89 
1692.62 
1800.45 
1876,98 
1905,14 
1918.43 
2095.49 
2212.19 

22n,49 
2517,19 
2916,00 
3188,71 

2357,45 
2635,28 
3037,00 
3332,97 

3604,92 
3752,26 
4224,97 
4705,92 

3760,70 
3954,27 
4447.07 
4962,79 

2. Bundesbesoldungsordnung B 

Grundgehaltssitze 
(Monatsbeträge in DM) 

Az.: 3511- D II 

I • I 

1617,60 
1742.95 
1854,00 
1940,02 
1971,78 
2047,84 
2167.69 
2298,55 

2443,07 
2753.37 
3158,00 
3477,23 

3916,48 
4156,28 
4669,17 
5219.66 

Im Auftrag
 

Stolte
 

* 

GrundgehaJtasitze 
(Monatsbeträge in DM) 

DienstaJtersstufe 

5 I s I r 

1668,31 
1793.28 
1907,55 
2003,06 
2038,42 
2119,25 
2239,89 
2384,91 

1719,02 
1843,61 
1 961.10 
2066,10 
2105,06 
2190,66 
2312,09 
2471,27 

1769.73 
1893,94 
2014,65 
2129,14 
2171,70 
2262,07 
2384,29 
2557,63 

2530,29 
2871,46 
3279,00 
3621,49 

2625,33 
2989,55 
3400,00 
3765.75 

2720,37 
3107,64 
3521,00 
3910,01 

4072,26 
4358,29 
4891,27 
5476,53 

4228,04 
4560,30 
5113,37 
5733,40 

4383,82 
4762,31 
5335,47 
5990,27 

e-.ng. ~ 
gr\IIIIle T~ 

B 1 
B 2 

Ib 7112,27 
8435,21 

B 3 8825,16 
B 4 9411,74 
B 5 10084,68 
B 6 
B 7 

la 10nO,19 
11338,36 

B 8 11982,69 
B 9 12782,71 
B 10 15267.00 
B 11 16668,07 
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3. Bundesbesoldungaordnung C Grundgehaltssitza 
(Monatsbeträge in DM) 

a-»­
~ 
~ 

a.. 
~ 
T'".­ , I Z I 3 ·1 4 I 5 I 6 

Dienstaltersstufe 

1 7 

C 
C 
C 

C 

1 
2 
3 

4 

Ib 

la 

3449,14 
3458,85 
3908,71 

5062.04 

3604,92 
3707,11 
4189,81 

5344,61 

3760.70 
3955,37 
4470,91 

5627,18 

3916,48 
4203,63 
4752,01 

5909,75 

4072,26 
4451,89 
5033.11 

6192.32 

4228,04 
4700,15 
5314,21 

6474,89 

4383.82 
4948,41 
5595,31 

6757,46 

Gültig ab 1. Oktober 1994, fljr die 
Besoldungsgruppen A 9 bis A 16 

sowie fljr die Bundesbesoldungsord. 
nungen B. C und R ab 1. Januar 1995 

a I 9 1 10 1 11 I 12 1 13 I I. I 15 

1820,44 
1944,27 
2068,20 
2192.18 
2238.34 
2333,48 
2456,49 
2643.99 

2304,98 
2404.89 
2528.69 
2730.35 

2476.30 
2600,89 
2816.71 

2673,09 
2903,07 

2745.29 
2989.43 3075.79 

2815,41 
3225,73 
3642.00 
4054.27 

2910.45 
3343.82 
3763.00 
4198,53 

3005,49 
3461,91 
3884,00 
4342,79 

3100,53 
3580,00 
4005,00 
4487,05 

3195.57 
3698.09 
4126,00 
4631,31 

3290.61 
3816,18 
4247.00 
4n5,57 

4368.00 
4919,83 

4539,60 4695,38 4851,16 5006,94 5162.72 5318.50 5474,28 
4964,32 5166,33 5368,34 5570,35 5772,36­ 5974,37 6176,38 
5557,57 5779,67 8001,77 6223,87 6445.97 6668,07 8890.17 7112.27 
6247,14 6504,01 6760,88 7017,75 7274,62 7531,49 7788,36 8045,23 

a I 9 1 10 I 11 1 12 I 13 I I. I 15 

4539,60 
5196,67 
5876,41 

4695,38 
5444,93 
6157,51 

4851,16 
5693,19 
6438,61 

5006,94 
5941,45 
6719,71 

5162.72 
6189,71 
7000,81 

5318,50 
6437,97 
7281,91 

5474,28 
6686,23 
7563,01 

6934.49 
7844.11 

7040,03 7322,60 7605,17 7887,74 8170,31 8452,88 8735,45 9018,02 
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Anlage 2 Gültig ab 1. Oktober 1994, rar die . 
(Anlage V des BBesG) Besoldungsgruppen A 9 bis A 16 

sowie tUr die Bundesbesoldungsord­
nungen B, C und R ab 1. Januar 1995 

Ortszuschlag 
(Monatsbetrage in DM) 

TatiIIdaslIe Zu der TariIIduM getlOrwIde 

~ 
StIft 1 Stufe 2 SlUf13 

1 KInd 

la 
B3bisB11 
C4 
R 3 bis R 10 

1087,36 1260.82 1409.24 

Ib 

B1undB2 
A13bisA16 
C1bisC3 
R1undR2 

917,28 1090.74 1239,16 

le A 9 bis A 12 815,20 988,66 1 137,08 

11 A1bisA8 767,93 933,11 1081,53 

Bei mehr als einem Kind erhOht sich der Ortszuschlag tUr jedes weitere zu berilcksichtigende Kind um 148,42 DM. 

In Tarifklasse 11 erhöht sich der Ortszuschlag der Stufe 3 tUr das erste zu berücksichtigende Kind in den Besoldungs­
gruppen A 1 bis A 5 um je 10 DM, ab Stufe 4 tUr jedes weitere zu berücksichtigende Kind in den Besoldungsgruppen A 1 
bis A 3 um je 50 DM, in Besoldungsgruppe A 4 um je 40 DM und in Besoldungsgruppe A 5 um je 30 DM. Soweit dadurch 
im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren Besoldungsgruppe zurilckbleibt, wird der Unter­
schiedsbetrag zusätzlich gewährt. 

Ortszuschlag nach § 39 Abs. 2 Satz 1: Tarifklasse Ie 652,16 DM 
Tarifklasse 11 614,35 DM. 

Gültig ab 1. Oktober 1994 Anlage 4 
(Anlage VIII des BBesG) 

Anwirtergrundbetrag
 
Anwirterverheiratetenzuschlag
 

(Monatsbeträge in DM) 

Eing8llgS8l1lt. in das der AnwitlIr 
l18CI'I Ab8ctlIuß a- vOltlerII\UngIdi_ 

tnniltllbar lintriU 

A 1 bisA4 ............................... 

GnnlbetnIg VertlIiratItInzulag 

YOIf Volendung 
a-28.~ 

jaIlrM 

l18CI'I VolIIncU'Ig 
a- 28. Leoer. 

jatlrw 

l18CI'I § 62 
AbL 1 

nach § 62 
AbL 2 

1267 1389 330 110 
A 5bisA 8 ............................... 1461 1624 383 110 
A 9bisA11 .............................. 1546 1733 442 110 
A 12 ..................................... 1771 1 971 466 110' 
A13 ..................................... 
A 13 + Zulage 
(Nummer 27 Abs. 1 Buchstabe d der 
Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungs­
ordnungen A und B) 

1822 2032 482 110 

oder R 1 .................................. 1875 2099 498 110 
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Anlage 5 
(Anlage IX des BBesG) 

GUltig ab 1. Oktober 1994. für die 
Beso6dungsgrupp A 9 bis A 16 

sowie für die Bundesbesoldungsord­
nungen B. C und R ab 1. Januar 1995 

Amtszulagen, Steflenzulagen, ZUlagen, Vergütungen 
(Monatsbeträge) 

- in der Reihenfolge der GesetzessteUen -

Bundabesof~ 

§44 bis zu 
§48Abs.2 bis zu 
§78 bis zu 
§ 80a 

Abs. 1 und 2 

Die Zulage betragt für die Beamten 

des einfachen Dienstes 

des mittleren Dienstes 

des gehobenen Dienstes 

des höheren Dienstes 

Abs. 3 
Buchstabe a Nummer 1 

Nummer 2 

Buchstabe b Nummer 1 

Nummer 2 

Bundellbesoldung8Of'dnungen A und B 

Vorbemerkungen 

Nummer 2 Abs. 2 

Nummer 4 

Nummer4a 

Nummer 5 

Die Zulage beträgt für 

Mannschaften. 
umeroffizierelBeamte 
der Besotdungsgruppen A 5 und A 6 

Umeroffizierel8eamte 
der Besoldungsgruppen A 7 bis A 9 

Offiziere/Beamte des gehobenen 
und höheren Dienstes 

Nummer 5a 

Abs.1 

Buchstabea 

Buchstabe b 

Buchstabec 

Abs.2 

Nr. 1 Buchstabe a 

Buchstabe b 

Nr. 2 Buchstabe a 

Buchstabe b 

Nr.3 

Nr. 4 und 5 

Nr. 6 Buchstabe a 

Buc:nstabe b 

200.00 

100.00 

150,00 

120.00 

180.00 

300.00 

430.00 

500.00 

170.00 

200.00 

120,00 

250,00 

100.00 

150.00 

70,00 

100.00 

150,00 

180.00 

300,00 

430.00 

270,00 

200.00 

200,00 

80,00 

130,00 

120,00 

270,00 

200,00 

Nr. 7 Buchstabe a 
BUCtIstabeb 

Nr. 8 Buc:hstaOe a 
Buchstabeb 

Nr.9 

Nummer 6 Abs. 1 
Buchstabea 
Buchstabeb 
Buchstabec 

Nummer6a 

Nummer 7 
Die Zulage betnlgt für die 
Beamten und Soldaten der 
Besoldungsgruppen 

A1 bisA5
 
A6bisA9
 
A 10 bis A 13
 
A 14, A 15. B 1
 
A 16. B 2 bis B 4
 
B5bisB7
 
B 8 bis B 10
 
B 11 

Nummer 8 Abs. 1 
Die Zulage betnlgt 
für die Beamten der Besoldungsgruppen 

A 1 bisA5 
A6bisA9 
A10bisA13 
A 14 und höher 

lur Anwärter der Laulbahngruppe
 
des mittleren Dienstes
 
des gehobenen Dienstes
 
des höheren Dienstes
 

Nummer 8a 
Die Zulage beträgt 
für die Beamten der Besoldungsgruppen 

A 1 bisA5
 
A6bisA9
 
A 10bisA 13
 
A 14 und höher
 

lur Anwärter der Laulbahngruppe
 
des mittleren Dienstes
 
des gehobenen Dienstes
 
des höheren Dienstes
 

200.00 
80.00 

250,00 
130.00 
120,00 

900.00 
720,00 
576,00 

200,00 

12.5 v. H. des 
Endgrunclgehalts 
oder. bei lesten 
GehAltern. des 
Grundgehalts der 
Besoldungsgrupp0) 

A5 
A9 
A 13 
A 15 
B3 
B6 
B9 
B 11 

234.n 
322,80 
410,84 
498,87 

176,08 
234,n 
293.45 

129,13 
176,08 
217.16 
258,25 

93,92 
123.26 
152,61 

·l_~"'_'§5"'~vomI8.ee­
1m (BG8l. I S. 30911. 
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Nummer 8b 

Oie Zulage beträgt 

IUr die Beamten der BesoIdungsgNppen 

A1bisA5 211,30 

A6bisA9 269,98 

A 10bisA 13 352,15 

A 14 und höher 434,31 

IUr Anwärter der l.aufbahngruppe 

des mittleren Dienstes 158.47 

des gehobenen Dienstes 211,30 

des höheren Dienstes 264.11 

Nummer 8c 

Die Zulage beträgt IUr die Beamten 

des einfachen Dienstes 100.00 

des mittleren Dienstes 1SO,oo 

des gehobenen Dienstes 220.00 

des hOheren Dienstes 300.00 

Nummer 8d 

Oie Zulage beträgt für die Beamten 

des einfachen Dienstes 1SO.OO 

des mitUeren Dienstes 200.00 

des genooenen Diensl8s 220.00 

des höheren Dienstes 250.00 

Nummer 9 

Die Zulage betragt 
nach einer Dienstzeit 

von einem Jahr 117,39 

von zwei Jahren 234,n 

Nummer 9a 

Abs.1 

BuChstabe a 200.00 

Bud'lstabe b 400.00 

Buchstabe c 300,00 

Ab$. 2 

Buchstabe a 80.00 

Buchstabe b 100,00 

Nummer 10 Abs. 1 

Oie Zulage beträgt 
nach einer Dienstzeit 

von einem Jahr 117.39 

von zwei Jahren 234.n 

Nummer 11	 '.1,2 des Grundgehalts 
und des 
Ortszuschlags .) 

Nummer 12 176.08 

Nummer13a bis zu 1SO.OO 

Nummer 19 Satz 1 348.69 

Nummer21 292.52 

Nummer 23 

Abs.1 20.00 

Abs.2 45,00 

Nummer 24 

Oie ZUlage beträgt fOr Beamte 

des mittlenln Dienstesl 
!Ur Unterotftziete 20,00 

des gehobe!l8I1 CienstesI 
tür Offizjere bis zur Besoldungs­
gruppeA 12 45.00 

Nummer 25	 75,00 

Nummer 26 Abs. 1 

Die ZUlage beträgt fUr Beamte 

des mittleren Dienstes 33.34 
des gehobenen Dienstes 75,00 

Nummer 27 

Abs. 1 

Buchstabea 70.45 

Buchstabeb 

Doppelbuchstabe aa	 97,45 

CoppeIbuchstabe bb 176.08 

Bud'Istabe e 187.82 
Buchstabed 187.82 
Buchstabe e 70.45 

Abs.2 

.
Buchstabe b 

Doppelbuchstabe bb 78.65 
Buchstaben c und d 117.39 

Nummer 30 45.00 

Besoldungsgruppen Fußnote 

A2 1 50.43 

2 34.67 

3 92.99 

6 46.97 

A3 1.5 .92.99 

2 50.43 
A4 1,4 92,99 

2 50.43 
A5 3 50.43 

4.6 92,99 

A6 6 50.43 
A7 2 62.60 

5	 50 v. H. des 
jeweiligen Unter­
schiedsbetrages 
zum Grundgehalt 
der Besoldungs­
gruppe A 8 

A8 2 80,69 
_~~__1'5~~_18.ee­
1m (BGllI. I S. 3081). 

i 
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Dem GNIlde n8dl geregelt in 

A9 

A 12
 

A 13
 

A14
 

A 15
 

B 10
 

Bundesbesoldungsordnung C 

Vorbemerkungen 

Nummer 2b
 

Buchstabea
 

Buchstabeb
 

Nummer 3
 

Die Zulage betragt
 

fur Beamte ~er Besoldungs­
gruppe C 1 

tUr Beamte ~er Besoldungs­
gruppe C 2 

tUr Beamte ~ Besoldungs­
gruppen C 3 und C 4 

Nummer 5
 

werln ein Amt ausgeubt wird
 

~ Besoldungsgruppe R 1
 

der Besoldungsgruppe R 2
 

GVOBl.1994 

2., 3. e 375,39 

7 15 v. H. des 
Anfangs­
grundgehalts 
der Besoldungs­
gruppe A 9 

7.8 218.02 

6 174.31 

7 261,54 

11.12.,13 381,50 

5 ·261,54 

7 261,54 

1.2 604,40 

187.82 

70.45 

12.5 v. H. ~es 

Endgrunclgehalts 
oder. bei festen 
Geh4Itern. des 
Grundgehalts 
~ Besoldungs­
gNPP8i 

A 13 

A 15 

B3 

402.00 

450,00 

Besoldungsgruppe 

C2 

BunduOesoldungsordnung R 

Vorbemerkungen 

Nummer1a 

Nummer 2 

Die Zulage beträgt 

a)	 bei Verwendung
 
bei obersten Gerichtshöfen
 
des Bundes tUr die Richter
 
und Staatsanwalte
 
der Besoldungsgruppe(n)
 

R 1
 

R2bisR4
 

R5bisR7
 

R 8 bis R 10
 

b)	 bei Verwendung 
bei obersten Bundesbeh6rden, 
der Hauptverwaltung 
der Deutschen Bundesbahn 
oder bei obersten 
Gerichtshöfen des Bundes. 
werln ihnen kein Richter­
amt übertragen ist, tUr die 
Richter und Staatsanwälte 
der Besoldungsgruppe(n) 

R 1
 

R2bisR4
 

R5bisR7
 

R 8 bis R 10
 

Nummer 4 

Besoldungsgruppen 

R 1 

R2 

R3 
, NCl~ 1§5_~_111.DeDmtler 

R81975 (BG8I. I S. JQlll). 

Nr.ll 

Fußnote 

1 204.04 

70.45 

12.,5 v. H.~. 

Endgrundgehatts 
oder. bei festen 
GehAJtem. des 
Grundgehalts 
~ Besoldungs­
gruppe') 

R 1 

R3 

R6 

R9 

A15 

B3 
B6 

B9 

Fußnote 

1.2 

3bis8,10 

3 

2 

75,00 

289.19 

289,19 

289.19 

578.25 
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Finanzsatzung
 
für den Kirchenkreis Alt-Hamburg
 

Die Kirchenkreissynode des Kirchenkreises Alt-Hamburg 
hat am 30. Juni 1994 die Finanzsatzung für den Kirchenkreis 
Alt-Hamburg beschlossen. 

Die Satzung wird hiermit veröffentlicht. 

Die Satzung wurde am 13.09.1994 kirchenaufsichtlich ge­
nehmigt. 

Kiel, den 21. September 1994 

Nordelbisches Kirchenamt 

Dr. Blaschke 

Az.: 84101 Alt-Hamburg - VHI / V 2 

Finanzsatzung
 
für den Kirchenkreis Alt-Hamburg
 

Abschnitt A:
 
Finanzverteilung
 

1.Kapitel:
 
Allgemeine Vorschriften
 

§1 

(1) Grundlage für die Finanzverteilung ist die Brutto­
zuweisung. 

(2) Die Bruttozuweisung besteht aus den Zuweisungen 
aus Kirchensteuern, die der Kirchenkreis Alt-Hamburg nach 
Maßgabe des Finanzgesetzes der Nordelbischen Evangeli­
schen-Lutherichen Kirche und des Haushalts des Kirchen­
kreisverbandes Hamburg zur Deckung des Finanzbedarfs sei­
ner Kirchengemeinden und seines eigenen Finanzbedarfs er­
hält (Schlüsselzuweisungen). Die Bruttozuweisung kann 
durch Haushaltsbeschluß der Kirchenkreissynode aus struk­
turellen Gründen nach Maßgabe des folgenden Absatzes an­
gepaßt werden. 

(3) Die Kirchenkreissnode kann durch Haushaltsbeschluß 
bestimmen, daß zum Ausgleich schwankender Schlüsselzu­
weisungen ein bestimmter Betrag oder eine bestimmte Gren­
ze überschreitende Schlüsselzuweisungen in eine Rücklage 
"Strukturausgleich" (§ 29) eingestellt werden. Ferner kann 
aus dieser Bruttozuweisung ergänzt werden. 

(4) Ist eine Rücklage "Strukturausgleich" gebildet, so ist 
ein durch Haushaltsbeschluß festzusetzender Anteil für die 
Stützung diakonischer Arbeit zweckgebunden vorzusehen. 

§2 

(1) Für die Pfarrbesoldung einschließlich Versorgung ist 
jährlich ein Anteil von 25 bis 30% der Bruttozuweisung im 
Haushaltsplan zu veranschlagen. Die Errichtung und Bewirt­
schaftung von Pfarrstellen hat so zu erfolgen, daß sich die Ko­
sten in dem gesteckten Rahmen halten. Die Abrechnung er­
folgt mit der Rücklage "Pfarrbesoldungsfonds" . 

(2) Wird der Anteil von 25% der Bruttozuweisungen für 
Pfarrbesoldung in einem Haushaltsjahr unterschritten, so ist 
die Differenz zwischen den tatsächlichen Kosten der Pfarrbe­
soldung und den 25% der Bruttozuweisungen zweckgebun­
den in die Rücklage .Pfarrbesoldungsfonds" einzustellen. 

(3) Lassen sich in einem Haushaltsjahr die Kosten der 
Pfarrbesoldung durch Bewirtschaftungsmaßnahmen nicht so 
begrenzen, daß sie 30% der Bruttozuweisungen nicht über­
schreiten, sind die Mehrkosten gegenüber 30% der Bruttozu­
weisungen der Rücklage "Pfarrbesoldungsfonds" zu entneh­
men. 

§3 

(1) 8% der Bruttozuweisungen sind zweckgebunden für 
die Kindertagesstättenarbeit im Kirchenkreis Alt-Hamburg. 

(2) Von den in Abs. 1 genannten Mitteln ist für die Vertei­
lung an die Träger der Kindertagesstätten durch Haushalts­
beschluß ein Teil von mindestens 70% für eine Pauschalzu­
weisung je genehmigten Platz bzw. Gruppe (differenziert 
nach Art und Umfang des jeweiligen Betreuungsangebotes) 
vorzusehen, der übrige Teil ist in einen Ausgleichsfond einzu­
stellen, durch den die unterschiedlichen Lasten der Träger 
von Kindertagesstätten ausgeglichen oder abgemildert wer­
den sollen. 

(3) Für die Einrichtungen von Gemeinden auf dem Gebiet 
des Landes Schleswig-Holstein können abweichende Pau­
schalsätze festgesetzt werden. 

(4) Der Kirchenkreisvorstand wird ermächtigt, für Grund­
sätze und Verfahren der Verteilung der Mittel aus dem Aus­
gleichsfond nach Anhörung des Finanzausschusses Durch­
führungsbestimmungen zu erlassen. 

§4 

5% der Bruttozuweisung sind zweckgebunden für die Be­
zuschussung gemeindlicher Bauvorhaben. Die Verteilung 
und Bewirtschaftung dieser Mittel richtet sich nach den §§ 11, 
12 dieser Satzung. 

§5 

(1) 20% der Bruttozuweisungen erhält der Kirchenkreis 
zur Erfüllung seiner eigenen Aufgaben sowie für diejenigen 
Kosten, die ihm durch Übernahme von den Gemeinden oblie­
genden Verwaltungsaufgaben (Auftragsverwaltung für Ge­
meinden) entstehen, einschließlich der hierfür notwendigen 
Sach- und Personalkosten der Verwaltungsstellen. Den Ge­
meinden von Dritten zweckgebunden zufließende Erstattun­
gen für Verwaltungsaufgaben im Bereich refinanzierter dia­
konischer Arbeit sind jedoch an den Kirchenkreis zu erstatten. 

(2) Der Kirchenkreisvorstand ist berechtigt, Grundsätze zu 
erlassen, nach denen für besondere Dienstleistungen des Kir­
chenkreises für die Gemeinden eine Kostenerstattung zu lei­
sten ist. Dem Kirchenkreis für Tätigkeiten für die Gemeinden 
entstehende bare Auslagen sind ihm von den Gemeinden zu 
erstatten 

§6 

(1) Die nicht nach den §§ 2 - 5 für bestimmte Zwecke vor­
gesehenen Mittel der Bruttozuweisung, nichtverbrauchte 
Mittel der Personalkostenumlage aus dem vorletzten Haus­
haltsjahr (§ 26 Abs. 3) sowie die den Gemeinden zustehenden 
Zinsen aus Rücklagen gern. § 3D Abs. 3 stehen den Gemeinden 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften zu. 
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(2) Weitere insbesondere zweckgebundene Einnahmen 
können durch Haushaltsbeschluß den Mitteln nach Abs. 1 
hinzugerechnet werden. 

(3) Mehr- oder Mindereinnahmen werden dabei im Rah­
men der Abrechnung dem Allgemeinen Härtefonds (§§9 Abs. 
4) zugeführt oder entnommen. 

§7 

Jede Gemeinde erhält eine Grundbedarfszuweisung. Sie er­
rechnet sich aus den nach Maßgabe des § 24 gebildeten Umla­
gekosten für eine 0,5 Stelle der Vergütungsgruppe KAT VIb je 
Gemeinde und einer Stelle der Vergütungsgruppe KAT Vc für 
jede Predigtstätte. Die Gemeinden sind in der Verwendung 
dieser Mittel frei. 

§8 

(1) Ferner erhält jede Gemeinde für jede Predigtstätte eine 
Baupauschale für deren Instandhaltung. 

(2) Die Höhe der Baupauschale ergibt sich aus der Multi­
plikation des Gebäudefeuerkassenwertes der jeweiligen Pre­
digtstätte mit einem durch Haushaltsbeschluß der Kirchen­
kreissynode festgesetzten Schlüsselbetrag. wobei ein jährlich 
zu beschließender Mindestbetrag nicht unterschritten wird. 

(3) Die Baupauschale ist zweckgebunden. Nichtverbrauch­
te Mittel sind in eine zweckgebundene Rücklage einzustellen. 

§9 

(1) Die gern. § 6 den Gemeinden zustehenden Mittel ab­
züglich der gern. §§ 7, 8 für den Grundbedarf zugewiesenen 
Mittel (Verteilmittel) sind für die Arbeit in den Gemeinden 
bestimmt. Sie werden nach den folgenden Absätzen an die 
Gemeinden verteilt. Nichtverteilte Restmittel nach dieser Vor­
schrift sind den gem. Abs. 5 zu verteilenden Mitteln hinzuzu­
rechnen. 

(2) 8% der Verteilmittel werden den Hauptkirchen als be­
sondere Ergänzungszuweisung für die gemeindeübergreifen­
de Hauptkirchenarbeit zugewiesen. Die interne Verteilung ist 
vom Gemeinschaftswerk der Hauptkirchen zu regeln. 

(3) Bis zu 15% der Verteilmittel sind nach Maßgabe der 
§§ 13 - 15 als besondere Ergänzungszuweisungen für beson­
dere Arbeit der Gemeinden, insbesondere solche von überge­
meindlicher Wirkung und Bedeutung, vorzusehen. 

(4) Ein durch Haushaltsbeschluß der Kirchenkreissynode 
jeweils festzusetzender Anteil der Verteilmittel ist zum Aus­
gleich besonderer, nicht beherrschbarer und unbeeinflußba­
rer Belastung für die Gemeinden vorzusehen (allgemeiner 
Härtefonds). Die Verteilung dieser Mittel richtet sich nach den 
§§ 16-19. 

(5) Die übrigen Verteilmittel werden für die allgemeine Ar­
beitder Gemeinden im Verhältnis der Meßzahlen verteilt. Die 
Festsetzung der Meßzahl richtet sich nach §§ 20, 21. 

§ 10 

Bei den in diesem Kapitel vorgesehenen Anteilen der Zu­
weisungen für bestimmte Zwecke kann in begründeten Fälle 
durch Haushaltsbeschluß um 2 Prozentpunkte nach oben und 
nach unten von den Vorschriften dieser Satzung abgewichen 
werden. 

11. Kapitel:
 
Bezuschussung gemeindlicher Bauvorhaben
 

§11 

(1) Im Rahmen der Zuweisungen gern. § 4 können den Ge­
meinden auf Antrag für größere Bauvorhaben einschI. Orgel­
bauvorhaben unter Berücksichtigung der eigenen wirtschaft­
lichen Leistungsfähigkeit zweckgebundene Zuweisungen ge­
währt werden. 

(2) Die Bemessung der Zuweisung orientiert sich an einem 
die eigene Finanzkraft der beantragenden Gemeinde berück­
sichtigenden Vomhundertsatz der ermittelten Gesamtkosten 
der Baumaßnahme. Sie kann in jährlichen Finanzierungsraten 
gewährt werden. Die Zuweisungen für eine Baumaßnahme 
werden durch den Haushaltsplan des Kirchenkreises als 
Höchstbetrag auf Vorschlag des Kirchenkreisvorstandes von 
der Kirchenkreissynode festgesetzt. 

(3) Der Kirchenkreisvorstand wird ermächtigt, mit Zu­
stimmung des Finanzausschusses Richtlinien für die Bemes­
sung der Zuschüsse zu erlassen. 

§ 12 

(1) Nach Abrechnung einer Baumaßnahme nicht ver­
brauchte Zuweisungsmittel fließen an den Kirchenkreishaus­
halt zurück und stehen in den Folgehaushalten zusätzlich als 
Mittel gern. § 4 zur Verfügung. 

(2) In besonderen Fällen kann der Kirchenkreisvorstand 
aus nichtverbrauchten Zuweisungsmitteln während des lau­
fenden Haushaltes Zuweisungen nach den vorgenannten 
Grundsätzen gewähren. 

III. Kapitel:
 
Besondere Ergänzungszuweisung
 

§13 

(1) Die Besondere Ergänzungszuweisung gern. § 9 Abs. 3 
dieser Satzung dient der Finanzierung bzw. Bezuschussung 
besonderer Arbeit in den Gemeinden, die über den Umfang 
üblicher Gemeindearbeit hinausgeht, Bedeutung oder Aus­
strahlung über die einzelne Gemeinde hinaus hat oder aus ge­
samtkirchlicher Sicht förderungswürdig ist. 

(2) Als besondere Arbeit im Sinne des Abs. 1 gelten insbe­
sondere auch gemeinsam von mehreren Gemeinden in Ko­
operation wahrgenommene Aufgaben auf bestimmten Gebie­
ten, die die Möglichkeiten einzelner Gemeinden übersteigen 
würden, sowie die Arbeit der Sondergemeinden. 

§ 14 

(1) Die Besondere Ergänzungszuweisung wird jeweils 
durch Haushaltsbeschluß 

der Kirchenkreissynode für ein Haushaltsjahr gewährt. Im 
Regelfall erfolgt sie durch Festsetzung von Pauschalsätzen für 
bestimmte Arten der besonderen Arbeit im Haushaltsbe­
schluß. 

(2) Bei der Festsetzung der Höhe der Pauschalen sind die 
gewöhnlichen Kosten derartiger Arbeit und die Bedeutung 
für den Gemeindeaufbau einerseits und eine angemessene Be­
teiligung der Gemeinde andererseits zu berücksichtigen. 
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(3) In besonderen Fällen, insbesondere bei der Arbeit der 
Sondergemeinden und bei besonders herausragender Arbeit 
einzelner Gemeinden kann auch eine individuelle Einzelzu­
weisung durch Haushaltsbeschluß erfolgen. 

Eine Besondere Ergänzungszuweisung nach den §§ 13, 14 
ist insbesondere für folgende Arbeit der Gemeinden vorzuse­
hen: 

a) Kirchenmusik mit ganzer A-Stelle mit Wirkung und Öff­
nung über die einzelne Gemeinde hinaus sowie Kirchen­
musik auf ganzer B-Stelle mit Wirkung und Offnung über 
die einzelne Gemeinde hinaus und bei Kooperation zweier 
oder mehrerer Gemeinden im Rahmen der Kirchenmusik, 

b) Gemeindliche Kinder- und Jugendarbeit mit hauptamtli ­
chen Mitarbeitern oder Mitarbeiterinnen als Angebot über 
die Gemeindegrenzen hinaus oder in Kooperation mit an­
deren Gemeinden, 

c) Besondere Arbeit in sozialen Brennpunkten, 

d) jugendsozialarbeit, 

e) Diakonische Arbeit, die nicht aus öffentlichen Mitteln re­
finanziert wird. 

IV. Kapitel:
 
Allgemeiner Härtefonds
 

§ 16 

(1) Mittel aus dem Allgemeinen Härtefonds gern. § 9 Abs. 4 
können den Gemeinden auf Antrag zum Ausgleich für die 
Gemeinden unvorhersehbarer und nicht beeinflußbarer 
außerordentlicher Belastungen gewährt werden. 

(2) G'ber den Antrag entscheidet der Kirchenkreisvorstand 
nach Anhörung des Finanzausschusses. 

§ 17 

(1) Zuweisungen aus dem allgemeinen Härtefonds wer­
den erst nach Abrechnung des Gemeindehaushalts für das 
Jahr gewährt, in dem der Bedarf entstanden ist. 

(2) Ausnahmen von Abs. 1 sind nur in Fällen zulässig, in 
denen eine Gemeinde wegen der außerordentlichen Bela­
stung, die Grundlage für die AntragsteIlung ist, ihren einge­
gangenen Verpflichtungen ohne Kreditaufnahme nicht mehr 
nachkommen kann. In diesen Fällen können Zahlungen aus 
dem Allgemeinen Härtefonds entgegen Abs. 1 unter Rückfor­
derungsvorbehalt bewilligt werden. 

§ 18 

Nicht verbrauchte Mittel aus dem Allgemeinen Härtefonds 
werden in den Haushalt des Folgejahres zweckgebunden 
übertragen. Der Kirchenkreisvorstand kann mit Zustimmung 
des Finanzausschusses beschließen, die nichtverbrauchten 
Mittel auch zur Finanzierung anderer Ausgaben zu verwen­
den, soweit dadurch die Kirchengemeinden entlastet werden. 

§ 19 

Der Kirchenkreisvorstand wird ermächtigt, mit Zustim­
mung des Finanzausschusses Ausführungsbestimmungen 
für die Verteilung der Mittel aus dem Allgemeinen Härtefond 
zu erlassen. 

V. Kapitel:
 
Feststellung der Meßzahl
 

§ 20 

(1) Die Meßzahl ist die um die Hälfte der Zahl der nicht der 
Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche angehören­
den Einwohner im Gebiet der Kirchengemeinde erhöhte Zahl 
der Gemeindeglieder mit Haupt- oder alleinigem Wohnsitz in 
der Kirchengemeinde (ev. Wohnbevölkerung), aufgerundet 
auf ganze Zahlen. 

(2) Zu- und Weggemeindungen bleiben bei der Anzahl der 
Gemeindeglieder unberücksichtigt. 

(3) Bei der Festsetzung der Meßzahl sind die Gemeinde­
gliederzahlen nach dem Stichtag des 1. Januar des dem Haus­
haltsjahr vorangehenden Jahres und die Einwohnerzahlen 
nach den neuesten von der zuständigen Behörde zur Verfü­
gung gestellten Bevölkerungszahlen zu berücksichtigen. 

§ 21 

Die Meßzahl wird vom Kirchenkreisamt festgestellt und be­
kanntgegeben. 

Abschnitt B: 
Bewirtschaftung der Mittel für Personalaufwendungen 

§ 22 

(1) Die Personalaufwendungen der von den Kirchenge­
meinden im Rahmen ihrer Stellenpläne beschäftigten Mit­
arbeiter und Mitarbeiterinnen werden vom Kirchenkreis 
zentral gezahlt. 

(2) Der Kirchenkreis erhebt die erforderlichen Mittel von 
den Kirchengemeinden nach Durchschnittsbeträgen je be­
setzter Planstelle und je Berufsgruppe durch Umlage, die 
gern. § 24 festgesetzt wird. Dies gilt nicht für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Kindertagesstätten, Diakonie- und Sozial­
stationen und gemeindlichen Alten- und Pflegeheimen sowie 
auf anderen Planstellen mit fremdfinanziertem Anteil. Deren 
Bezüge werden in tatsächlicher Höhe abgerechnet. 

§ 23 

Zur Sicherung der zentralen Zahlung der Bezüge bildet der 
Kirchenkreis eine Rücklage "Personalkosten Gemeinden" in 
Höhe von 8% der durchschnittlichen Jahresaufwendungen. 
Diese ist durch Festsetzung der Höhe der Umlage den jährlich 
nach 

den Stellenplänen der Gemeinden zu erwartenden Ent­
wicklung anzupassen. 

§ 24 

(1) Die Höhe der Umlage für jede besetzte Stelle richtet sich 
nach den zu zahlenden Durchschnittsbeträgen der Vergütung 
der jeweiligen Berufsgruppe. Hinzugerechnet wird im Be­
darfsfalle ein Zuschlag zur Ergänzung der Rücklage gern. 
§ 23. 

(2) Die Festsetzung der Umlage erfolgt durch Ha ushaltsbe­
schluß der Kirchenkreissynode. 

(3) Nicht verbrauchte und nicht in die Rücklage gern. § 23 
einzustellende Mittel aus der Umlage sind im zweitnächsten 
Haushaltsjahr den für die Gemeinden bestimmten Mitteln 
gern. § 6 hinzuzurechnen. 
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§ 25 

Der Kirchenkreisvorstand wird ermächtigt, die Regelungen 
der §§ 22 - 24 entsprechend auf Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter in Kindertagesstätten zu erstrecken, wenn eine zentrale 
Verwaltung für Kindertagesstätten errichtet ist und gesichert 
ist, daß die Pflegesatzsystematik einer solchen Regelung nicht 
entgegen steht. 

§ 26 

(1) Für zum Dienst in einer Kirchengemeinde abgeordnete 
Kirchenbeamtinnen Kirchenbeamte oder Angestellte des Kir­
chenkreises hat die Kirchengemeinde dem Kirchenkreis die 
Personalkosten einschließlich Personalnebenkosten und Ver­
sorgungsumlage zu erstatten. 

(2) Der Kirchenkreisvorstand kann für diese Erstattung 
Pauschalbeträge festsetzen. Er kann aus besonderen Gründen 
auf die Erstattung ganz oder teilweise verzichten. 

Abschnitt C:
 
Bildung und Verwendung von Rücklagen
 

§ 27 

Jede Kirchengemeinde bildet in ihrem Geldvermögen 
Rücklagen nach Maßgabe der Vorschriften der Nordelbischen 
Kirche im Kirchengesetz, der Rechtsverordnung und den 
Ausführungsbestimmungen zum Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen. Die aus diesen Rücklagen erwachsenden 
Zinsen sind allgemeine Deckungsmittel des Haushalts und in 
der Abrechnung auszuweisen. 

§ 28 

Der Kirchenkreis bildet in seinem Geldvermögen Rückla­
gen nach Maßgabe der Vorschriften der Nordelbischen Kirche 
im Kirchengesetz, der Rechtsverordnung und den Ausfüh­
rungsbestimmungen zum Haushalts-, Kassen- und Rech­
nungswesen.Die aus diesen Rücklagen erwachsenden Zinsen 
sind allgemeine Deckungsmittel des Haushalts und in der Ab­
rechnung auszuweisen. 

§ 29 

(1) Die Kirchengemeinden und der Kirchenkreis bilden fol­
gende gemeinsame zweckgebundene Rücklagen: 

a) Rücklage "Personalfonds" 
zur Personalentwicklungsplanung der Pfarrstellen 

b) Rücklage "Pfarrbesoldungsfonds" 
zum Ausgleich von Pfarrbesoldungskosten (§ 2 Abs. 2, 3). 

(2) Eine gem. § 1 Abs. 3 durch Haushaltsbeschluß gebildete 
Rücklage .Strukturausgleich" ist eine gemeinsame Rücklage 
nach dieser Vorschrift. 

(3) Weitere gemeinsame Rücklagen können gebildet wer­
den. 

(4) Die Zinsen aus diesen Rücklagen sind der jeweiligen 
Rücklage zuzuführen. 

(5) Die Bewirtschaftung dieser Rücklagen obliegt dem Kir­
chenkreis. 

§ 30 

(1) Der Kirchenkreis bildet für die Kirchengemeinden 
zweckgebunden eine Rücklage "Kindertagesstättenaus­
gleich", in die die nichtverbrauchten Haushaltsmittel aus dem 
jeweiligen Ausgleichsfond gem. § 3 Abs. 2 einzustellen sind. 

(2) Die Bewirtschaftung dieser Rücklage richtet sich nach 
§ 3 Abs. 2,4. 

(3) Die Zinsen aus dieser Rücklage stehen den Gemeinden 
nach 

Maßgabe der §§ 6 ff zu. 

(4) Die vorstehenden Absätze sind auf die Rücklage "Per­
sonalkosten Gemeinden" (§24) entsprechend anzuwenden. 

§ 31 

Der Kirchenkreis kann nach Maßgabe des § 15 HKR-V über 
die in den §§ 27 - 30 genannten Rücklagen hinaus Sonderver­
mögen bilden. die daraus entstehenden Zinsen fließen dem 
jeweiligen Sondervermögen zu. 

Abschnitt D:
 
Erstattung von Verwaltungskosten
 

§ 32 

(1) Soweit der Kirchenkreis außerhalb der in § 5 Abs. 1 ge­
nannten Tätigkeit für Dritte, insbesondere juristische Perso­
nen des privaten Rechts, Verwaltungsleistungen erbringt 
oder durch den Kirchenkreisvorstand für bestimmte Verwal­
tungsaufgaben gern. § 5 Abs. 2 eine Kostenerstattung ange­
ordnet ist, sind von dem Auftraggeber der Leistungen dem 
Kirchenkreis die diesem entstehenden Kosten zu erstatten 

(2) Grundlage der Kostenerstattung sind die dem Kirchen 
kreis durch die Tätigkeit erwachsenen Selbstkosten. 

(3) Die Absätze 1, 2 gelten auch für Tätigkeiten der gemein­
samen kirchlichen Verwaltungsstellen. 

(4) Die Höhe der Selbstkosten wird von der die Tätigkeit 
durchführenden Stelle ermittelt. 

§ 33 

Der Kirchenkreisvorstand wird ermächtigt, bei wiederkeh­
renden, typisierten Verwaltungsleistungen im Sinne des § 32 
Abs. 1 auf der Grundlage der gern. § 32 Abs. 4 ermittelten 
durchschnittlichen Selbstkosten pauschale Entgelte für solche 
Leistungen festzusetzen. Entsprechendes gilt für die Inan­
spruchnahme von anderen Leistungen oder Nutzung von 
Einrichtungen des Kirchenkreises außer den in § 5 Abs. 1 ge­
nannten Verwaltungsleistungen. 

§ 34 

Die aus diesem Abschnitt erzielten Einnahmen sind im 
Haushalt auszuweisen und zur Deckung des entstandenen 
Verwaltungsaufwandes zu verwenden. 

Abschnitt E:
 

Besondere Vorschriften zur gemeindlichen
 
Haushaltswirtschaft und Vermägensverwaltung
 

§ 35 

(1) Der Kirchenvorstand einer Gemeinde stellt für jedes 
Jahr nach den Vorschriften der Nordelbischen Kirche zum 
Haushalt-, Kassen- und Rechnungswesen (§ 28) einen Haus­
haltsplan mit Stellenplan auf. Aufgrund dieser Satzung we­
gen Bedarfs in Vorjahren gezahlte Zuschüsse sind in der Ab­
rechnung periodengerecht darzustellen. 
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(2) Haushaltsplan und Stellenplan sind dem Kirchen­
kreisamt spätestens zwei Monate nach Festsetzung der Zu­
weisungen durch die Kirchenkreissynode vorzulegen. 

(3) Die Abrechnung des Haushalts ist unverzüglich nach 
der Abnahme durch den Kirchenvorstand dem Kirchen­
kreisamt vorzulegen. 

§ 36 

(1) Veräußert eine Kirchengemeinde einen Vermögensge­
genstand, der ganz oder teilweise aus Mitteln der ehemaligen 
Harnburgischen Landeskirche oder des Kirchenkreises Alt­
Hamburg erworben wurde, so fällt dem Kirchenkreis derjeni­
ge Erlösanteil zu, der dem Anteil der bei Erwerb eingesetzten 
Mittel entspricht. 

(2) Der Kirchenkreisvorstand kann mit Zustimmung des 
Finanzausschusses Ausnahmen zulassen. 

(3) Erlöse aus Vermietung oder Verpachtung von in Abs. 1 
genannten Vermögensgegenständen oder aus der Bestellung 
eines Erbbaurechts daran verbleiben der Gemeinde. 

§ 37 

Die Änderung der Zweckbestimmung eines gemeindeeige­
nen Gebäudes oder wesentlicher Bauteile bedarf der Geneh­
migung durch den Kirchenkreisvorstand. 

§ 38 

Beschlüsse des Kirchenvorstands betreffend die Zustim­
mung der Gemeinde als Crundeigentümerin zur Belastung 
von Erbbaurechten Dritter an diesem Grundstück bedürfen 
der Genehmigung durch den Kirchenkreisvorstand. 

Abschnitt F:
 
Rechtsbehelfe
 

§ 39 

(1) Die Kirchengemeinden können gegen Entscheidungen 
des Kirchenkreisvorstands auf der Grundlage dieser Satzung 
innerhalb von 2 Monaten Beschwerde beim Kirchenkreisvor­
stand einlegen. Die Beschwerde kann darauf gestützt werden, 
daß die angefochtene Entscheidung gegen diese Satzung oder 
andere Rechtsvorschriften verstößt oder daß der Kirchen­
kreisvorstand bei der Entscheidung von einem unrichtigen 
Sachverhalt ausgegangen ist. 

(2) Der Kirchenkreisvorstand hat vor einer Abhilfeent­
scheidung, die binnen 2 Monaten zu erfolgen hat, eine Stel­
lungnahme des Finanzausschusses einzuholen. Kirchenkreis­
vorstand und Finanzausschuß sollen Vertretern der betroffe­
nen Gemeinde Gelegenheit zur weiteren Stellungnahme 
geben. 

§40 

Im Übrigen finden die allgemeinen Rechtsvorschriften über 
Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsentscheidungen kirchlicher 
Organe entsprechend Anwendung. 

Abschnitt G:
 
Übergangs- und Schlußbestimmungen
 

§ 41 

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

(2) Mit Wirkung zum 1. Januar 1995 wird die Finanzsat­
zung für den Kirchenkreis Alt-Hamburg vom 13. Dezember 
1986 (GVB\. 1987, 89) aufgehoben. 

§ 42 

(1) Die Abwicklung der Haushalte der Jahre 1994 und frü­
her richtet sich nach den bisherigen Vorschriften. 

(2) Anträge auf Zuschüsse aus dem Kindertagesstätten­
ausgleichsfonds im Haushalts 1994 und deren Abrechnung 
richten sich nach den bisher geltenden Vorschriften unabhän­
gig vom Datum ihres Eingangs und der Bescheidung. 

(3) Anträge auf Zuschuß aus dem allgemeinen Härtefonds 
für außergewöhnliche Belastungen im Haushaltsjahr 1993, 
die bei Inkrafttreten dieser Satzung gestellt, aber noch nicht 
entschieden waren, richten sich nach den bisherigen Vor­
schriften, für Belastungen ab dem Haushaltsjahr 1994 nach 
dieser Satzung. 

Die Kirchenkreissynode des Kirchenkreises Alt-Hamburg 
hat am 3D.Juni 1994 die Finanzsatzung für den Kirchenkreis 
Alt-Hamburg beschlossen. 

Die Satzung wird hiermit veröffentlicht. 

Die Satzung wurde arn 13.09.1994 kirchenaufsichtlich ge­
nehmigt. 

Kiel, den 21. September 1994 

Nordelbisches Kirchenamt 

Dr. ßlaschke 

Az.: 84101 - Alt-Hamburg - VH I I V 2 

Richtlinien
 
zur Änderung der Richtlinien über den Betrieb von
 

Kindertagesstätten der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche
 
im Bereich des Landes Schleswig-Holstei
 

- Kindertagesstättenrichtlinien ­

Vom 26.Juli 1994
 

Nach Artikel 102 Abs. 3 der Verfassung hat das Nordelbi­
sche Kirchenamt in seiner Sitzung am 26. Juli 1994 folgende 
Richtlinien beschlossen: 

Artikel 1 

Die Richtlinien über den Betrieb von Kindertagesstätten der 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche im Bereich des Landes 
Schleswig-Holstein - Kindertagesstättenrichtlinien - vom 
25. August 1992 (GVOB\. S. 353), werden wie folgt geändert: 

1. § 1 wird um Absatz 6 wie folgt ergänzt: 

"Sind die rechtlichen Beziehungen zwischen dem Träger 
der Kindertagesstätte und den Benutzerinnen und Benut­
zern nach privatem Recht geregelt, so erläßt der Träger an­
stelle der Satzung eine Benutzungsordnung und anstelle 
der Gebührenordnung eine Teilnahmebeitragsregelung. 
Die Muster sind als Anhang 5 und Anhang 6 beigefügt". 

2. In § 2 wird der dritte Spiegelstrich wie folgt gefaßt: 

,,- den Mindestvoraussetzungen für die Errichtung und 
den Betrieb von Kindertageseinrichtungen (Landesverord­
nung für Kindertageseinrichtungen - KiTa Va) vom 
13.11.1992 (GVOB\. Schleswig-Holstein S. 517)" 

3. In § 10 Abs. 1 der Muster-Kindertagesstättensatzung (An­
hang 1) werden die Worte 

"und deren Erziehungsberechtigte" gestrichen. 
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4. § 3 der Muster-Gebührensatzung (Anhang 2) wird wie 
folgt geändert: 
a)	 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Gemäß der Richtlinien des Kreises/der kreisfreien 
Stadt vom werden Gebühren in Höhe von 
höchstens/mindestens % der ermittelten jährli­
chen Betriebskosten erhoben. Die einheitliche Regelung 
der Festsetzung der Gebühren ist Bestandteil der Ge­
bührensatzung" . 

b) Der Wortlaut des bisherigen Absatzes 1 wird Absatz 2. 

c) Der Wortlaut des bisherigen Absatzes 2 wird Absatz 3 mit 
folgenden Maßgaben: 

- Die Worte "Modell Al" und "oder Modell B)" werden 
gestrichen, die Sätze 4 und 5 aufgehoben. 

- Nach Satz 2 wird eingefügt: 
"Die Einrichtung leitet den Antrag an den zuständigen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder das zuständige 
Sozialamt zur Entscheidung weiter. Zum Nachweis der 
Berechtigung einer ermäßigten Gebührenzahlung sind 
die Erziehungsberechtigten verpflichtet, die notwendi­
gen Unterlagen dem Antrag beizufügen". 

5. Die Muster-Geschäftsordnung des Beirats (Anhang 4) er­
hält zu § 2 Abs. 1 eine Fußnote 2 mit folgendem Wortlaut: 

"Obwohl das Kindertagesstättengesetz den Standortver­
tretern oder den Standortvertreterinnen nur partiell eine 
Beratungsfunktion im Beirat zuweist, empfehlen wir _. zur 
Vermeidung weiterer Gremienbildung unter Beteiligung 
der Standortgemeinde - eine gleichberechtigte und konti­
nuierliche Beratungsfunktion durch Sitz und Stimme für 
die Vertretung der Standortgemeinde im Beirat". 

Artikel 2 

Die Richtlinien treten mit ihrer Veröffentlichung im Gesetz­
und Verordnungsblatt in Kraft. 

Kiel, den 9. August 1994 

Nordelbisches Kirchenamt 

In Vertretung 

Kramer 

Az.: 4203-WIII 

* 

Bekanntmachung
 
der Neufassung der KindertagesstättenrichtIinien
 

Vom 9. August 1994
 

Die Kindertagesstättenrichtlinien vom 25. August 1992 
(GVOßl S. 353) sind durch Artikel 1 der Richtlinien vom 
9. August 1994 (GVOBI S. 251) geändert worden. Der nun­
mehr geltende Wortlaut wird nachstehend bekanntgernacht. 

Kiel, den 9. August 1994 

Nordelbisches Kirchenamt 

In Vertretung 

Kramer 

Az.: 4203 - W III 

* 

Richtlinien
 
über den Betrieb von Kindertagesstätten
 

der NordeIbischen Ev-Luth. Kirche
 
im Bereich des Landes SchIeswig-Holstein
 

- KindertagesstättenrichtIinien ­

§ 1 

(1) Für die kirchlichen Kindertagesstätten ist vom Träger 
eine Satzung zu erlassen. Sie regelt die rechtlichen Beziehun­
gen zwischen dem Träger der Kindertagesstätte und den Be­
nutzerinnen und Benutzern. 

Die in diesen Richtlinien als Anhang 1 beigefügte Muster­
kindertagesstättensatzung ist der Satzung des Trägers der 
Kindertagesstätte zugrunde zu legen. 

(2) Für jede kirchliche Kindertagesstätte ist vom Träger 
eine Gebührensatzung für die Benutzung der Kinderta­
gesstätte zu erlassen. Die Musterkindertagesstättengebühren­
satzung (Anhang 2) ist der Gebührensatzung des Trägers der 
Kindertagesstätte zugrunde zu legen. 

(3) Für jede kirchliche Kindertagesstätte ist vom Träger 
hinsichtlich der Finanzierung der Einrichtung ein Vertrag mit 
der Standortgemeinde abzuschließen. Der Mustervertrag 
zwischen Träger und Standortgemeinde zur Finanzierung 
der Kindertagesstätte ist als Anhang 3 beigefügt und ist dem 
Vertrag zwischen Träger und Standortgemeinde zugrunde zu 
legen. 

(4) Für die kirchliche Kindertagesstätte ist vom Träger eine 
Geschäftsordn ung für den Beirat der Kindertagesstätte zu er­
lassen. Die diesen Richtlinien als Anhang 4 beigefügte Mu­
sterbeiratsgeschäftsordnung ist der Geschäftsordnung für 
den Beirat des Trägers der Kindertagesstätte zugrunde zu le­
gen. 

(5) Abweichungen von der Mustersatzung nach Absatz 1, 
der Mustergebührensatzung nach Absatz 2, dem Musterver­
trag nach Absatz 3 und der Mustergeschäftsordnung für den 
Beirat nach Absatz 4 sollen nur wegen besonderer örtlicher 
Erfordernisse vorgenommen werden. 

(6) Sind die rechtlichen Beziehungen zwischen dem Trä­
ger der Kindertagesstätte und den Benutzerinnen und Benut­
zern nach privatem Recht geregelt, so erläßt der Träger anstel­
le der Satzung eine Benutzungsordnung und anstelle der Ge­
bührenordnung eine Teilnahmebeitragsregelung. Die Muster 
sind als Anhang 5 und Anhang 6 beigefügt. 

§2 

Die Einrichtung und der Betrieb der Kindertagesstätte un­
terliegen im staatlichen Bereich insbesondere 

- dem Gesetz zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilfe­
rechts (Kinder- und Jugendhilfegesetz - KJHG) vom 
26. Juni 1990 (BGBl. S. 1163), 

- dem Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrich­
tungen und Tagespflegestellen (Kindertagesstättengesetz ­
KiTaG) (GVOBl. Schl.-H. vom 19.12.1991, S. 652), 

- den Mindestvoraussetzungen für die Errichtung und den 
Betrieb von Kindertageseinrichtungen (Landesverord­
nung für Kindertageseinrichtungen - KiTaVO) vom 
13. November 1992 (GVOBl. Schl.-H. S 517) 

in der jeweils gültigen Fassung. 

§3 

Die Kirchengemeinden sollen als Träger der Kinder­
tagesstätten Mitglied im Landesverband für Evangelische 
Kinderpflege in Schleswig-Holstein e.V. sein (Fachverband 
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des Diakonischen Werkes in Schleswig-Holstein, Landesver­
band der Inneren Mission in Schleswig-Holstein e.V. als Spit­
zenverband der freien Wohlfahrtspflege). 

§4 

Kindertagesstättensatzungen und Gebührensatzungen 
sind öffentlich bekanntzumachen. Die Bekanntmachung muß 
den Anforderungen der Allgemeinen Verwaltungsanord­
nung über die Gestaltung und Bekanntmachung von Satzun­
gen vom 26. Februar 1991 genügen. 

§5 

Diese Richtlinien treten am Tage nach ihrer Veröffentli­
chung in Kraft. 

Kiel, den 9. August 1994 

Nordelbisches Kirchenamt 

Dr. Blaschke 

* 

Anhang 1 
MUSTER 

Kindertagesstättensatzung 
für die Kindertagesstätte der Ev.-Luth. Kirchengemeinde 

Nach Artikel 15 Abs. 1 Buchst. m) der Verfassung der Nor­
delbischen Ev-Luth. Kirche hat der Kirchenvorstand der Ev.-
Luth. Kirchengemeinde in der Sitzung am 
............ die nachstehende Kindertagesstättensatzung be­
schlossen. 

Präambel 

Die evangelische Kindertagesstätte ist eine sozialpädagogi­
sche Einrichtung mit einem eigenen Betreuungs-, Erziehungs­
und Bildungsauftrag, der in kirchlicher Verantwortung selb­
ständig wahrgenommen wird. 

Die Kindertagesstättenarbeit hat Teil am Auftrag der Kir­
che, das Evangelium von [esus Christus in Wort und Tat zu 
bezeugen. Sie ist Dienst der NordeIbisehen Ev.-Luth. Kirche 
an Eltern und Kindern, unabhängig vom religiösen Bekennt­
nis und von der Nationalität der Familien. 

Zur Erfüllung des familienunterstützenden Erziehungs-, 
Bildungs- und Betreuungsauftrages ist die Zusammenarbeit 
zwischen der Mitarbeiterschaft und den Eltern] erforderlich. 
Die Eltern wirken bei wichtigen Entscheidungen der Kinder­
tagesstätte mit. 

Inhaltsübersicht 
§ 1: Geltungsbereich und Rechtsform 
§ 2: Anzuwendende Vorschriften 
§ 3: Angebot der Kindertagesstätte 
§ 4: Öffnungszeiten, Ferienregelung, Sonderdienste 
§ 5: Aufnahme 
§ 6: Übernahme in einen anderen Bereich der Einrichtung 
§ 7: Abmeldung und Kündigung 

1	 Eltern im Sinne dieser Satzung sind auch alleinerziehende Eltern­
teile, Verwandte, in deren Haushalt das Kind lebt sowie Pflege­
eltern. Im Satzungstext wird der Begriff Erziehungsberechtigte 
angewandt. 

§ 8: Regelung für den Besuch der Einrichtung 
§ 9: Gesundheitsvorsorge 
§ 10: Versicherungen 
§ 11: Mitwirkung der Erziehungsberechtigten 
§ 12: Gebühren 
§ 13: Inkrafttreten 

§ 1 
Geltungsbereich und Rechtsform 

(1) Diese Kindertagesstättensatzung gilt für die Kinder­
tagesstätte der Ev-Luth, Kirchengemeinde . 

(2) Die Kindertagesstätte ist eine unselbständige Anstalt 
des öffentlichen Rechts. 

§2 
Anzuwendende Vorschriften 

Die Arbeit der Kindertagesstätte geschieht nach Maßgabe 
dieser Kindertagesstättensatzung auf der Grundlage der 
nachstehenden Rechtsvorschriften 

- Gesetz zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilfe­
rechts (Kinder und Jugendhilfegesetz - KJHG) vom 26. Juni 
1990 (BGBI.S. 1163) 

- Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 
und Tagespflegestellen (Kindertagesstättengesetz - Ki­
TaG), (GVOBI. Schl.-H. vom 19.12.1991, S. 651) 

- Mindestvoraussetzungen für die Errichtung und den Be­
trieb von Kindertageseinrichtungen (Landesverordnung 
für Kindertageseinrichtungen - KiTaVO) vom 19. Novem­
ber 1992 (GVOBI. Schl.-H. S. 517) 

- die für die Kindertagesstättenarbeit in der Nordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche maßgebenden Vorschriften (Verfassung 
der NEK, Kirchengesetze. Tarifverträge) 

in der jeweils gültigen Fassung. 

§3 
Angebot der Kindertagesstätte 

Die Kindertagesstätte nimmt Kinder in folgenden Berei­
chen der Einrichtung auf? 

- In der Krippe Kinder bis zum vollendeten dritten Lebens­
jahr, 

- in den Kindergartengruppen in der Regel Kinder vom voll­
endeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt. 

- in der Hortgruppe schulpflichtige Kinder bis zum vollen­
deten vierzehnten Lebensjahr, 

- in altersgemischten Gruppen Kinder von Monaten bis 
zum Schuleintritt. 

- in der Integrationsgruppe Kinder mit und ohne Behinde­
rung vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schu­
lein tritt. 

Das Aufnahmeverfahren richtet sich nach § 5. 

§4 
Öffnungszeiten, Ferienregelung, Sonderdienste 

(1) Die Kindertagesstätte ist in der Regel von Montag bis 
Freitag geöffnet­

- Ganztagsbetreuung von bis .. 
- Teilzeitbetreuung von bis . 

- Halbtagsbetreuung von bis .. 

2 Nichtzutreffendes bitte streichen 

3 Nichtzutreffendes bitte streichen 
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(2) BeiBedarf und im Rahmen der personellen Möglichkei­
ten kann ein Sonderdienst (Frühund / oder Spätdienst) einge­
richtet werden. Die Inanspruchnahme dieses Dienstes ist von 
den Erziehungsberechtigten bei der Leitung der Einrichtung 
schriftlich zu beantragen. Über diesen Antrag entscheidet der 
Träger nach Anhörung des Beirats. 

(3) Während der Sommerferien für die Allgemeinbilden­
den Schulen in Schleswig-Holstein bleibt die Kindertagesstät­
te Wochen geschlossen, ebenso zwischen Weihnachten 
und Neujahr. Die Schließungszeiten werden nach Anhörung 
der Elternvertretung und des Beirats vom Träger festgelegt 
und bis zum 15. Februar des Jahres bekanntgegeben. 

Ist die Betreuung eines Kindes während der Schließungs­
zeit anderweitig nicht gewährleistet, kann von den Erzie­
hungsberechtigten in der Regel bis zum 31. März des Jahres 
bei der Leitung der Einrichtung ein Antrag auf gesonderte Be­
treuung während der Ferienzeit unter Angabe der Gründe ge­
stellt werden. Über diesen Antrag entscheidet der Träger nach 
Anhörung des Beirats. 

(4) Wird die Kindertagesstätte auf Anordnung des Ge­
sundheitsamtes oder aus anderen zwingenden Gründen vor­
übergehend geschlossen oder in ihrem Betrieb eingeschränkt, 
besteht kein Anspruch auf Aufnahme des Kindes in eine an­
dere Gruppe oder Notgruppe oder auf Schadensersatz. Eine 
Erstattung der Gebühr aus diesem Grund erfolgt nicht. 

§5 
Aufnahme 

(1) Die Aufnahme des Kindes erfolgt auf Antrag der Erzie­
hungsberechtigten in der Regel zu Beginn des Betreuungsjah­
res. Das Betreuungsjahr beginnt jeweils am 1. August und en­
det am 31. Juli des folgenden Jahres. Während des laufenden 
Betreuungsjahres können Kinder nur aufgenommen werden, 
wenn Plätze zur Verfügung stehen. 

(2) Die Aufnahme von Kindern ist durch die Zahl der ver­
fügbaren Plätze begrenzt. Übersteigt die Zahl der Aufnahme­
anträge die der verfügbaren Plätze, entscheidet der Träger der 
Einrichtung über die Vergabe der Plätze. 

Bei der Festlegung des allgemeinen Aufnahmeverfahrens 
wirkt der Beirat mit. 

(3) Für jedes Kind muß vor Aufnahme in die Kinderta­
gesstätte eine ärztliche Bescheinigung vorgelegt werden, daß 
kein Anhalt für solche übertragbaren Krankheiten vorliegt, 
die einer Aufnahme entgegenstehen. Diese Bescheinigung 
soll nicht älter als drei Wochen sein. Bei der Aufnahme sollen 
vora usgegangene Krankheiten, insbesondere Infektions­
krankheiten und Schutzimpfungen, schriftlich festgehalten 
werden. 

§6 
Übernahme in einen anderen Bereich der Einrichtung 

(1) Die Aufnahme des Kindes erfolgt jeweils für den Be­
reich (Krippengruppe, Kindergartengruppe, Hortgruppe, al­
tersgemischte Gruppe, Integrationsgruppe)", für den das 
Kind antragsgemäß aufgenommen wurde. Für die Aufnahme 
des Kindes in einen anderen Bereich der Einrichtung ist ein 
neuer Antrag zu stellen. Bei der Vergabe der Plätze werden 
vorrangig die Kinder berücksichtigt, die vorher in einem an­
deren Bereich der Einrichtung gefördert wurden. 

(2) Eine Änderung des zeitlichen Angebotes (Ganztagsbe­
treuung, Teilzeitbetreuung. Halbtagsbetreuung)" kann in der 

.j	 Nichtzutreffendes bitte streichen 
Nichtzutreffendes bitte streichen 

Regel nur zu Beginn des folgenden Betreuungsjahres erfol­
gen. Ein entsprechender Antrag ist von den Erziehungsbe­
rechtigten in der Regel drei Monate vor Ende des Betreuungs­
jahres an die Leitung der Einrichtung schriftlich zu stellen. 
Der Träger entscheidet nach Anhörung des Beirats. 

§7
 
Abmeldung und Kündigung
 

(1) Eine Abmeldung des Kindes ist in der Regel nur zum 
Ende des Betreuungsjahres (31.Juli) möglich. Die Abmeld ung 
des Kindes muß in diesem Fall von den Erziehungsberechtig­
ten bis zum 31. Mai schriftlich bei der Leitung der Einrichtung 
vorgelegt werden. Aus pädagogischen und betriebstechni­
schen Gründen kann einer Abmeldung oder Kündigung zum 
31. Mai und 30. Juni nicht entsprochen werden. 

(2) In besonderen Fällen können Erziehungsberechtigte 
das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von vier Wochen 
zum Monatsende kündigen. 

(3) Hat das Kind die Einrichtung länger als zwei Wochen 
nicht besucht, ohne daß eine Mitteilung der Erziehungsbe­
rechtigten erfolgte, ist der Träger der Einrichtung berechtigt, 
über den Platz frei zu verfügen. Die Erziehungsberechtigten 
werden vorab informiert. 

(4) Werden die Gebühren über einen Zeitraum von mehr 
als drei Monaten unbegründet nicht gezahlt, kann die Betreu­
ung des Kindes eingestellt werden. 

(5) Der Träger kann das Betreuungsverhältnis aus wichti­
gen Gründen kündigen, insbesondere wenn das Kind in der 
erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die 
Förderung der übrigen Kinder der Gruppe erheblich beein­
trächtigt wird. 

(6) Der Träger darf zur Erfüllung der Aufgaben nach der 
Präambel dieser Satzung die notwendigen Daten der Kinder 
und ihrer Erziehungsberechtigten erheben, verarbeiten und 
nutzen. 

§8
 
Regelung für den Besuch der Einrichtung
 

(1) Der regelmäßige Besuch der Einrichtung ist Vorausset­
zung für eine kontinuierliche Förderung des Kindes. Kann 
das Kind die Einrichtung nicht besuchen, haben die Erzie­
hungsberechtigten dies der Leitung oder der Gruppenleitung 
unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Zur schrittweisen Verselbständigung des schulpflichti­
gen Kindes in der Hortgruppe können mit den Erziehungsbe­
rechtigten schriftliche Vereinbarungen über besondere Ab­
wesenheitszeiten des Kindes an einzelnen Tagen getroffen 
werden," 

(3) Die Aufsichtspflicht obliegt kraft Gesetzes (§ 1631 BGB) 
den Personensorgeberechtigten. in der Regel den Erziehungs­
berechtigten. Für die Dauer des Besuchs der Einrichtung wird 
die Aufsichtspflicht auf den Einrichtungsträger übertragen. 
Der Träger bedient sich bei der Erfüllung seiner Verpflichtung 
pädagogisch ausgebildeter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

(4) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übernehmen das 
Kind in den Räumen der Einrichtung und übergeben es am 
Ende der Öffnungszeit wieder in die Aufsichtspflicht der Er­
ziehungsberech tigten. 

(5) Für den Weg zur Einrichtung sowie für den Nachhau­
seweg sind allein die Erziehungsberechtigten aufsichtspflich­
tig. Ein nichtschulpflichtiges Kind kann nur dann ohne Be­

6	 Nichtzutreffendes bitte streichen 
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gleitung nach Hause entlassen werden, wenn vorab eine 
schriftliche Erklärung der Erziehungsberechtigten in der Kin­
dertagesstätte hinterlegt wurde. 

(6) Hat das Kindertagesstättenpersonal aus pädagogi­
schen Gründen Bedenken dagegen, daß das Kind seinen 
Heimweg allein antritt, sind die Erziehungsberechtigten ver­
pflichtet, für die Abholung Sorge zu tragen. Wird dies abge­
lehnt, kann die Kündigung des Betreuungsverhältnisses 
durch den Träger der Kindertagesstätte erfolgen. 

(7) Mit der Einrichtung ist schriftlich zu vereinbaren, von 
welcher Person das Kind abgeholt wird und ob bestimmte 
Personen als Begleitperson ausgeschlossen sind. 

(8) Zur Teilnahme an Ausflügen und Reisen ist die schrift­
liche Einwilligung der Erziehungsberechtigten erforderlich. 

§9 
Gesundheitsvorsorge 

(1) Bei Erkrankung des Kindes ist die Einrichtung zu be­
nachrichtigen. 

(2) Bei Erkrankung des Kindes oder eines Haushaltsange­
hörigen des Kindes an einer übertragbaren Krankheit ist dies 
der Leitung der Einrichtung unverzüglich mitzuteilen. Solan­
ge die Gefahr einer Krankheitsübertragung besteht, darf das 
Kind die Einrichtung nicht besuchen (§ 48 Abs. 2 Bundesseu­
chengesetz). 

Eine ärztliche Unbedenklichkeitsbescheinigung ist vorzule­
gen, wenn das Kind die Einrichtung nach der Krankheit wie­
der besucht. 

§ 10 
Versicherungen 

(1) Kinder im Alter von drei Jahren bis zum Beginn der 
Schulpflicht sind durch die gesetzliche Unfallversicherung 
nach MalSgabe der Reichsversicherungsordnung unfallversi­
chert 

- auf dem direkten Weg zur Kindertagesstätte sowie auf 
dem direkten Nachhauseweg, 

- während des Aufenthaltes in der Kindertagesstätte inner­
halb der Öffnungszeit, 

- bei allen Tätigkeiten, die sich aus dem Besuch der Kinder­
tagesstätte ergeben -im Gebäude, auf dem Gelände und 
außerhalb der Kindertagesstätte, z.B. bei externen Unter­
nehmungen. 

(2) Kinder unter drei Jahren und schulpflichtige Kinder 
sind über den Sammelunfallversicherungsvertrag der Nor­
delbischen Ev.-Luth. Kirche unfallversichert. 

(3) Besuchskinder und andere Gäste, die an einer Veran­
staltung der Kindertagesstätte teilnehmen, sind ebenfalls 
über den Sammelunfallversicherungsvertrag der Nordelbi­
sehen Ev.-Luth. Kirche unfallversichert. 

(4) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, einen 
Unfall, den das Kind auf dem Weg zur Kindertagesstätte oder 
auf dem Nachhauseweg hat, der Leitung der Kindertagesstät­
te unverzüglich zu melden, damit die Kindertagesstätte ihrer 
Meldept1icht gegenüber der Unfallversicherung nachkom­
men kann. 

(5) Verlust, Verwechslung und Beschädigung der Klei­
dung und anderer mitgebrachter Gegenstände des Kindes 
sind nicht versichert. Eine Haftung wird nicht übernommen. 

§11
 
Mitwirkung der Erziehungsberechtigten
 

Die Mitwirkung der Erziehungsberechtigten erfolgt gemälS 
den §§ 17 und 18 KiTaG durch die Elternvertretung der Kin­
dertagesstätte und durch die Mitwirkung von Mitgliedern 
der Elternvertretung im Beirat der Einrichtung. Einzelheiten 
regelt die Geschäftsordnung für den Beirat der Einrichtung. 

§ 12 
Gebühren 

Für die Nutzung der Kindertagesstätte werden von den Er­
ziehungsberechtigten Gebühren nach der jeweils geltenden 
Kindertagesstättengebührensatz erhoben. Die Gebührensat­
zung erläßt der Kirchenvorstand. 

§13 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Kindertagesstättensatzung vom 
............ außer Kraft. 

Der Kirchenvorstand 

- Unterschrift ­

Vorstehende Kindertagesstättensatzung wurde 

1. vom Kirchenvorstand beschlossen am . 

2.	 vom Kirchenkreisvorstand kirchenaufsichtlieh genehmigt 
am und am wirksam. 

3. mit vollem Wortlaut veröffentlicht in am 
........... , (Veröffentlichungsorgan) 

oder 

ausgehängt in der Ev. Kindertagesstätte der Kirchenge­

meinde in der Zeit vom
 
............ bis .
 
nach vorheriger Bekanntmachung
 
in (Veröffentlichungsorgan) am .
 

Anhang 2 
MUSTER 

Gebührensatzung
 
der evangelischen Kindertageseinrichtung
 

der Kirchengemeinde ..
 

Nach Artikel 2 Abs. 2 des Vertrags zwischen dem Land 
Schleswig-Holstein und den evangelischen Landeskirchen in 
Schleswig-Holstein (in der Fassung vom 23. April 1957 in Ver­
bindung mit § 66 Einführungsgesetz zur Verfassung der Nor­
delbischen Ev.-Luth. Kirche vom 12. Juni 1976 in der Fassung 
vom 1. Februar 1986), Artikel 15 Abs. 1 Buchst. m) der Verfas­
sung der Nordelbischen EV.-Luth. Kirche, § 25 Abs. 3 des Ge­
setzes zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und 
Tagespflegestellen (Kindertagesstättengesetz - KiTaG vom 
12. Dezember 1991), § 90 Abs. 1 Gesetz zur Neuordnung des 
Kinder- und Jugendhilferechtes (Kinder- und Jugendhilfege­
setz - KJHG vom 26. Juli 1990) und § 12 der Kindertagesstät­
tensatzung vom , wird nach Beschlußfassung durch 
den Kirchenvorstand der Kirchengemeinde . 
vom und Erteilurig der kirchenaufsichtliehen Ge­
nehmigung durch den Kirchenkreisvorstand vom .. 
folgende Satzung erlassen. 
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§1 
Allgemeines 

(1) Für die Inanspruchnahme evangelischer Kinderta­
gesstätten werden nach § 25 Abs. 1 und Abs. 3 KiTaG zur teil­
weisen Deckung der Kosten Benutzungsgebühren erhoben. 

(2) Der Träger der Kindertagesstätte oder eine von ihm be­
auftragte Stelle darf zur Erfüllung der Aufgaben nach dieser 
Gebührensatzung die notwendigen Daten der Kinder und ih­
rer Erziehungsberechtigten erheben, verarbeiten und nutzen. 

(3) Die Aufnahme und Betreuung von Kindern wird durch 
die Benutzungsordnung geregelt. 

§2 
Entstehung und Fälligkeit der Gebühren 

(1) Mit dem Tag der Aufnahme des Kindes in die Kinder­
tagesstätte entsteht die Gebührenpflicht. 

(2) Bei der Aufnahme eines Kindes bis zum 15. eines Mo­
nats ist die volle Monatsgebühr zu zahlen, bei der Aufnahme 
nach dem 15. eines Monats die halbe Monatsgebühr. Die Bei­
träge sind monatlich im voraus, spätestens bis zum fünften 
eines jeden Monats in einer Summe zu entrichten. 

(3) Werden die Gebühren über einen Zeitraum von mehr 
als 3 Monaten unbegründet nicht gezahlt, kann die Betreuung 
des Kindes eingestellt werden. 

§3
 
Höhe der Gebühren
 

(1) Gemäß der Richtlinien des Kreises/der kreisfreien 
Stadt vom werden Gebühren in Höhe von höchstens/minde­
stens 'X, der ermittelten jährlichen Betriebskosten erho­
ben. Die einheitliche Regelung der Gebühren ist Bestandteil 
der Gebührenordnung. 

(2) Die Gebühr wird gem. § 12 der Kindertagesstättensat­
zung für das gesamte Kalenderjahr errechnet und ist in 
elf / zwölf] Teilbeträgen zu entrichten. 

(3) Der monatliche Teilbetrag beträgt: 

a) für Kinder im Alter von 0-3 Jahren 
- Vormittagsbetreuung (4 Std.) ............ DM 
- Teilzeitbetreuung (bis 6 Std.) 

ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

- Ganztagsbetreuung (ab 6 Std.) 
ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

b) für Kinder im Alter von 3-6 Jahren 
- Vormittagsbetreuung (4 Std.) ............ DM 
- Teilzeitbetreuung (bis 6 Std.) 

ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

- Ganztagsbetreuung (ab 6 Std.) 
ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

c) für Kinder im Alter von 6-14 Jahren 
- Vormittagsbetreuung (4 Std.) ............ DM 
- Teilzeitbetreuung (bis 6 Std.) 

ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

- Ganztagsbetreuung (ab 6 Std.) 
ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

1 Nichtzutreffendes bitte streichen 

Ist die Belastung der Gebühr den Erziehungsberechtigten 
nicht zuzumuten, können sie gem. § 90 Abs. 3 KJHG und § 25 
Abs.3 Satz 2 KiTaG einen Antrag auf Ermäßigung der Gebühr 
an den Träger der Einrichtung stellen. Die Einrichtung leitet 
den Antrag an den zuständigen Träger der öffentlichen Ju­
gendhilfe/oder das zuständige Sozialamt zur Entscheidung 
weiter. Zum Nachweis der Berechtigung einer ermäßigten 
Gebührenzahlung sind die Erziehungsberechtigten verpflich­
tet, die notwendigen Unterlagen dem Antrag beizufügen. 

Die Ermäßigung der Gebühr erfolgt nach Maßgabe des § 90 
Abs.4 KJHG. 

§4 
Besondere Ermäßigung der Gebühren 

Eine über § 25 Abs. 3 KiTaG hinausgehende Gebührener­
mäßigung ggf. ein Gebührenerlaß ist auf Antrag der Erzie­
hungsberechtigten an den Träger der Kindertagesstätte unter 
der Angabe von Gründen möglich. 

§5
 
Ende der Gebührenpflicht
 

(1) Die Gebührenpflicht endet auf ordentliche, schriftliche 
Kündigung, mit Ablauf der Kündigungsfrist. 

(2) Für die zu berücksichtigenden Kündigungsfristen wird 
auf § 7 der Kindertagesstättensatzung verwiesen. 

§6 
Gebührenschuldner 

Die Erziehungsberechtigten oder die Personen, auf deren 
Antrag das Kind in die Kindertagesstätte aufgenommen wor­
den ist, sind zur Zahlung der Gebühren verpflichtet. Sind 
mehrere Personen Cebührenschuldner. so haftet jede einzelne 
Person als Gesamtschuldner. 

§7 
lnkra fttreten 

Diese Satzung tritt am Ersten des auf die Veröffentlichung 
folgenden Monats in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 
............ außer Kraft. 

Der Kirchenvorstand 

- Unterschriften-

Vorstehende Gebührensatzung wurde 

1. vom Kirchenvorstand beschlossen am . 

2.	 vom Kirchenkreisvorstand kirchenaufsichtlich genehmigt 
am und am wirksam. 

3. mit	 vollem Wortlaut veröffentlicht in am 
............ (Veröffentlichungsorgan) 

oder 

ausgehängt in der Ev. Kindertagesstätte der Kirchenge­

meinde in der Zeit vom
 
............ bis .
 
nach vorheriger Bekanntmachung
 
in (Veröffentlichungsorgan) am .
 



Nr.ll	 GVOB!. 1994 Seite 257 

Anhang 3 
MUSTER 

Vertrag 

Zwischen 

der Ev-Luth. Kirchengemeinde .
 
vertreten durch den Kirchenvorstand
 

- nachstehend Kirchengemeinde genannt ­

und
 

der kommunalen Gemeinde .
 
vertreten durch die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister
 

und ein weiteres Mitglied der Gemeinde
 
- nachstehend Standortgerneinde! genannt­

wird zur Finanzierung der Kindertagesstätte der Ev.-Luth. 
Kirchengemeinde folgender Vertrag ge­
schlossen: 

§1
 
Grundstück, Gebäude
 

(siehe Anlage)
 

§2 
Träger 

(1) Die Kirchengemeinde betreibt als Träger auf dem in § 1 
genannten Grundstück mit aufstehendem Gebäude eine Kin­
dertagesstätte. 

(2) Der Träger der Einrichtung ist die Kirchengemeinde, 
vertreten durch den Kirchenvorstand. 

Der Kirchenvorstand nimmt die Rechte und Ptlichten als 
Anstellungsträger der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
wahr, er hat das uneingeschränkte Haushaltsrecht. er erläßt 
die Satzung bzw. den Betreuungsvertrag der Kindertagesstät­
te und die Gebührensatzung bzw. den Betreuungsvertrag der 
Kindertagesstätte sowie die Gebührensatzung bzw. die Teil­
nahmebeitragsregelung. 

(3) Den Vertragspartnern ist bewußt, daß die Kirche ihre 
Kindertagesstättenarbeit auf der Grundlage ihres kirchlichen 
Auftrags betreibt. 

§3
 
Anzuwendende Vorschriften
 

Für die Einrichtung und den Betrieb der Kindertagesstätte 
gelten neben den einschlägigen staatlichen Vorschriften die 
für die Kindertagesstätten in der NordeIbisehen F.v.-Luth. 
Kirche maßgebenden Vorschriften (Verfassung der Nordelbi­
sehen Ev-Luth. Kirche, Kirchengesetze. Tarifverträge) in der 
jeweils gültigen Fassung. 

§4 
Aufnahme der Kinder 

Die Kindertagesstätte nimmt Kinder im Alter bis zum voll­
endeten vierzehnten Lebensjahr auf unabhängig vom religiö­
sen Bekenntnis und der Nationalität. Der Kindergarten 
nimmt in der Regel Kinder im Alter von drei bis sechs Jahren 
auf, die Krippe Kinder bis zum vollendeten dritten Lebens­
jahr und der Hort Kinder im Alter vom sechsten bis zum vier­
zehnten Lebensjahr­

1	 Der Begriff Standortgemeinde bleibt auch erhalten, sofern sich der 
Vertragspartner aus mehreren kommunalen Gemeinden zusam­
mensetzt. 

2	 Nichtzutreffendes bitte streichen 

§5
 
Bau- und Einrichtungskosten
 

Die Kosten für Instandsetzungsarbeiten mit einem An­
schaffungs- bzw. Herstellungswert bis zu 5.000,- DM im Ein­
zelfall (als Richtwert inklusive Mehrwertsteuer) gehören 
nicht zu den Bau- und Einrichtungskosten. sondern zu den 
Betriebskosten gern. § 6. 

§6 
Betriebskosten 

(1) Die Betriebskosten der Kindertagesstätte werden gern. 
§ 25 Abs, 1 KiTaG durch Teilnahmebeiträge bzw. Gebühren, 
Eigenleistungen des Trägers, Zuschüsse der Standortgemein­
de sowie des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe und des 
Landes aufgebracht. Zu den Betriebskosten der Kinderta­
gesstätte gehören die Personal- und Sachkosten. 

Sachkosten sind 

a) Aufwendungen für die Gestaltung der sozialpädagogi­
schen Arbeit, 

b) Aufwendungen für Lebensmittel, medizinischen Auf­
wand, Energie und Wasser, allgemeiner Materialaufwand. 

c) Verwaltungsaufwand, Steuern, Abgaben, Versicherungen, 

d) Instandhaltung bzw. Bauunterhaltung und Ersatzbeschaf­
fung bis zu dem in § 5 genannten Betrag, 

e) Abschreibungen analog der Allgemeinen Pflegesatzverein­
barung Schleswig-Holstein in der jeweils gültigen Fas­
sung-' 

(2) Zur Finanzierung integrativer Gruppen finden die All­
gemeine Ptlegesatzvereinbarung Schleswig-Holstein und die 
Forderrichtlinien des Landes Schleswig-Holstein Anwen­
dung. 

(3) Die örtlichen Jugendhilfeträger stellen in Verbindung 
mit den Gemeinden die Bedarfsdeckung und die Absicherung 
der Finanzierung sicher. 

Nach Abzug der Teilnahmebeiträge bzw. Gebühren, der 
Zuschüsse des Landes und des örtlichen Jugendhilfeträgers 
tragen die Standortgemeinde 'X,der ungedeckten laufen­
den Betriebskosten und der Träger ...... % der ungedeckten 
laufenden Betriebskosten.' Der Eigenanteil des Trägers wird 
auf der Grundlage der Jahresendabrechnung bzw. des Be­
triebskostenergebnisses des Jahres so lange in absolu­
ter Höhe von DM festgeschrieben, bis der Eigenmit­
telanteil von '~\, zu den ungedeckten, laufenden Betriebs­
kosten erreicht ist. Der Eigenmittelanteil kann auch durch 
Zuweisung der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche oder des Kir­
chenkreises erbracht werden. 

(4) Die Standortgemeinde zahlt ihren Betriebskostenanteil 
in vier gleichen Raten, und zwar am 15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November eines jeden Jahres oder in mo­
natlichen Abschlagszahlungen.f Die Höhe der Raten richtet 
sich nach dem Sollansatz des laufenden Haushaltsjahres im 
Haushaltsplan der Kindertagesstätte. Eine Abrechnung der 
Zahlungen erfolgt bis zum des Folgejahres. Uber­
zahlungen werden mit nachfolgenden Abschlagszahlungen 
verrechnet. Eventuelle Nachzahlungen sind unverzüglich, 
spätestens mit der nächsten Abschlagszahlung vorzuneh­
men. 

3	 Die Abschreibungsregelung einschließlich der Baudarlehen bedarf 
einer weiteren Präzisierung vor Ort 

4	 Richtwert 20% bis 25% der ungedeckten, laufenden Betriebskosten 
lt. Beschluß der Synode der Nordelbischen Kirche vom 11.-13.4. 
1991. Dieses gilt für Kirchengemeinden und für Kirchenkreise, die 
über Kirchensteuermittel verfügen. 

5	 Nichtzutreffendes bitte streichen 
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Zur Vorbereitung der Haushaltsplanungen ist der Gemein­
de der Haushaltsplan bzw. der Haushaltsplanentwurf der 
Kindertagesstätte des Folgejahres bis zum eines je­
den Jahres vorzulegen. 

(5) Haushalts- und Stellenplan der Kindertagesstätte wer­
den im Benehmen der Standortgemeinde nach den hierfür 
geltenden Bestimmungen vom Kirchenvorstand festgestellt 
und beschlossen. 

Die Rechnungslegung erfolgt durch die Kirchengemeinde. 

§7 
Beirat 

(1) Die Kindertagesstätte hat gern. § 18 Abs. 1 KiTaG einen 
Beirat. Der Beirat besteht zu gleichen Teilen aus Mitgliedern 
der Elternvertretung. der pädagogischen Kräfte, des Trägers 
und der Standortgemeinde. 

(2) Für die Arbeit des Beirates gilt die Geschäftsordnung 
des Beirates, beschlossen durch den Kirchenvorstand am 

§8 
Einstellung des Betriebes 

Beabsichtigt die Kirchengemeinde, den Betrieb der Kinder­
tagesstätte einzustellen, so hat sie dies der Standortgemeinde 
unter Angabe der Gründe unverzüglich mitzuteilen. Die Kir­
chengemeinde ist in diesem Fall und im Fall einer Kündigung 
bei der Überleitung der Kindertagesstätte in eine andere Trä­
gerschaft behilflich. 

§9 
Vertragsdauer 

(1) Dieser Vertrag gilt bis zum 31.12.19 . 

Er verlängert sich stillschweigend jeweils um ein Jahr, so­
fern er nicht zwölf Monate vor Ablauf eines Kalenderjahres 
von einem der Vertragspartner schriftlich gekündigt wird. 

(2) Nebenabreden oder Ergänzungen zu diesem Vertrag 
bedürfen der Schriftform. 

(3) Dieser Vertrag tritt mit Wirkung vom in Kraft. 

(4) Mit diesem Vertrag tritt der Vertrag 
außer Kraft. 

von . 

§1O 
Genehmigungsvorbehalt 

Der Vertrag bedarf der kirchaufsichtlichen Genehmigung 
durch den Kirchenkreisvorstand. 

.................. , den .
 

Kirchengemeinde: 

Vorsitzende oder Vorsitzender des 
Kirchenvorstandes 
ein weiteres Mitglied des 
Kirchenvorstandes 

(Siegel) 

.................. , den ..
 

Standortgemeinde 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister 
ein weiteres Mitglied der 
Standortgemeinde 

(Siegel) 

* 

Anlage zum Vertrag 

zu § 5 (1): Grundstück, Gebäude 

Allgemeiner Hinweis: 

Entsprechend der örtlichen Situation ist in den Finanzie­

rungsvertrag der zutreffende Paragraph als § 1 einzufügen.
 
Die §§ 1a bis 1e betreffen bestehende Einrichtungen.
 
Die §§ 1f und 19 betreffen die Errichtung von Neubauten.
 

§la 

Die Kirchengemeinde hat im Jahre auf dem ihr 
gehörenden Grundstück , Grundbuch , 
Band , Blatt , Gemarkung r Flur 
............ , Flurstück , ein Kindertagesstättengebäude 
mit Gruppenräumen und den dazugehörigen Ne­
benräumen erstellt und eingerichtet. 

Das Gebä ude ist angemessen durch die Kirchengemeinde 
versichert. 

§lb 

(1) Die Standortgemeinde hat im Jahre auf dem 
ihr gehörenden Grundstück , Grundbuch , 
Band r Blatt , Gemarkung r Flur 
............ , Flurstück , ein Kindertagesstättengebäude 
mit Gruppenräumen und den dazugehörigen Ne­
benräumen erstellt und eingerichtet. 
Das Gebäude ist angemessen durch die politische Gemeinde 
versichert. 

(2) Die Standortgemeinde überläßt das in Absatz 1 ge­
nannte Grundstück mit daraufstehendem Gebäude unent­
geltlich/gegen eine monatliche Miete/gegen einen jährlichen 
Erbbauzins! in Höhe von DM der Kirchengemeinde 
zum Betrieb der Kindertagesstätte. 

§lc 

(1) Die Kirchengemeinde hat im Jahre auf dem 
der Standortgemeinde gehörenden Grundstück , 
Grundbuch r Band , Blatt r Gemar­
kung , Flur , Flurstück , als Bauträ­
ger ein Kindertagesstättengebäude mit Gruppenräumen 
und den dazugehörenden Nebenräumen erstellt und einge­
richtet. 
Das Gebäude ist angemessen durch die Kirchengemeinde 
versichert. 

(2) Die Eigentumsverhältnisse des Gebäudes regelt ein no­
tarieller Vertrag. 

(3) Die Standortgemeinde überläßt das in Absatz 1 ge­
nannte Grundstück unentgeltlich/gegen einen jährlichen 
Erbbauzins! in Höhe von DM der Kirchengemeinde. 

§ld 

(1) Die Standortgemeinde hat im Jahre auf dem 
der Kirchengemeinde gehörenden Grundstück , 
Grundbuch , Band r Blatt r Gemar­
kung r Flur , Flurstück , als Bauträ­
ger ein Kindertagesstättengebäude mit Gruppenräumen 
und den dazugehörenden Nebenräumen erstellt und einge­
richtet. 
Das Gebäude ist angemessen durch die Standortgemeinde 
versichert. 

1 Nichtzutreffendes bitte streichen 
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(2) Die Eigentumsverhältnisse regelt ein notarieller Ver­
trag. 

(3) Die Standortgemeinde überläßt das in Absatz 1 ge­
nannte Gebäude unentgeltlich/ gegen eine monatliche Miete! 
in Höhe von DM der Kirchengemeinde zum Betrieb 
der Kindertagesstätte. 

§ 1 e 

(1) Die Kirchengemeinde hat das Grundstück , 
Grundbuch , Band , Blatt , Gemar­
kung , Flur , Flurstück , mit dem 
daraufstehenden Gebäude mit Räumen und den da­
zugehörigen Nebenräumen zum Betrieb der Kindertagesstät­
te angemietet/gepachtet'. 
Das Gebäude ist angemessen durch den Vermieter/Verpäch­
ter versichert. 

(2) An der Einrichtung des Gebäudes hat sich die Standort­
gemeinde mit ....... ''l;, beteiligt. Die Kirchengemeinde hat sich 
mit ....... '1<, an der Einrichtung beteiligt. 

§ 1 f 

(1) Die Standortgemeinde überläßt der Kirchengemeinde 
unentgeltlich im Wege eines gesondert abzuschließenden 
Erbbauvertrages das Grundstück , Grundbuch 
............ , Band , Blatt , Gemarkung 
............ , Flur , Flurstück .. 

(2) Die Kirchengemeinde errichtet auf dem benannten 
Grundstück einen Neubau für den Betrieb einer Kinderta­
gesstatte mit Gruppenräumen und entsprechenden 
Nebenräumen. 
Das Gebäude wird angemessen durch die Kirchengemeinde 
versichert. 

§lg 

(1) Die Standortgemeinde überläßt der Kirchengemeinde 
unentgeltlich in dem Gebäude auf dem Grundstück , 
Grundbuch , Band , Blatt , Gemar­
kung , Flur r Flurstück die in der 
Grundrißzeichnung ausgewiesenen Räume für den Betrieb ei­
ner Kindertagesstätte. 
Das Gebäude ist durch die Standortgemeinde versichert. 

(2) Die Kirchengemeinde ist berechtigt, die im Lageplan 
ausgewiesene Fläche als Außenspielfläche zu nutzen. 

Anhang 4 
MUSTER 

Geschäftsordnung
 
für den Beirat der evangelischen Kindertagesstätte
 

Die evangelische Kindertagesstätte ist eine sozialpädagogi­
sche Einrichtung mit einem eigenen Betreuungs-, Erziehungs­
und Bildungsauftrag. der in kirchlicher Verantwortung selb­
ständig wahrgenommen wird. 

Die Kindertagesstättenarbeit hat Teil am Auftrag der Kir­
che, das Evangelium von Jesus Christus in Wort und Tat zu 
bezeugen. Sie ist Dienst der Kirche an Eltern und Kindern, 

1	 Nichtzutreffendes bitte streichen 

unabhängig vom religiösen Bekenntnis und der Nationalität 
der Familien. 

Zur Erfüllung des familienunterstützenden Erziehungs-, 
Bildungs- und Betreuungsauftages ist die Zusammenarbeit 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit den Eltern! erfor­
derlich. Die Eltern wirken an wichtigen Entscheidungen der 
Kindertagesstätte mit. 

Auf der Grundlage von § 22 Abs. 3 KJHG und § 18 Abs, 1-4 
KiTaG regelt die nachfolgende Geschäftsordnung die Mitwir­
kung der Eltern! in den evangelischen Kindertagesstätten. 

§1
 
Aufgaben des Beirats
 

(1) Der Beirat hat die Aufgabe, den Träger der Einrichtung 
zu beraten und bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben und 
Pt1ichten zu unterstützen. Er hat über Themen, die die Kin­
dertagesstätte betreffen, zu beraten. Die ßeratungsergebnisse 
sind an den Träger zur Entscheidung weiterzuleiten. 

Er hat die Möglichkeit, Anträge an den Kirchenvorstand zu 
richten und nimmt Stellung zu Anfragen des Kirchenvorstan­
des. 

(2) Darüber hinaus hat der Beirat die Aufgabe, bei der Vor­
bereitung inhaltlicher Entscheidungen mitzuwirken. 

(3) Dem Träger der Kindertagesstätte - vertreten durch 
den Kirchenvorstand - obliegt die Beschlußfassung über die 
Empfehlungen des Beirats. 

(4) Besteht ein Gesamtbeirat (Trägerzusammenschluß 
oder auf Kirchenkreisebene), entsendet der Beirat entspre­
chend der Geschäftsordn ung Vertreter oder Vertreterinnen in 
den Gesamtbeirat. 

§2 
Zusammensetzung des Beirats 

(1) Der Beirat ist zu gleichen Teilen aus Mitgliedern der El­
ternvertretung, der pädagogischen Kräfte, des Trägers und 
der Standortgemeinde zu besetzen. Alle Beiratsmitglieder ha­
ben Sitz und Stimme­

(2) Der Kirchenvorstand wählt - für die Dauer der Amts­
zeit des Kirchenvorstandes - aus seiner Mitte drei Mitglieder. 
Scheidet ein Mitglied aus, so ist für den Rest der Amtszeit eine 
neue Vertreterin oder ein neuer Vertreter nachzuwahlen. 
Wiederwahl ist einmal möglich. 

(3) Für die pädagogischen Kräfte gehören Kraft Amtes die 
Leiterin oder der Leiter und zwei weitere aus ihrer Mitte ge­
wählte Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen der Kinderta­
gesstätte dem Beirat an. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
wählen die Mitglieder für drei Jahre. Scheidet ein Mitglied 
aus, so ist für den Rest der Amtszeit eine neues Mitglied nach­
zuwählen. Wiederwahl ist möglich. 

(4) Jede Gruppenelternversammlung wählt aus ihrer Mitte 
zwei Elternvertreter oder -vertreterinnen. Diese gewählten 

1	 Eltern im Sinne dieser Geschäftsordnung sind auch alleinerziehen­
de Elternteile,Verwandte, in deren Haushalt das Kind lebt, sowie 
Pflegeeltern. Im Text der Geschäftsordnung wird der Begriff 
Erziehungsberechtigte angewandt. 
Obwohl das Kindertagesstättengesetz den Standortvertretern oder 
den Standortvertreterinnen nur partiell eine Beratungsfunktion im 
Beirat zuweist, empfehlen wir - zur Vermeidung weiterer Gremi­
enbildung unter Beteiligungder Standortgemeinde - eine gleichbe­
rechtigte und kontinuierliche I3eratungsfunktion durch Sitz und 
Stimme für die Vertretung der Standortgemeinde im Beirat. 
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Gruppenelternvertreter bilden gemeinsam die Elternvertre­
tung. Diese wählt aus ihrer Mitte drei Beiratsmitglieder für 
ein Jahr. Scheidet ein Beiratsmitglied aus, so ist für den Rest 
der Amtszeit ein neu es Beiratsmitglied nachzuwählen. Die 
Amtszeit endet spätestens mit Ausscheiden des Kindes aus 
der Kindertagesstätte. 

(5) Bei einer ein- und zweigruppigen Kindertagesstätte 
setzt sich der Beirat aus jeweils zwei Mitgliedern der Eltern­
vertretung, der pädagogischen Kräfte, des Trägers und der 
Standortgemeinde zusammen. Alle Beiratsmitglieder haben 
Sitz und Stimme. 

(6) Die Standortgemeinde benennt drei Mitglieder. Schei­
det ein Mitglied aus, so ist für den Rest der Wahlperiode für 
diese Person eine neue Benennung vorzunehmen. 

(7) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Beirats sollen 
der Ev-Luth. Kirche angehören. 

§3
 
Einberufung des Beirats
 

(1) Nach der Wahl der Beiratsmitglieder lädt der oder die 
Vorsitzende des Kirchenvorstandes zur ersten Sitzung des 
Beirats ein. Die Beiratsmitglieder wählen aus ihrer Mitte einen 
Vorsitzenden oder eine Vorsitzende, einen Stellvertreter oder 
eine Stellvertreterin und einen Schriftführer oder eine Schrift­
führerin. 

(2) Der Beirat tagt mindestens zweimal im Jahr. Der oder 
die Vorsitzende lädt mindestens 14 Tage vorher unter Angabe 
der vorläufigen Tagesordnung zu den Sitzungen ein. Die Sit­
zungen sind nicht öffentlich. Die Sitzungsteilnehmerinnen 
und Sitzungsteilnehmer sind zur Verschwiegenheit verpflich­
tet. 

(3) Zu aufSerordentlichen Sitzungen ist der Beirat einzube­
rufen, wenn es ein Drittel der Mitglieder des Beirats oder der 
Träger unter Angabe eines berechtigten Grundes verlangen. 

§4 
Sitzungen des Beirats 

(1) Der oder die Vorsitzende bereitet die Sitzungen des Bei­
rats der Kindertagesstätte vor, eröffnet die Sitzung und leitet 
die Verhandlung. Die Tagesordnung wird endgültig zu Be­
ginn der Sitzung festgelegt. 

(2) Der Beirat ist beschlußfähig, wenn der oder die Vorsit­
zende oder der oder die stellvertretende Vorsitzende und 
mindestens die Hälfte der Beiratsmitglieder anwesend sind. 
Beschlüsse des Beirats werden mit einfacher Mehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 

(3) Über jede Sitzung ist ein Sitzungsprotokoll zu erstellen. 

(4) Die Beratungsergebnisse des Beirats werden dem Trä­
ger der Kindertagesstätte vor dessen Entscheidung, späte­
stens zehn Tage nach der Beiratssitzung. schriftlich mitgeteilt. 

§5 
Inkrafttreten 

Die Geschäftsordnung tritt am /mit Wir­
kung vom in Kraft und setzt die Geschäfts­
ordnung vom außer Kraft. 

Anhang 5 
MUSTER 

Benutzungsordnung 
für die Kindertagesstätte der Ev.-Luth. Kirchengemeinde 

Nach Artikel 15 Abs. 1 Buchst. m) der Verfassung der Nor­
delbischen Ev -Luth. Kirche hat der Kirchenvorstand der Ev.-
Luth. Kirchengemeinde in der Sitzung am 
............ die nachstehende Benutzungsordnung beschlossen. 

Präambel 

Die evangelische Kindertagesstätte ist eine sozialpädagogi­
sche Einrichtung mit einem eigenen Betreuungs-, Erziehungs­
und Bildungsauftrag. der in kirchlicher Verantwortung selb­
ständig wahrgenommen wird. 

Die Kindertagesstättenarbeit hat Teil arn Auftrag der Kir­
che, das Evangelium von [esus Christus in Wort und Tat zu 
bezeugen. Sie ist Dienst der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 
an Eltern und Kindern, unabhängig vom religiösen Bekennt­
nis und von der Nationalität der Familien. 

Zur Erfüllung des familienunterstützenden Erziehungs-. 
Bildungs- und Betreuungsauftrages ist die Zusammenarbeit 
zwischen der Mitarbeiterschaft und den Eltern] erforderlich. 
Die Eltern wirken bei wichtigen Entscheidungen der Kinder­
tagesstätte mit. 

Inhaltsübersicht 
§ 1: Geltungsbereich und Rechtsform 
§ 2: Anzuwendende Vorschriften 
§ 3: Angebot der Kindertagesstätte 
§ 4: Öffnungszeiten, Ferienregelung, Sonderdienste 
§ 5: Aufnahme 
§ 6: Übernahme in einen anderen Bereich der Einrichtung 
§ 7: Abmeldung und Kündigung 
§ 8: Regelung für den Besuch der Einrichtung 
§ 9: Gesundheitsvorsorge 
§ 10: Versicherungen 
§ 11: Mitwirkung der Erziehungsberechtigten 
§ 12: Teilnahmebeiträge 
§ 13: Inkrafttreten 

§ 1
 
Geltungsbereich und Rechtsform
 

(1) Diese Benutzungsordnung gilt für die Kindertagesstät­
te der Ev-Luth. Kirchengemeinde .. 

(2) Die Kindertagesstätte ist eine unselbständige Anstalt, 
betrieben nach privatem Recht. 

§2 
Anzuwendende Vorschriften 

Die Arbeit der Kindertagesstätte geschieht nach Maßgabe 
dieser Benutzungsordnung auf der Grundlage der nachste­
henden Rechtsvorschriften 

- Gesetz zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilfe­
rechts (Kinder und Jugendhilfegesetz - KJHG) vom 26. Juni 
1990 (BGBI. S. 1163) 

] Eltern im Sinne dieser Satzung sind auch alleinerziehende Eltern­
teile, Verwandte, in deren Haushalt das Kind lebt sowie Pflegeel­
tern. Im Satzungstext wird der Begriff Erziehungsberechtigte 
angewandt. 
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- Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 
und Tagespflegestellen (Kindertagesstättengesetz -Ki­
TaG), (GVOBl. Schl.-H. vom 19.12.1991, S. 651) 

- Mindestvoraussetzungen für die Errichtung und den Be­
trieb von Kindertageseinrichtungen (Landesverordnung 
für Kindertageseinrichtungen - KiTaVO) vom 19. Novem­
ber 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 517) 

- die für die Kindertagesstättenarbeit in der Nordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche maßgebenden Vorschriften (Verfassung 
der NEK, Kirchengesetze. Tarifverträge) 

in der jeweils gültigen Fassung. 

§3 
Angebot der Kindertagesstätte 

Die Kindertagesstätte nimmt Kinder in folgenden Berei­
chen der Einrichtung auf2 

- In der Krippe Kinder bis zum vollendeten dritten Lebens­
jahr, 

- in den Kindergartengruppen in der Regel Kinder vom voll­
endeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt. 

- in der Hortgruppe schulpflichtige Kinder bis zum vollen­
deten vierzehnten Lebensjahr, 

- in altersgemischten Gruppen Kinder von .... Monaten bis 
zum Schuleintritt. 

- in der Integrationsgruppe Kinder mit und ohne Behinde­
rung vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schu­
leintritt. 

Das Aufnahmeverfahren richtet sich nach § 5. 

§4 
Öffnungszeiten, Ferienregelung, Sonderdienste 

(1) Die Kindertagesstätte ist in der Regel von Montag bis 
Freitag geöffnet3 

- Ganztagsbetreuung von bis .. 
-Teilzeitbetreuung von bis .. 

- Halbtagsbetreuung von bis . 

(2) Bei Bedarf und im Rahmen der personellen Möglichkei­
ten kann ein Sonderdienst (Frühund/oder Spätdienst) einge­
richtet werden. Die Inanspruchnahme dieses Dienstes ist von 
den Erziehungsberechtigten bei der Leitung der Einrichtung 
schriftlich zu beantragen. LTher diesen Antrag entscheidet der 
Träger nach Anhörung des Beirats. 

(3) Während der Sommerferien für die Allgemeinbilden­
den Schulen in Schleswig-Holstein bleibt die Kindertagesstät­
te ...... Wochen geschlossen, ebenso zwischen Weihnachten 
und Neujahr. Die Schließungszeiten werden nach Anhörung 
der Elternvertretung und des Beirats vom Träger festgelegt 
und bis zum 15. Februar des Jahres bekanntgegeben. 

Ist die Betreuung eines Kindes während der Schließungs­
zeit anderweitig nicht gewährleistet, kann von den Erzie­
hungsberechtigten in der Regel bis zum 31. März des Jahres 
bei der Leitung der Einrichtung ein Antrag auf gesonderte Be­
treuung während der Ferienzeit unter Angabe der Gründe ge­
stellt werden.Über diesen Antrag entscheidet der Träger nach 
AnhÖrJlng des Beirats. 

2 Nichtzutreffendes bitte streichen 
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(4) Wird die Kindertagesstätte auf Anordnung des Ge­
sundheitsamtes oder aus anderen zwingenden Gründen vor­
übergehend geschlossen oder in ihrem Betrieb eingeschränkt, 
besteht kein Anspruch auf Aufnahme des Kindes in eine an­
dere Gruppe oder Notgruppe oder auf Schadensersatz. Eine 
Erstattung des Beitrages aus diesem Grund erfolgt nicht. 

§5 
Aufnahme 

(1) Die Aufnahme des Kindes erfolgt auf Antrag der Erzie­
hungsberechtigten in der Regel zu Beginn des Betreuungsjah­
res. Das Betreuungsjahr beginnt jeweils am 1. August und en­
det am 31. Juli des folgenden Jahres. Während des laufenden 
Betreuungsjahres können Kinder nur aufgenommen werden, 
wenn Plätze zur Verfügung stehen. 

(2) Die Aufnahme von Kindern ist durch die Zahl der ver­
fügbaren Plätze begrenzt. Übersteigt die Zahl der Aufnahme­
anträge die der verfügbaren Plätze, entscheidet der Träger der 
Einrichtung über die Vergabe der Plätze. 

Bei der Festlegung des allgemeinen Aufnahmeverfahrens 
wirkt der Beirat mit. 

(3) Für jedes Kind muß vor Aufnahme in die Kinderta­
gesstätte eine ärztliche Bescheinigung vorgelegt werden, daß 
kein Anhalt für solche übertragbaren Krankheiten vorliegt, 
die einer Aufnahme entgegenstehen. Diese Bescheinigung 
soll nicht älter als drei Wochen sein. Bei der Aufnahme sollen 
vorausgegangene Krankheiten, insbesondere Infektions­
krankheiten und Schutzimpfungen schriftlich festgehalten 
werden. 

§6 
Übernahme in einen anderen Bereich der Einrichtung 

(1) Die Aufnahme des Kindes erfolgt jeweils für den Be­
reich (Krippengruppe, Kindergartengruppe, Hortgruppe. al­
tersgemischte Gruppe, Integrationsgrupper' für den das Kind 
antragsgemäß aufgenommen wurde. Für die Aufnahme des 
Kindes in einen anderen Bereich der Einrichtung ist ein neuer 
Antrag zu stellen. Bei der Vergabe der Plätze werden vorran­
gig die Kinder berücksichtigt, die vorher in einem anderen 
Bereich der Einrichtung gefördert wurden. 

(2) Eine Änderung des zeitlichen Angebotes (Ganztagsbe­
treuurig. Teilzeitbetreuung. Halbtagsbetreuung)" kann in der 
Regel nur zu Beginn des folgenden Betreuungsjahres erfol­
gen. Ein entsprechender Antrag ist von den Erziehungsbe­
rechtigten in der Regel drei Monate vor Ende des Betreuungs­
jahres an die Leitung der Einrichtung schriftlich zu stellen. 
Der Träger entscheidet nach Anhörung des Beirats. 

§7 
Abmeldung und Kündigung 

(1) Eine Abmeldung des Kindes ist in der Regel nur zum 
Ende des Betreuungsjahres (31. Juli) möglich. Die Abmeldung 
des Kindes muß in diesem Fall von den Erziehungsberechtig­
ten bis zum 31. Mai schriftlich bei der Leitung der Einrichtung 
vorgelegt werden. Aus pädagogischen und betriebstechni­
schen Gründen kann einer Abmeldung oder Kündigung zum 
31. Mai und 30. Juni nicht entsprochen werden. 

(2) In besonderen Fällen können Erziehungsberechtigte 
das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von vier Wochen 
zum Monatsende kündigen. 

.j Nichtzutreffendes bitte streichen 
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(3) Hat das Kind die Einrichtung länger als zwei Wochen 
nicht besucht, ohne daß eine Mitteilung der Erziehungsbe­
rechtigten erfolgte, ist der Träger der Einrichtung berechtigt, 
über den Platz frei zu verfügen. Die Erziehungsberechtigten 
werden vorab informiert. 

(4) Werden die Teilnahmebeiträge über einen Zeitraum 
von mehr als drei Monaten unbegründet nicht gezahlt, kann 
die Betreuung des Kindes eingestellt werden. 

(5) Der Träger kann das Betreuungsverhältnis aus wichti­
gen Gründen kündigen, insbesondere wenn das Kind in der 
erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die 
Förderung der übrigen Kinder der Gruppe erheblich beein­
trächtigt wird. 

§8
 
Regelung für den Besuch der Einrichtung
 

(1) Der regelmäßige Besuch der Einrichtung ist Vorausset­
zung für eine kontinuierliche Förderung des Kindes. Kann 
das Kind die Einrichtung nicht besuchen, haben die Erzie­
hungsberechtigten dies der Leitung oder der Gruppenleitung 
unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Zur schrittweisen Verselbständigung des schulpflichti­
gen Kindes in der Hortgruppe können mit den Erziehungsbe­
rechtigten schriftliche Vereinbarungen über besondere Ab­
wesenheitszeiten des Kindes an einzelnen Tagen getroffen 
werden," 

(3) Die Aufsichtspflicht obliegt kraft Gesetzes (§ 1631 BGB) 
den Personensorgeberechtigten, in der Regel den Erziehungs­
berechtigten. Für die Dauer des Besuchs der Einrichtung wird 
die Aufsichtspflicht auf den Einrichtungsträger übertragen. 
Der Träger bedient sich bei der Erfüllung seiner Verpflichtung 
pädagogisch ausgebildeter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

(4) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übernehmen das 
Kind in den Räumen der Einrichtung und übergeben es am 
Ende der Öffnungszeit wieder in die Aufsichtspflicht der Er­
zieh ungsberechtigten. 

(5) Für den Weg zur Einrichtung sowie für den Nachhau­
seweg sind allein die Erziehungsberechtigten aufsichtspflich­
tig. Ein nichtschulpflichtiges Kind kann nur dann ohne Be­
gleitung nach Hause entlassen werden, wenn vorab eine 
schriftliche Erklärung der Erziehungsberechtigten in der Kin­
dertagesstätte hinterlegt wurde. 

(6) Hat das Kindertagesstättenpersonal aus pädagogi­
schen Gründen Bedenken dagegen, daß das Kind seinen 
Heimweg allein antritt, sind die Erziehungsberechtigten ver­
pflichtet, für die Abholung Sorge zu tragen. Wird dies abge­
lehnt, kann die Kündigung des Betreuungsverhältnisses 
durch den Träger der Kindertagesstätte erfolgen. 

(7) Mit der Einrichtung ist schriftlich zu vereinbaren, von 
welcher Person das Kind abgeholt wird und ob bestimmte 
Personen als Begleitperson ausgeschlossen sind. 

(8) Zur Teilnahme an Ausflügen und Reisen ist die schrift­
liche Einwilligung der Erziehungsberechtigten erforderlich. 

§9 
Gesundheitsvorsorge 

(1) Bei Erkrankung des Kindes ist die Einrichtung zu be­
nachrichtigen. 

(2) Bei Erkrankung des Kindes oder eines Haushaltsange­
hörigen des Kindes an einer übertragbaren Krankheit ist dies 
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der Leitung der Einrichtung unverzüglich mitzuteilen. Solan­
ge die Gefahr einer Krankheitsübertragung besteht, darf das 
Kind die Einrichtung nicht besuchen (§ 48 Abs. 2 Bundessau­
chengesetz) . 

Eine ärztliche Unbedenklichkeitsbescheinigung ist vorzule­
gen, wenn das Kind die Einrichtung nach der Krankheit wie­
der besucht. 

§1O 
Versicherungen 

(1) Kinder im Alter von drei Jahren bis zum Beginn der 
Schulpflicht sind durch die gesetzliche Unfallversicherung 
nach Maßgabe der Reichsversicherungsordnung unfallversi­
chert 

-	 auf dem direkten Weg zur Kindertagesstätte sowie auf 
dem direkten Nachhauseweg, 

- während des Aufenthaltes in der Kindertagesstätte inner­
halb der Öffnungszeit, 

-	 bei allen Tätigkeiten, die sich aus dem Besuch der Kinder­
tagesstätte ergeben - im Gebäude, auf dem Gelände und 
außerhalb der Kindertagesstätte, z.B. bei externen Unter­
nehmungen. 

(2) Kinder unter drei Jahren und schulpflichtige Kinder 
sind über den Sammelunfallversicherungsvertrag der Nor­
delbischen Ev.-Luth. Kirche unfallversichert. 

(3) Besuchskinder und andere Gäste, die an einer Veran­
staltung der Kindertagesstätte teilnehmen, sind ebenfalls 
über den Sammelunfallversicherungsvertrag der Nordelbi­
schen Ev-Luth. Kirche unfallversichert. 

(4) Die Erziehungsberechtigten sind verptlichtet, einen 
Unfall, den das Kind auf dem Weg zur Kindertagesstätte oder 
auf dem Nachhauseweg hat, der Leitung der Kindertagesstät­
te unverzüglich zu melden, damit die Kindertagesstätte ihrer 
Meldepflicht gegenüber der Unfallversicherung nachkom­
men kann. 

(5) Verlust, Verwechslung und Beschädigung der Klei­
dung und anderer mitgebrachter Gegenstände des Kindes 
sind nicht versichert. Eine Haftung wird nicht übernommen. 

§11 
Mitwirkung der Erziehungsberechtigten 

Die Mitwirkung der Erziehungsberechtigten erfolgt gemäß 
den §§ 17 und 18 KiTaG durch die Elternvertretung der Kin­
dertagesstätte und durch die Mitwirkung von Mitgliedern 
der Elternvertretung im Beirat der Einrichtung. Einzelheiten 
regelt die Geschäftsordnung für den Beirat der Einrichtung. 

§ 12 
Teilnahmebeiträge 

Für die Nutzung der Kindertagesstätte werden von den Er­
ziehungsberechtigten Gebühren nach der jeweils geltenden 
Teilnahmebeitragsregelung erhoben. Die Beitragsregelung 
erläßt der Kirchenvorstand. 

Vorstehende Kindertagesstättenordnung wurde 

1. vom Kirchenvorstand beschlossen am . 

2. vom Kirchenkreisvorstand kirchenaufsichtlich genehmigt 
am und am wirksam. 
Gleichzeitig wird die Benutzungsordnung vom 
. unwirksam. 

Der Kirchenvorstand 

- Unterschrift ­
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Anhang zur Benutzungsordnung 

Erklärung: 

Die Benutzungsordnung wurde uns/ mir bei der Aufnahme 
unseres/meines Kindes am ausgehändigt. 

Die Benutzungsordnung wird hiermit von uns/mir aner­
kannt. 

Ort und Datum Un terschri ft 

* 

Anhang 6 
MUSTER 

Teilnahmebeitragsordnung
 
der evangelischen Kindertageseinrichtung
 

der Kirchengemeinde .
 

Nach Artikel 2 Abs. 2 des Vertrags zwischen dem Land 
Schleswig-Holstein und den evangelischen Landeskirchen in 
Schleswig-Holstein (in der Fassung vom 23. April 1957 in Ver­
bindung mit § 66 Einführungsgesetz zur Verfassung der Nor­
delbischen Ev .-Luth. Kirche vom 12. Juni 1976 in der Fassung 
vom 1. Februar 1986), Artikel 15 Abs. 1 Buchst. m) der Verfas­
sung der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche, § 25 Abs. 3 des Ge­
setzes zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und 
Tagespflegestellen (Kindertagesstättengesetz - KiTaG vom 
12. Dezember 1991), § 90 Abs. 1 Gesetz zur Neuordnung des 
Kinder- und Jugendhilferechtes (Kinder- und Jugendhilfege­
setz - KJHG vom 26. Juli 1990) und § 12 der Kindertagesstät­
tensatzung vom , wird nach Beschlußfassung 
durch den Kirchenvorstand der Kirchengemeinde 
., , vom und Erteilung 
der kirchenaufsichtliehen Genehmigung durch den Kirchen­
kreisvorstand vom folgende Teilnahmebei­
tragsordnung erlassen. 

§1 
Allgemeines 

(1) Für die Inanspruchnahme evangelischer Kinderta­
gesstätten werden nach § 25 Abs. 1 und Abs. 3 KiTaG zur teil­
weisen Deckung der Kosten Teilnahmebeiträge erhoben. 

(2) Der Träger der Kindertagesstätte oder eine von ihm be­
auftragte Stelle darf zur Erfüllung der Aufgaben nach dieser 
Regelung die notwendigen Daten der Kinder und ihrer Erzie­
hungsberechtigten erheben, verarbeiten und nutzen. 

(3) Die Aufnahme und Betreuung von Kindern wird durch 
die Benutzungsordnung geregelt. 

§2 
Entstehung und Fälligkeit der Teilnahmebeiträge 

(1) Mit dem Tag der Aufnahme des Kindes in die Kinder­
tagesstätte entsteht die Beitragspflicht. 

(2) Bei der Aufnahme eines Kindes bis zum 15. eines Mo­
nats ist der volle Monatsbeitrag zu zahlen, bei der Aufnahme 
nach dem 15. eines Monats der halbe Monatsbeitrag. Die Bei­
träge sind monatlich im voraus, spätestens bis zum fünften 
eines jeden Monats in einer Summe zu entrichten. 

(3) Werden die Beiträge über einen Zeitraum von mehr als 
3 Monaten unbegründet nicht gezahlt, kann die Betreuung 
des Kindes eingestellt werden. 

§3 
Höhe der Teilnahmebeiträge 

(1) Gemäß der Richtlinien des Kreises/der kreisfreien 
Stadt vom werden Teilnahmebeiträge in Höhe 
von höchstens/mindestens % der ermittelten jährlichen 
Betriebskosten erhoben. Die einheitliche Regelung der Teil­
nahmebeiträge ist Bestandteil der Teilnahmebeitragsord­
nung. 

(2) Der Beitrag wird gern. § 12 der Benutzungsordnung für 
das gesamte Kalenderjahr errechnet und ist in elf /zwölf! Teil­
beträgen zu entrichten. 

(3) Der monatliche Teilbeitrag beträgt: 

a) für Kinder im Alter von 0-3 Jahren 
- Vormittagsbetreuung (4 Std.) ............ DM 
- Teilzeitbetreuung (bis 6 Std.) 

ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

- Ganztagsbetreuung (ab 6 Std.) 
ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

b) für Kinder im Alter von 3-6 Jahren 
- Vormittagsbetreuung (4 Std.) ............ DM 
- Teilzeitbetreuung (bis 6 Std.) 

ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

- Ganztagsbetreuung (ab 6 Std.) 
ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

c) für Kinder im Alter von 6-14 Jahren 
- Vormittagsbetreuung (4 Std.) ............ DM 
- Teilzeitbetreuung (bis 6 Std.) 

ohne Verpflegung ............ DM 
mit Verpflegung ............ DM 

- Ganztagsbetreuung (ab 6 Std.) 
ohne Verpflegung DM 
mit Verpflegung DM 

Ist die Belastung des Beitrages den Erziehungsberechtigten 
nicht zuzumuten, können sie gern. § 90 Abs. 3 KJHG und § 25 
Abs. 3 Satz 2 KiTaG einen Antrag auf Ermäßigung des Beitra­
ges an den Träger der Einrichtung stellen. Die Einrichtung lei­
tet den Antrag an das Sozialamt der Gemeinde zur Entschei­
dung weiter. Zum Nachweis der Berechtigung einer ermäßig­
ten Beitragszahlung sind die Erziehungsberechtigten ver­
pflichtet, die notwendigen Unterlagen dem Antrag beizu­
fügen. 

Die Ermäßigung des Beitrages erfolgt nach Maßgabe des 
§ 90 Abs. 4 KJHG. 

§4 
Besondere Ermäßigung der Teilnahmebeiträge 

Eine über § 25 Abs. 3 KiTaG hinausgehende Beitragser­
mäßigung ggf. ein Beitragserlaß ist auf Antrag der Erzie­
hungsberechtigten an den Träger der Kindertagesstätte unter 
der Angabe von Gründen möglich. 

§5 
Ende der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht endet auf ordentliche, schriftliche 
Kündigung, mit Ablauf der Kündigungsfrist. 

(2) Für die zu berücksichtigenden Kündigungsfristen wird 
auf § 7 der Benutzungsordnung verwiesen. 

1 Nichtzutreffendes bitte streichen 
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§6 
Schuldner 

Die Erziehungsberechtigten oder die Personen, auf deren 
Antrag das Kind in die Kindertagesstätte aufgenommen wor­
den ist, sind zur Zahlung der Beiträge verpflichtet. Sind meh­
rere Personen Beitragsschuldner. so haftet jede einzelne Per­
son als Gesamtschuldner. 

Vorstehende Teilnahmebeitragsordnuung wurde 

1. vom Kirchenvorstand beschlossen am . 

2. vom	 Kirchenkreisvorstand kirchenaufsichtlich genehmigt 
am und am wirksam 

3.	 ausgehängt in der ev. Kindertagesstätte in der Zeit vom 
............ bis nach vorheriger Bekanntmachung 
im (Gemeindeblatt/Elternbrief). 

Gleichzeitig wird die Teilnahmebeitragsordnung vom 
............ unwirksam. 

Der Kirchenvorstand 

- Unterschriften-

Namensgebung der Friedhofskapelle zu Niebüll 
(Ev-Luth. Kirchengemeinde Niebüll) 

Kiel, 27. September 1994 

Aufgrund eines Beschlusses des Kirchenvorstandes vom 
18.Juli 1994 erhält die Friedhofskapelle zu Niebüll im Einver­
nehmen mit dem Bischof für den Sprengel Schleswig mit Wir­
kung vom 16. April 1995 den Namen 

"Osterkapelle" 

Nordelbisches Kirchenamt
 

im Auftrag
 

Görlitz
 

Az.: 10 KG Niebüll / R I / R 2 

Aufhebung eines personalen Seelsorgebereiches 

Kiel, den 14. September 1994 

Zwischen dem Evangelischen Militärbischof und dem Nor­
delbischen Kirchenamt ist die Aufhebung eines personalen 

Seelsorgebereiches vereinbart worden. Der Wortlaut der Ver­
einbarung wird nachstehend bekanntgemacht. 

Nordelbisches Kirchenamt 

D. Nonne 

Az.: 20 Wen torf (3) - P II / PI 

* 

Vereinbarung 

über die Aufhebung des personalen Seelsorgebereiches
 
bei der Evangelisch-Lutherischen Kirchengemeinde Wentorf,
 

Kirchenkreis Stormarn - Bezirk Reinbek-Billetal-.
 

Zwischen der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 
Kirche, vertreten durch das Nordelbische Kirchenamt. und 
dem Evangelischen Militärbischof wird folgendes vereinbart: 

§1 

Der bei der Evangelisch-Lutherischen Kirchengemeinde 
Wentorf gebildete personale Seelsorgebereich wird in Verfolg 
der Aufhebung des Dienstpostens des Evangelischen Stand­
ortpfarrers Wen torf aufgehoben. 

§2 

Die Vereinbarung vom 27.02. / 13.03.1981 tritt mit Wirkung 
vom 01.01.1995 außer Kraft. 

Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 
Nordelbisches Kirchenamt 

(L.S.) Dr. Klaus Blaschke 

Präsident 

Kiel, den 25. Juli 1994 

Der Evangelische Militärbischof 

(L.5.) Heinz-Georg Binder 

Militärbischof 

Bonn. den 2. September 1994 

Pfarrstellenerrichtung 

5. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Glückstadt. Kirchen­
kreis Rantzau (mit Wirkung vom 1. Dezember 1994). 

Az.: 20 Glückstadt (5) - P Il / P 3 
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Stellenanzeigen 

Pfarrstellenausschreibungen vier Kindergärten (300 Plätze) und zwei Friedhöfe trägt die 

In der Kirchengemeinde Blankeriese im Kirchenkreis Blan­
kenese ist die 3. Pfarrstelle vakant und baldmöglichst mit ei­
nem Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. Die Besetzung 
erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes. 

Die Kirchengemeinde Blankeriese hat 7.400 Gemeindeglie­
der. 

In einem reizvollen und vielseitigen Stadtteil Hamburgs 
sind wir "Kirche am Markt" - und wollen es auch sein: Unsere 
Gemeindearbeit umschließt traditionelle Angebote ebenso 
wie neue Formen. So feiern wir jeden Sonntag Gottesdienst 
mit Abendmahl, außerdem Taize-, Jungend- und Kindergot­
tesdienste, laden ein zum Kirchencafe am Markttag, zum 
"Talk" mit Prominenten und zu einer .Seniorenakademie". 
Unsere Gemeinde ist über ihre Grenzen für gute Kirchenmu­
sik (gerade neu besetzte A-Stelle) bekannt. "Kirche am Markt" 
heißt auch, daß wir uns den gesellschaftlichen Problemen stel­
len (Flüchtlingsarbeit. Runder Tisch, Obdachlosenarbeit). Die 
Mitarbeit Ehrenamtlicher ist für uns von hohem Wert. 

Wir wünschen uns einen Pastor oder eine Pastorin, der / die 
fähig und bereit ist, auf Menschen zuzugehen, Gemeinde zu 
sammeln, im Dialog zu bleiben im Miteinander mit den bei­
den Kollegen, der haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiter­
schaft und der Pröpstin. die an unsere Gemeinde angebunden 
ist. 

Wir wollen zusammenarbeiten mit jemandem, der seinen 
Schwerpunkt in der Jungendarbeit sieht und die Chance 
nutzt, junge Leute in die Gemeinde zu integrieren. Das sog. 
Treppenviertel. einer der ursprünglichen Bezirke in l3lanke­
nese, mit fast südlichem Charme, ist der freigewordene Bezirk 
unserer Gemeinde. Das geräumige Pfarrhaus steht direkt ne­
ben der Kirche - am Markt. 

Der Kirchenvorstand freut sich über eine Pastorin oder ei­
nen Pastor, die/ der das Gemeindeleben bereichert und sich 
der Mitverantwortung für diesen Stadtteil stellt. 

Bewerbungen mit ausführlichem hand geschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an die Frau Propstirr des Kirchenkrei­
ses Blankeriese. Dorrnienstrafse 1 a. 22587 Harnburg. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. 
Auskünfte erteilen Frau Pröpstin Lehrnann-Stäcker, Tel. 
040/861276, Herr Pastor Plank, Tel. 040/865826, Herr Pastor 
Poehls, Tel. 040/865561 und die Vorsitzende des Kirchenvor­
standes, Frau Dr. Lindig. Tel. 040/860383. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erschei­
nen dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Blankeriese (3) - PUP 2 
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In der Kirchengemeinde Brunsbüttel im Kirchenkreis Sü­
derdithmarschen wird die 2. Pfarrstelle zum 01.03.1995 va­
kant und ist baldmöglichst mit einer Pastorin oder einem Pa­
stor zu besetzen. Der jetzige Stelleninhaber tritt nach langjäh­
riger Tätigkeit in dieser Gemeinde in den Ruhestand. Die 
Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes. 

Die Kirchengemeinde Brunsbüttel (ca. 9200 Gemeindeglie­
der) hat zwei Kirchen und vier Pfarrstellen; zu jeder Pfarrstel­
le gehört ein Gemeindehaus. Auch die Verantwortung für 

Kirchengemeinde. 

Der Kirchenvorstand und viele andere ehrenamtliche, ne­
ben- und hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
eine Pastorin und drei Pastoren, engagieren sich miteinander 
in der verschiedenen Bereichen des Gemeindelebens. In bei­
den Kirchen herrscht reges gottesdienstliches Leben, geför­
dert durch zwei Kirchenmusiker. mehrere Chöre und weitere 
musikalische Gruppen. An bei den Kirchen findet auch reich­
liche Kindergottesdienstarbeit statt. 

Brunsbüttel ist eine aufstrebende Kleinstadt (13500 Ein­
wohner) mit einem hohen Anteil junger Menschen. Sie bietet 
für die Kirchengemeinde viele Anknüpfungspunkte und Ent­
faltungsmöglichkeiten. Auch zu katholischen Kirchenge­
meinde (1000 Mitglieder) bestehen gute Kontakte. Brunsbüt­
tel liegt nahe der Nordsee am Zusammenfluß von EIbe und 
Nord-Ostsee-Kanal. Alle Schularten sind am Ort vorhanden. 
Die Stadt hat einen hohen Freizeitwert und ein vielfältiges 
Kulturangebot. . 

Das geräumige Pastorat liegt am Cerneindezentrurn. 

Bewerbungen mit ausgführlichem, handgeschriebenen Le­
bensla uf sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkrei­
ses Süderdithmarschen, Klosterhof 19, 25704 Meldorf. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. 

Auskünfte erteilen der Vorsitzende des Kirchenvorstandes, 
Herr Pastor Binder, Tel. 0 48 52/45 78, die Kirchenvorsteher 
Horstmann. Tel. 0 48 52/ 2576 und Keden, Tel. 04852/875 
15, sowie Propst Horn, Tel. 0 48 32/6741 oder 67 37. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erschei­
nen dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Brunsbüttel (2) - P Ill zP 3 

Ste llenausschreibungen 

Die Ev.-Luth. Arischar-Kirchengemeinde Neumünster 
sucht zum 1. Januar 1'1% oder später 

eine Diakonin/einen Diakon oder 
eine GemeindepädagoginJeinen Gemeindepädagogen 

mit 75 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit. 

Der Schwerpunkt der Arbeit soll in der Kinder- und Jugen­
darbeit liegen. Im einzelnen denken wir an den Aufbau lind 
die Begleitung von Kinder- und jugendgruppen lind die Ge­
winnung von ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern. Mit­
arbeit bei Kinderund Jugendgottesdiensten und in der Konfir­
mandenarbeit soll dem Schwerpunkt untergeordnet sein. 
Neigungen und Begabungen der zukünftigen Mitarbeite­
rin / des zukünftigen Mitarbeiters werden bei der Planung be­
rücksichtigt. 

Die Anschar-Kirchengemeinde ist eine Innenstadtgemein­
de mit 7.800 Gemeindegliedern und 2,5 Pfarrstellen, einem 
Außenbezirk mit 0,5 Pfarrstelle und mit dem Propstsitz des 
Kirchenkreises Neumünster. Die neu zu besetzende Stelle ist 
seit drei Jahren vakant, so daß die Kinder- und Jugendarbeit 
neu aufzubauen ist. 
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Kooperation mit den Pastoren und der Kirchenmusikerin, 
die u.a. Kinderchorarbeit leistet, wird ebenso erwartet wie die 
Orientierung am Evangelium von [esus Christus. 

Jugendräume sowie ein Büro stehen zur Verfügung. 

Die Vergütung richtet sich nach dem KAT-NEK. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis zum 30. 
November 1994 zu richten an den Kirchenvorstand der An­
schar-Kirchengemeinde. Am Alten Kirchhof 6, 24534 Neu­
münster. 

Auskünfte erteilen Rainer v.d. Bussche-H., Tel. 04321/ 
74297, Pastor Michael Möbius, Tel. 04321/4 6574, und Elek 
Schweckendiek, Tel. 04321/210 08. 

Az.: 30 - Anschar-Kirchengemeinde - E 2 

Die Ev-Luth. Kirchengemeinde Harksheide-Falkenberg 
sucht spätestens zum 1. März 1995 

eine Diakonin/einen Diakon (FS oder FHS) oder
 
eine sozialpädagogische Mitarbeiterinl
 
einen sozialpädagogischen Mitarbeiter
 

mit 38,5 Stunden wöchentlicher Arbeitszeit. 

Wir wünschen uns eine begeisterungsfähige Mitarbeite­
rin/ einen begeisterungsfähigen Mitarbeiter, die / der mit Ide­
en, Freude und Schwung die bestehende Kinder- und Jugen­
darbeit aktiv weiterführt, selbständig und eigenverantwort­
lich Konfirmandengruppen übernimmt, Konfirmandengot­
tesdienste und Andachten gestaltet, Freizeiten und andere 
Projekte durchführt, die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter begleitet und partnerschaftlieh mit den Grup­
penleiterinnen und Gruppenleitern, dem Kinder- und Ju­
gendausschuß und den übrigen Mitarbeiterinnen und Mitar­
beitern der Kirchengemeinde zusammenarbeitet. 

Die Besetzung erfolgt zunächst als Schwangerschafts- und 
Mutterschaftsvertretung. Eine spätere Festanstellung ist vor­
gesehen. Eine Aufteilung auf zwei teilzeitbeschäftigte Mitar­
beiterinnen/Mitarbeiter für die Bereiche Kinder- und Jugen­
darbeit bzw. Konfirmandenarbeit ist möglich. 

Die Vergütung erfolgt nach dem Kirchlichen Angestellten­
tarifvertrag (KAT-NEK). 

Bewerbungen sind umgehend zu richten an den Kirchen­
vorstand der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Harksheide-Falken­
berg, Kirchenplatz 1, 22S44 Norderstedt. 

Auskünfte erteilen Pastor Gunnar Urbach, Tel. 040/ 
525 41 35 oder 525 11 SI, und Sozialarbeiterin Ursula Volz­
Becker, Tel. 040/525 53 65 oder 529 6779. 

Az.: 30 - Harksheide-Falkenberg - E 2 

In der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Rellingen, Kirchenkreis 
Pinneberg. ist zum nächstmöglichen Termin die Stelle 

einer Diakoninleines Diakons oder 
einer Mitarbeiterinleines Mitarbeiters 

mit gleichwertiger Ausbildung 

zu besetzen. 

Wir wünschen uns eine Mitarbeiterin/einen Mitarbeiter, 
die/der mit Freude und Phantasie beim Gemeindeaufbau 
mitzuwirken bereit ist. Die Kirchengemeinde hat für ca. 8.500 

Gemeindeglieder drei Pfarrstellen. Ein Diakon ist hauptsäch­
lich in der Jugendarbeit in Rellingen-Ort tätig. Die Inhabe­
rin/der Inhaber der ausgeschriebenen Stelle übt ihre/seine 
Tätigkeit überwiegend im Gemeindezentrum Rellingen-Kru­
punder aus, das in dem an Hamburg angrenzenden Gemein­
debezirk liegt, für den Pastor Dr. Rüppel zuständig ist. 

Die Vergütung erfolgt nach dem KAT-NEK. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (Lichtbild) sind 
zu richten an den Vorsitzenden des Kirchenvorstandes der 
Ev.-Luth. Kirchengemeinde Rellingen, Hauptstraße 27 a, 
25462 Rellingen. 

Auskünfte erteilen der Vorsitzende des Kirchenvorstandes 
Herr G. Sehröder. Tel. 04101 /22760, Pastor Dr. Rüppel, Tel. 
04101/33108, und Diakon A. Scheerbarth, Tel. 04101/31637. 

Az.: 30 - Rellingen - E 2 

In der St. Markus-Cemeinde in Lübeck ist eine hauptamt­
liche 

B-Kirchenmusiker/innen-Stelle 

möglichst zum 1. Januar 1995 mit 50 'X, der regelmäßigen Ar­
beitszeit eines/einer vollbeschäftigten Mitarbeiters/Mitarbei­
terin neu zu besetzen. Die Besetzung erfolgt zunächst befristet 
bis zum 30. Juni 1996. Aus diesem Grund entfällt die übliche 
Probezeit. Die innerhalb der Arbeitszeit vom Kirchenmusi­
ker /Kirchenmusikerin wahrzunehmenden Aufgaben wer­
den im einzelnen durch eine örtliche Dienstanweisung festge­
legt. 

Die St. Markus-Gemeinde liegt am Stadtrand von Lübeck 
nach Bad Schwartau hin. Der Charakter des Vorortes ist vor­
wiegend durch Kleinsiedlung bestimmt (insgesamt ca. 5.400 
Gemeindeglieder) . 

Das Zentrum der Kirchenmusik sieht die St. Markus-Ge­
meinde in der Verkündigung des Evangeliums mit den Mit­
teln der Kirchenmusik im Gottesdienst. 

Die Gemeinde hat einen leistungsstarken gemischten Chor 
und eine Kemper-Orgel (19 Stimmen, 2manualig). 

Eine Zusammenarbeit mit den ehrenamtlich geleiteten Flö­
tenchören und dem Posaunenchor ist erwünscht. 

Die St. Markus-Gemeinde verfügt über ca. 200 Plätze und 
eine sehr gute Akustik. 

Der Dienstauftrag umfaßt neben dem wöchentlichen Got­
tesdienst in der Kirche sämtliche Amtshandlungen (keine 
Trauerfeiern), den 14-tägigen Gottesdienst im Alten- und 
Ptlegeheim, die Leitung des gemischten Chores und den re­
gelmäßigen Besuch der Dienstbesprechungen. 

Die Anstellung erfolgt nach dem kirchlichen Angestellten­
Tarifvertrag (KAT-NEK). 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind an den Kir­
chenvorstand der St. Markus-Cemeinde, z. Hd. Herrn [obst­
Rüdiger Puchert, Am Dreworp 21, 23554 Lübeck, Telefon 
0451/405598, zu richten. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: vier Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 
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Die Ev.-Luth. Christianskirchengemeinde in Hamburg-Ot­
tensen (Kirchenkreis Altona) sucht möglichst zum 1.1.1995 
oder später 

eineIn hauptamtlichen Kirchenmusiker/in 
(B-Stelle, 100 %) 

Die Christiansgemeinde lebt einerseits aus ihrer alten Tra­
dition, andererseits sucht sie nach neuen Wegen und Formen, 
den Menschen in dem lebendigen und bewegten Stadtteil Ot­
tensen zu begegnen. 

Wir bieten einem/r Kirchenmusiker/in dieser Gemeinde, 
in der in den letzten Jahren viele personelle Veränderungen 
vollzogen wurden - die Möglichkeit, eine kirchenmusikali­
sche Arbeit aufzubauen, die Traditionen mit eigenen Vorstel­
lungen und neuen Wegen verbindet. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Gemeinde bieten hierbei Unterstützung 
und Zusammenarbeit in einem engagierten Team. 

Von daher wünschen wir uns einen/eine Mitarbeiter/In. 
der / die die Kirchenmusik als integrativen Bestandteil der Ge­
meindearbeit versteht und aufgeschlossen verschiedenen 
Musikrichtungen und Veranstaltungsformen gegenüber­
steht. 

Freude an der musikalischen Ausgestaltung von Gottes­
diensten, Amtshandlungen und Andachten, sowie Unterstüt­
zung bei der Einführung des neuen Gesangbuches und der 
erneuerten Agende ist uns wichtig. Über die Bereitschaft zur 
Mitarbeit an besonderen Projekten innerhalb der Gemeinde­
arbeit würden wir uns freuen. Die Arbeit mit Kindern ist ein 
Schwerpunkt in der Gemeinde (Kindertagesstätte). 

Die spätbarocke Christianskirche verfügt über eine 360Jah­
re alte, zuletzt 1956 von Beckerath renovierte Orgel (3 Manua­
le, 36 Register), ein weiteres Orgelpositiv, ein Cembalo und 
Orff'sches Instrumentarium sowie ein Carillon (Glockenspiel 
mit Spieltisch, 12 Glocken). 

Zur Zeit existiert ein kleiner Chor. 

Die Vergütung erfolgt nach KAT-NEK. Bei der Wohnungs­
suche sind wir gerne behilflich. 

Bewerbungen sind zu richten an: Kirchenvorstand der 
Christianskirchengemeinde Hamburg-Ottensen, Suset­
testraße 11,22763 Harnburg. 

Auskünfte erteilen: Pastorin Zingel (040/39825220), Pastor 
Howaldt (040/398 25222), Herr Polzin (040/391 442). 

Bewerbungsfrist: 1. Dezember 1994. 

Az.: 30-Christianskirchengemeinde-T H/T 3 

* 

Beim Evangelischen Frauenwerk des Kirchenkreises Sege­
berg ist zum nächstmöglichen Termin folgende Stelle zu be­
setzen: 

Leiterin des Frauenwerkes. 

Wir suchen eine Frau, die theologische, erwachsenenpäd­
agogische und praktische Erfahrungen in kirchlicher Frauen­
arbeit haben sollte. 

Sie sollte auf Kirchenkreisebene und in den Gemeinden An­
sprechpartnerin für alle Frauen zum Aufbau einer lebendigen 
Kirche sein. 

- Seminare, Studientage. Gruppen zu aktuellen kirchlichen 
und gesellschaftlichen Themen 

- Weltgebetstag 

- Seminare für Kirchenvorsteherinnen 

- Starthilfe/Praxisberatung von Frauengruppen 

- Seelsorgerliche Einzelgespräche 

- Müttergenesungsarbeit. 

Es handelt sich um eine halbe Planstelle (19,25 Std. wöchtl.) 
Vergütung gern. KAT IV a. 

Auskunft erteilt der Vorsitzende des KKV, Propst Marten­
sen, Kirchplatz 3, 23795 Bad Segeberg (Te\. 04551-90840) und 
die Leiterin der AG Frauenarbeit im Kirchenkreis. Frau Mar­
got Reinsberg, Feldstraße 44,23843 Bad Oldesloe (Te\. 04531­
5858). 

Bewerbungen werden erbeten an den Kirchenkreisvor­
stand des Kirchenkreises Segeberg, Kirchplatz 1, 23795 Bad 
Segeberg. 

Bewerbungsschluß: 2 Wochen nach Veröffentlichung. 

Az.: 4890-1-WI Starke 

* 

Im Rechnungsprüfungsamt der Nordelbischen Ev.-Luth. 
Kirche ist die Stelle einer / eines 

Rechnungsprüferin I Rechnungsprüfers 
mit Abteilungsleitungsaufgaben 

mit Dienstsitz in Kiel zum nächstmöglichen Termin zu beset­
zen. 

Die Rechnungsprüfung in der Nordelbischen Kirche ist 
durch das Kirchengesetz vom 28.01.1989 (GVOB\. 1989, S. 34) 
geregelt. 

Die Stelleninhaberin / der Stelleninhaber wird mit Prü­
fungsaufgaben betraut und koordiniert als Abteilungsleite­
rin/ Abteilungsleiter die Tätigkeit der zugeordneten Prüfe­
rinnen und Prüfer. 

Bewerberinnen / Bewerber sollen über umfassende Fach­
kenntnisse und Erfahrungen in der Haushalts- und Wirt­
schaftsführung öffentlicher Einrichtungen sowie im Prü­
fungswesen verfügen. 

Die Mitgliedschaft in der Evangelischen Kirche wird vor­
ausgesetzt. 

Die Besoldung / Vergütung richtet sich nach der Besol­
dungsgruppe A 14 des KBesG der Nordelbischen Kirche und 
bei Fehlen der beamtenrechtlichen Voraussetzungen nach der 
entsprechenden Vergütungsgruppe des Kirchlichen Ange­
stelltentarifvertrages der Nordelbischen Kirche. 

Die Nordelbische Kirche ist bemüht den Frauenanteil zu er­
höhen; bei gleichwertiger Qualifikation werden Frauen be­
vorzugt eingestellt. 

Bewerbungen und Nachfragen sind an den Direktor des 
Rechnungsprüfungsamtes, Oberkirchenrat Loehr. Teilfeld 3, 
20459 Hamburg und telefonisch unter Nr. 0431 (Kiel)/991-260 
bzw. - 264 zu richten. 

Die Bewerbungsfrist läuft bis zum 1. Dezember 1994. 

Als Qualifikation betrachten wir auch eine bisher geleistete Az.: 0312 - V 1 Grüder 
ehrenamtliche Tätigkeit. 

Schwerpunkte der Arbeit sollen sein: * 
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In der Verwaltung des Ev.-Luth. Kirchenkreises Flensburg 
ist die Planstelle 

einer PersonaIsachbearbeiterinJ 
eines Personalsachbearbeiters 

zu besetzen. 

Geboten wird eine Vergütung nach VergGr. V b KAT-NEK 
mit Bewährungsaufstieg nach VergGr. IV b KAT-NEK. 

Bewerberinnen und Bewerber müssen die Zweite Verwal­
tungsprüfung abgelegt haben oder über eine gleichwertige 
abgeschlossene Ausbildung verfügen. 

Erwartet wird ferner eine mehrjährige Berufserfahrung in 
der Personalabteilung mit entsprechenden Kenntnissen im 
Tarifrecht des kirchlichen oder öffentlichen Dienstes sowie im 

Arbeits- und Sozialversicherungsrecht. Die Stelleninhabe­
rin/der Stelleninhaber vertritt den Abteil ungsleiter für Perso­
nalangelegenheiten. 

Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach Er­
scheinen dieser Ausgabe an den Kirchenkreisvorstand des 
Ev.-Luth. Kirchenkreises Flensburg, Mühlenstraße 19, 24937 
Flensburg, zu richten. 

Auskünfte erteilt der Verwaltungsleiter, Herr Krause, Tel. 
0461-50309-14/31. 

Az.: 30 KK Flensburg - D 13 

Personalnachrichten 

Die Zweite Theologische Prüfung im Herbst 1994 haben be­
standen: 

Inga Bohne, Christian Butt, Hans-Heinrich Ehlers, Jens Pe­
ter Erichsen, Dirk Fanslau. Brigitte Fröhlich, Sabine Fröhlich, 
Volker Harms-Heynen, Jöm de [ager, Petra Kallies, Olaf Krä­
mer, Dr. Reinhold Liebers, Matthias Lobe, Ekkehard Maase, 
Carolin Paap, [ens-Uwe Ramm, Kirsten Ruwoldt, Kirsten 
Sattler, Michael Schirmer, Dr. Gabriele Schrnidt-Lauber, Pe­
ter Schuchardt. Michael Sernbritzki, Dirk Sobott, Cordula 
Sorgenfrei, Anke Stolte-Edel, Karsten Struck, [örn Thießen, 
Lisa Tsang-Dorn. Martina Ulrich, Tim Voß, Dr. Christian An­
ders Winter und Dr. Matthias Wünsche. 

Ernannt: 

Mit Wirkung vom 1. Oktober 1994 die bisherige Kirchenin­
spektorin Alrnuth Brum m a c k zur Kirchenoberinspekto­
rin beim Nordelbischen Kirchenamt in Kiel: 

mit Wirkung vom 1. November 1994 der Pastor z. A. Ulrich 
Nuß bau m , zur Zeit in Oldenburg, bei gleichzeitiger 
Begründung eines Dienstverhältnisses als Pastor auf 
Lebenszeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum 
Pastor der 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Oldenburg 
in Holstein. Kirchenkreis Oldenburg; 

mit Wirkung vom 1. September 1994 der Pastor Hans-Albert 
Preuß, bisher in Lubeck, zum Pastor der 1. Pfarrstelle 
Kirchengemeinde St. Gertrud in Lubeck, Kirchenkreis 
Lübeck. 

Berufen: 

Mit Wirkung vom 1. Oktober 1994 auf die Dauer von 5 Jahren 
der Pastor z. A. Michael Hanfstängl, z.Z. in Harnburg. 
bei gleichzeitiger Begründung eines Dienstverhältnisses 
als Pastor auf Lebenszeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. 
Kirche in das Amt eines theologischen Referenten im 
Afrika-Referat des Nordelbischen Missionszentrums mit 
dem Dienstsitz in Hamburg.; 

mit Wirkung vom 1. Oktober 1994 auf die Dauer von 5 Jahren 
der Pastor Ulrich Weh r , bisher in Harnburg. zum Pastor 
der 29. Pfarrstelle der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zur 

Dienstleistung mit besonderem Auftrag Friedhofspfar­
ramt Ohlsdorf und Öjendorf - mit dem Dienstsitz in 
Harnburg. 

Eingeführt: 

Am 11. September 1994 die Pastorin Ulrike Br ö t z m a n n als 
Pastorin in die 3. Pfarrstelle der Christus-Gemeinde 
Kronshagen. Kirchenkreis Kiel.: 

am 18. September 1994 der Pastor Bertolt C a r Is 0 n als Pastor 
in die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Burg auf 
Fehrnarn, Kirchenkreis Oldenburg; 

am 4. September 1994 der Pastor Rüdiger Ein fe Id t als Pastor 
in die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Büdelsdorf 
Kirchenkreis Rendsburg; 

am 4. September 1994 der Pastor Egfried Ke m p f als Pastor 
in die 27. Pfarrstelle der Nordelbischen Ev-Luth. Kirche 
zur Dienstleistung mit besonderem Auftrag - Gehörlosen­
seelsorge in den Kirchenkreisen Neumünster und Rends­
burg-; 

arn 11. September 1994 der Pastor Harry Li e d t ke als Pastor 
in die Pfarrstelle der Kirchengemeinde St. Marien Heili­
genstedten, Kirchenkreis Münsterdorf; 

arn 11. September 1994 der Pastor Holger Pe n t z i e n als 
Pastor in die 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Glück­
stadt, Kirchenkreis Rantzau; 

am 11. September 1994 die Pastorin Susanne Zingel als 
Pastorin in die 1. Pfarrstelle der Christians-Kirchengc­
meinde Altona, Kirchenkreis Altona. 

Verlängert: 

Die Beurlaubung der Pastorin Ute Grümbel für eine 
wissenschaftliche Arbeit an der Universität Harnburg um 
ein Jahr über den 31. Dezember 1994 hinaus; 

die Amtszeit des Pastors Peter Kruse als Inhaber der 
Pfarrstelle des Kirchenkreises Alt-Hamburg für Kranken­
hausseelsorge im Allgemeinen Krankenhaus Bergedorf 
um 5 Jahre über den 31. Dezember 1994 hinaus bis 
einschließlich 31. Dezember 1999; 

die Beurlaubung des Pastors Uwe Ni s s e n für den kirchli­
chen Auslandsdienst in Nairobi / Kenia um 3 Jahre über 
den 31. August 1995 hinaus. 
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Beauftragt: 

Mit Wirkung vom 1. Dezember 1994 die Pastorin z.A. 
Christina Henke, Z.Z. in Pinneberg. im Rahmen ihres 
Dienstverhältnisses als Pastorin auf Probe zur NordeIbi­
sehen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 2. Pfarrstel­
le der Vicelin-Kirchengemeinde Sasel. Kirchenkreis Stor­
marn - Bezirk Bramfeld-Volksdorf - (Auftragsänderung): 

mit Wirkung vom 1. Dezember 1994 der Pastor z. A. 
Hans-Joachim S tu ck , z Z; in Harnburg. in einem uneinge­
schränkten Dienstverhältnis als Pastor auf Probe zur 
Nordeibisehen Ev.-Luth. Kirche mit der kombinierten 
Aufgabe der Verwaltung der 3. Pfarrstelle der NEK für 
Seelsorge an Kriegsdienstverweigerern und Zivildienstlei­
stenden und der Verwaltung der Pfarrstelle der Kirchen­
gemeinden Hamwarde und Worth, Kirchenkreis Herzog­
tum Lauenburg (Auftragsänderung). 

t
 
Pastor i.R. 

Helmut Gerber 
geboren am 12. Juni 1927 in Harnburg 

gestorben am 15. September 1994 in Flensburg 

Der Verstorbene wurde am 10. November 1957 in 
Hamburg ordniniert. 

Anschließend war er Hilfsgeistlicher und Pastor in 
Hamburg-Eimsbüttel. Ab 1970 war er Pastor in 
Hamburg-Bramfeld und ab 1973 Pastor in Sereetz. 
Vom 1. Juni 1985 an bis zu seinem Eintritt in den 
Ruhestand zum 1. November 1986 war er Pastor in 
Eggebek-Jörl. 

Die Nordeibisehe Ev.-Luth. Kirche dankt Pastor 
Gerber. 

[esus Christus lasse ihn die ewige Herrlichkeit 
schauen. 

Beurlaubt: 

Mit Wirkung vom 1. Dezember 1994 auf die Dauer eines Iahres 
die Pastorin Christine Eh le n , geb. Eiste, bisher in 
Hamwarde, nach den Bestimmungen des § 92 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 des Pfarrergesetzes der VELKD in den Fassungen 
vom 04.04.1989,16.10.1990 und 06.11.1993. 

In den Ruhestand versetzt: 

Mit Wirkung vom 1. März 1995 der Pastor Ernst-Ulrich 
Bin der in Brunsbüttel; 

mit Wirkung vom 1. März 1995 der Direktor Pastor Paul-Ger­
hard Hoerschelmann in Breklum; 

mit Wirkung vom 1.Februar 1995 der Pastor Gerhard H op pe 
in Elmshorn; 

mit Wirkung vom 1. Januar 1995 der Pastor Helmuth 
Ka 11 ä nein Stockelsdorf. 

t
 
Pastor i.R. 

Emst-Peter Petersen 
geboren am 14. April 1925 in Burg auf Fehmarn 
gestorben am 15. September 1994 in Hannover 

Der Verstorbene wurde am 29. Oktober 1950 in 
Schleswig ordiniert. Anschließend war er Hilfsgeist­
licher in Büdelsdorf. 

Ab 1951 war er Pastor in Sandesneben und von 1954 
an bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand zum 1. Mai 
1988 war er Pastor in Sahms. 

Die Nordeibisehe Ev.-Luth. Kirche dankt Pastor 
Petersen. 

[esus Christus lasse ihn die ewige Herrlichkeit 
schauen. 
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